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Aus gegebenem Anlaß 

20 Jahre SOFI, 10 Jahre Berichte über seine Forschungen in den "Mitteilungen" -

für uns noch keine Jahrestage zum Feiern und Kränze flechten; auf große Worte 

soll also auch an dieser Stelle verzichtet werden. In unserem Aufsatz "Arbeit und 

Gesellschaft - Rückblicke und Ausblicke aus 25 Jahren Göttinger Soziologischer 

Forschung" (Mitteilungen Nr. 15) haben wir unser Selbstverständnis vorgetragen 

und die weiteren Arbeitsperspektiven umrissen. Dem ist hier nicht mehr hinzuzu­

fügen als der Hinweis, daß die Aufsätze "Haben Industriearbeiter besondere Pro­

bleme mit dem Umweltthema?" (Mitteilungen Nr. 15) und "Arbeitsmarktkrise und 

lokale Verarbeitung" (s. Beitrag in diesem Heft) unseren Programmabsichten folgen, 

den Gefahren "bindestrichsoziologischer" Verengung bisheriger Schwerpunktsetzun­

gen gegenzuhalten, theoretische und empirische Raumgewinne zu schaffen. 

Im mühseligen Geschäft, sozialwissenschaftliche Grundlagenforschung in Einzel­

projekten über den Markt der Forschungsförderung und öffentlich-rechtlicher Be­

auftragung zu finanzieren, steht erfolgreiche Aquisition auch ein Stück weit fÜr 

Resonanz: In Wissenschaft und Praxis gibt es Interessenten an unserer Arbeit. Ob 

wir in der Form der "Mitteilungen" den richtigen Weg gehen, zusätzlich zu Buch­

und Forschungsberichtsveröffentlichungen Instituts-Transparenz zu gewährleisten, 

ist für uns selbst weniger durchsichtig. Wo die Post die "Mitteilungen" abliefert, 

sagt uns unsere Adressenkartei; wie aber werden sie gelesen und genutzt? Aus An­

laß der Jahrestage Anregungen und Kritik in dieser Frage zu bekommen - das wäre 

fÜr uns ein schönes Geburtstagsgeschenk. 

M. Sch. 
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Frank Gerlach, Martin Kronauer, Michael Schumann 

ARBBITSMARKTKRISB UND LOKALE VERARBEITUNG 

Fragestellung und erste Ergebnisse einer empirischen Untersuchung 

Im folgenden stellen wir zentrale Fragestellungen des von der DFG geförderten Pro­
jekts "Regionalstudie zu sozialstrukturellen Auswirkungen der Arbeitsmarktkrise" 
vor sowie erste Ergebnisse der Auswertung einet Primärerhebung von Daten* zur 
Arbeitslosigkeit in den Untersuchungsorten. Diese Erhebung wird mit anderen me­
thodischen Verfahren, insbesondere Expertengesprächen und einer Befragung von 
Arbeitslosen und Beschäftigten, kombiniert, um die Auswirkungen der Arbeitsmarkt­
krise und ihre gesellschaftlich-politische Verarbeitung im systematischen Vergleich 
zweier Kleinstädte zu untersuchen. 

L 

Unser Projekt greift in die laufende Debatte über die sozialen und politischen Folgen 

der langfristigen und - gemessen an der Prosperitätsphase der Nachkriegsgeschich­

te - hohen Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik ein. Politisch zugespitzt geht es 

um die Frage, ob die Auseinandersetzung mit der gegenwärtigen Arbeitsmarktkrise 

für oder gegen die von ihr Betroffenen geführt wird und weiterhin geführt werden 

kann. Das schließt auf der sozialstrukturellen Ebene die Frage nach den Bedingungen 

der Möglichkeit von Ausgrenzung oder offensiver Offenlegung der Krise ein, auf der 

sozialpolitischen Ebene die Frage, ob und wie ausgeprägt sich richtungsweisende 

Formen solidarischen Handelns unter den Arbeitslosen bzw. zwischen Arbeitslosen 

und Nicht-Arbeitslosen ausmachen lassen oder welche Mechanismen sozialer Kon­

trolle eine solidarisch-offensive Antwort auf die Krise unterbinden. 

Das Fazit der Debatte läßt sich in vier unseren eigenen Überlegungen nahekommen-
1) 

den Feststellungen zusammenfassen : 

1. Beide Pole der globalen Alternative "Arbeitslosigkeit erzeugt Revolte" (die "klas­

sische" Hoffnung der Linken) versus "Arbeitslosigkeit stürzt die Betroffenen in 

Apathie" (der "klassische" Befund der Marienthal-Studie) sind für die Bundes-

* An der Bearbeitung und Diskussion der Daten war Heidemarie Hanekop maßgeb­
lich beteiligt. 
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republik gleichermaßen unrealistisch. Als Forschungshypothesen verstellen sie 

darüber hinaus den Blick auf soziale und politische Veränderungen, die sich 

"unterhalb" derartiger Globalaussagen vollziehen. 

2. Obwohl das Funktionieren der kapitalistischen Gesellschaftsordnung der Bundes­

republik durch anhaltend hohe Arbeitslosigkeit nicht in Frage gestellt ist - eine 

Folge u.a. der sich vertiefenden objektiven Abspaltung des Arbeitslosensegments 

von den Beschäftigtengruppen - erzeugt die hohe Arbeitslosenquote politischen 

Handlungsdruck. Die gegenwärtig vorherrschende konservative Strategie betreibt 

unter dem ideologischen Banner einer Mobilisierung sozialer Eigeninitiative (Poli­

tik der "neuen Subsidiarität") in der Tat eine weitere Spaltung der Krisenbetrof­

fenen und widerruft bzw. unterminiert deren sozialstaatliche Ansprüche. Die 

wachsende Diskrepanz in den Beschäftigungschancen zwischen Stammbelegschaf­

ten und Randbelegschaften bzw. arbeitslos Gewordenen, bei denen Arbeitslosig­

keitsrisiken kumulieren, könnte derartige Ausgrenzungsstrategien unterstützen, 

3. Die mobilisierte soziale Eigeninitiative geht jedoch im herrschenden Konzept 

nicht deckungsgleich auf. Unterhalb der Ebene eines Angriffs auf die kapitalisti­

sche Ordnung und jenseits einer resignativen Anpassung zeigen sich Keimformen 

solidarischen Handelns zur Krisenverarbeitung. 

4. Um diese Keimformen aufzuspüren und in ihren Potentialen beurteilen zu können, 

muß sich die Arbeitslosenforschung auf die Untersuchung des lokalen Handlungs­

raums konzentrieren, auf den diese Initiativen bezogen sind und aus dem sie ent­

stehen. 

Unser Projekt beginnt dort, wo dieses Fazit endet: bei der Frage, was die Arbeits­

losensituation im lokalen sozialen Umfeld konstituiert und wie der lokale Handlungs­

raum beschaffen ist, in dem die Arbeitsmarktkrise verarbeitet wird. Eine solche Fra­

gestellung erfordert allerdings, die gängigen Pfade der Arbeitslosenforschung zu ver­

lassen. Es genügt nun nicht mehr, in der Untersuchung allein von den Arbeitslosen 

auszugehen. 
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II. 

Am exemplarischen Fall zweier in den letzten zehn Jahren von der Krise des Ar­

beitsmarktes stark bzw. sehr stark betroffener Kleinstädte untersuchen wir, welche 

neuen Soziallagen sich im Gefolge anhaltend hoher Arbeitslosigkeit herausbilden, 

und welche Festigkeit diese Soziallagen bereits angenommen haben. Zu diesem 

Zweck gehen wir der Frage nach, wie sich die Arbeitsmarktkrise auf die verschiede­

nen, von ihr in unterschiedlicher Weise betroffenen oder bedrohten, sozialen Schich­

ten materiell auswirkt. Darüber hinaus wollen wir wissen, welche Strategien die Kri­

senbe troffenen einschlagen, sowohl um auf dem Arbeitsmarkt (wieder) beschäftigt 

zu werden, als auch um finanzielle Einbußen infolge der Krise auszugleichen. 

Bereits die Feststellung, daß die Verarbeitungsstrategien der Betroffenen auf die 

innere Differenzierung und die Festigkeit der neuen Soziallagen einen erheblichen 

Einfluß ausüben, zwingt dazu, bei der Untersuchung über den Kreis der Arbeitslosen 

selbst hinauszugehen. Der .Erfolg oder Mißerfolg von Bemühungen, wieder Arbeit 

zu finden, hängt u.a. von der lokalen bzw. regionalen Beschäftigungsstruktur und 

deren Verschiebungen insgesamt ab sowie von institutionellen Angeboten, etwa des 

Arbeitsamts, und den Strategien von arbeitsmarktbestimmenden Unternehmen und 

politischen Instanzen. Die Versuche„Einbußen im Haushaltsbudget zu kompensieren, 

sind in der Regel darauf angewiesen, familiäre, nachbarschaftliche und informell­

soziale Resourcen (Kontakte im Verein, in der "informellen Ökonomie" usw.) zu mo­

bilisieren, aber auch politisch-institutionelle Angebote (etwa Ermäßigungen für Ar­

beitslose im Preis von Dienstleistungen) wahrnehmen zu können. 

Vor allem aber läßt sich die Frage, ob sich die neuen Soziallagen zu abgeschotteten 

Sozialsegmenten verfestigen oder eingebunden bleiben in die unterschiedlichen Di­

mensionen des sozialen Lebens der Untersuchungsorte, keineswegs allein von der 

internen Zusammensetzung der Arbeitslosenpopulation her beantworten. Vielmehr 

erfordert sie, sich den sozialen Verhältnissen zuzuwenden, die sich zwischen den Ar­

beitslosensegmenten und den aufgrund ihrer jewelllgen Position in der Beschäfti­

gungsstruktur nicht, noch nicht, ode r indirekt von Arbeitslosigkeit bedrohten Grup­

pierungen bzw. Klassensegmenten herausbilden sowie den institutionellen Formen, 

in denen diese Verhältnisse zum Tragen kommen. 

Aus diesen Gründe n haben wir uns entschlossen, bei der Untersuchung der Verarbei­

tungsformen der Krise und ihrer sozia lstrukturellen Folgen den politisch- institutio­

nellen Handlungs raum der Kommune n einzubeziehen und die Strategien de rer, die 
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von Amts wegen oder infolge ihrer sozialen Stellung mit der Krise befaßt sind. Dar­

über hinaus wollen wir Erkenntnisse über den sozialen Handlungsraum von Lokalität 

gewinnen, soweit er auf die Handlungsmuster Einfluß hat, in denen die Betroffenen 

sich mit der Arbeitsmarktkrise auseinandersetzen. Mit einer Kombination unter­

schiedlicher Vorgehensweisen erschließen wir uns die Untersuchungsdimensionen. 

Unser Erkenntnisinteresse läßt sich in der Frage zusammenfassen, welche neue so­

ziale Realität sich als Folge individueller, teilkollektiver und institutioneller Ausein­

andersetzungen mit beinahe zehn Jahren Arbeitsmarktkrise herausgebildet hat. Han­

delt es sich bei dieser sozialen Realität um eine "neue Normalität", die im wesentli­

chen die alte geblieben ist, weil sie die Konfrontation mit hoher Arbeitslosigkeit 

durch die Ausgrenzung der Betroffenen und die Verfestigung eines neuen Sozialseg­

ments "bewältigen" konnte? Oder handelt es sich um eine in der Tat neue Normali­

tät, die es den Betroffenen (und wenn ja, welchen) ermöglicht, sich auf Dauer in 

einer von Arbeitslosigkeit geprägten Soziallage einzurichten - mittels materieller 

Kompensationsstrategien bei verändertem 'N'iveau der Lebensführung, mittels stüt­

zender Einbindungen in eine sozial noch durchlässige Lokalität, vielleicht auch mit­

tels einer Umwertung in den Maßstäben, die bisher die Einstellung zur Arbeit und 

Nicht-Arbeit beherrscht haben? Oder aber finden sich Anzeichen, die darauf hindeu­

ten, daß die Normalität von Arbeitslosigkeit und ihren Folgen selbst noch in Frage 

gestellt bleibt - von wem und mit welchen strategischen Intentionen? Denkbar wäre 

schließlich, daß die angesprochenen sozialen Realitäten in einer Region oder Lokali­

tät koexistieren, ungleich verteilt auf die, die mit ungleichen Voraussetzungen und 

Chancen in die Krise hineingeraten sind. 

Daß lokale Studien über die Krisenfolgen angesichts der drastischen regionalen Un­

terschiede in der Bundesrepublik besonders fruchtbar und notwendig sind, darüber 

besteht weitgehende Übereinstimmung in der gegenwärtigen Diskussion. Es ergibt 

sich dabei allerdings das Problem, aus der Vielzahl von Fällen eine Wahl treffen zu 

müssen, die es dennoch ermöglicht, zu verallgemeinerbaren Aussagen über soziale 

Zusammenhänge zu kommen. Indem wir unsere Untersuchung als Vergleich zweier 

Städte anlegten, die beide hohe Arbeitslosenquoten aufweisen, deren Arbeitsmarkt­

krisen sich aber strukturell unte rscheiden, haben wir uns eine Möglichke it eröffnet, 

gezielt anhand von Hypothesen die Auswirkungen von Krisentypus und Krisenschärfe 

auf die Formen der Krisenverarbeitung zu überprüfen. Die Stadt Northe im repräsen­

tiert für uns den Typus einer Arbeitsmarktkrise, in der überdurchschnittlich hohe 

Arbeitslosigkeit zusammen mit Prosperität in wichtigen Wirtschaftsbereichen auf-
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tritt. Die Stadt Uslar repräsentiert den Typus einer noch zugespitzteren Krise im 

Gefolge eines weitreichenden Zusammenbruchs der traditionellen wirtschaftlichen 

Infrastruktur. Jeder Ort steht damit beispielhaft für eine spezifische Krisenkonstel­

lation, die jeweils in der Bundesrepublik verbreitet ist. Allerdings sind wir uns be­

wußt, daß beide Orte wegen ihres kleinstädtischen Charakters Krisenwirklichkeiten 

in der Bundesrepublik repräsentieren, die sicherlich von der in Großstädten verschie­

den sind. 

Wie stark sich die Unterschiede im Krisentvpus in der jeweiligen Zusammensetzung 

der Arbeitslosenpopulation und in den Berufsw~gen der Arbeitslosen bemerkbar 

machen, wie sehr es deshalb darauf ankommt, bei der Untersuchung der Verarbei­

tungsmuster von Arbeitslosigkeit die Wirkung dieser Unterschiede im Auge zu behal­

ten, wollen wir im folgenden zeigen. Anhand einiger Hypothesen stellen -wir die er­

sten Ergebnisse einer Untersuchung zur Struktur der Arbeitslosigkeit in beiden 

Städten vor, die auf einer Primärerhebung beruht, die wir in den Arbeitsämtern 

durchführten. Bevor wir das Vorgehen bei der Erhebung skizzieren, sei in aller Kürze 

auf einige, fÜr die folgenden Ausführungen wichtige Merkmale der Untersuchungs­

orte und ihrer Arbeitsmarktkrisen hingewiesen. 

m. 

Die Städte Northeim und Uslar, beide in Südniedersachsen und in demselben Land­
kreis gelegen, spielen in ihrer Region eine unterschiedliche Rolle. 

Die Stadt Northeim nimmt die Position eines regionalen "Mittelzentrums" ein. Die 
Kreisbehörden und zentrale Bildungseinrichtungen haben hier ihren Sitz. Darüber 
hinaus vermochte die Stadt im Zuge der Altstadtsanierungsmaßnahmen der frühen 
70er Jahre ihre Attraktivität fÜr das Umland als regionales Einkaufszentrum zu ver­
stärken. 

Durch den Zustrom von Flüchtlingen verdoppelte sich Northeims Bevölkerung auf 
rund 20. 000 in den 50er Jahren. Dies ist auch jetzt noch etwa der Bevölkerungsstand 
der von uns untersuchten Kernstadt, Mit den Eingemeindungen umliegender 
Ortschaften im Jahr 1974 stieg die Einwohnerzahl insgesamt auf heute rund 31.000 
Bewohner. 

Industrie siedelte sich in größerem Umfang erst nach dem zweiten We ltkrieg an. Zu­
vor hatten sich die Bürger der Industrialisierung und damit Proletarisierung des Or­
tes erfolgreich widersetzt - nach ihrem Willen sollte Northeim bleiben, wozu es im 
19. Jahrhundert geworden war, eine Beamten- und Garnisonstadt. Zwischen 1945 
und 1962 ließen sich drei größere Betriebe nieder: eine Firma der Textilbranche und 
eine der Papierindustrie mit jeweils rund 400 Beschäftigten, schließlich, als größter 
Arbeitgeber, ein Zweigwerk der Firma Conti mit ca. 1.500 Beschäftigten. 
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Northeim ist Beamten- und Dienstleistungsstadt geblieben und 1961 auch wieder 
Garnisonstadt geworden. Gut die Hälfte der sozialversicherungspflichtig erwerbstä­
tigen Northeimer war 1987 damit beschäftigt, öffentliche und private Dienstleistun­
gen zu erbringen. Demgegenüber arbeiteten 38 % von ihnen im verarbeitenden Ge­
werbe. 

Erste Anzeichen einer Arbeitsmarktkrise machten sich im Arbeitsamtsbezirk Nort­
heim 1974 und 1975 bemerkbar (vgl. Tabelle I). Bereits damals zeigte es sich, daß 
der Bezirk für die Krise anfälliger war, als das ohnehin überdurchschnittlich von Ar­
beitslosigkeit heimgesuchte Südniedersachsen. Der nächste Anstieg der Arbeitslosig­
keit zwischen 1980 und 1983 verlief ungleich schärfer. 1984 lag die Quote bei knapp 
15 %, rund doppelt so hoch wie in den Krisenjahren der Dekade zuvor, 1988 bei 
12,9 %. 

Tabelle 1: Arbeitslosenquoten in Northeim und Uslar* 
1969 - 1987 

Durchschnitt In den Ja hren 

1 5 

1 0 ··- ---

5 

69 10 11 12 13 1 4 15 16 11 76 19 eo 01 82 83 84 85 86 a1 

Nor111e i m 2 , 1 2 2,1 2 , 3 2 4 , 4 7 , 8 6 , 8 6 , 6 6.1 4,8 5.1 
UslBr 2 , 9 2 , 7 2,7 2,6 2 , 2 4 , 1 6. 6 4,9 4 ,6 5,1 5 , 1 5 , 1 

--Nor/hel m -- Usl ar 

• Di e nsts tellen Northeim und Usler des Arbeitsamtes Göttingen 

Quelle : Daten der Bundesanstalt für Arbeit 
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Aufgrund unserer Erhebung in den Arbeitsämtern können wir uns ein genaues Bild 
von der Zusammensetzung der Arbeitslosenpopulation in der Northeimer Kernstadt 
zum Zeitpunkt April 1988 machen. Wenig mehr als die Hälfte der Arbeitslosen waren 
Männer. Von diesen wiederum waren annähernd 70 % zuvor als Arbeiter tätig, 51 % 
als angelernte Arbeiter (vgl. Tabelle TI). Über ein Drittel hatte in Bau- und Baune­
benerwerbsberufen gearbeitet, knapp ein Drittel war im verarbeitenden Gewerbe 
beschäftigt. 

Tabelle II: Strukturdaten zur Arbeltsloslgkelt In Northeim und Uslar 

Northeim Uslar 
.. 

Männer Frauen Gesamt Mlnner Frauen Gesamt 

% % % " " " n=232 n=207 n=439 n=229 n=224 n=453 

Alter 
bis unter 25 Jahre 19,8 21,7 20,7 19,7 17,9 18,8 
bis unter 35 Jahre 21, 1 27,1 23,9 24,9 30,4 27,6 
bis unter 45 Jahre 20,7 16,4 18,7 14,4 15,6 15,0 
bis unter 55 Jahre 24,6 19,3 22,1 19,7 22,3 21,0 
über 55 Jahre 13,8 15,5 14,6 21,4 13,8 17,7 

letzte Erwerbltltlgkeit 
nicht Facharbeiter 51 ,3 39,6 45,8 55,0 38,4 46,8 
Facharbeiter 17,2 0,5 9,3 21,8 1,3 11,7 
einfacher Angestellter 4,7 34,8 18,9 3,5 33,5 18,3 
gehobener Angestellter 8,2 13,0 10,5 9,2 17,9 13,5 
betriebliche AusbHdung 4,7 3,4 4,1 3,9 3,1 3,5 
Sei bstständlge/Mlthetf ende 3,9 2,4 3,2 2,2 1,8 2,0 
nicht erwerbstätig 9,9 6,3 8,2 4,4 4,0 4,2 

Berufliche Ausbildung 
ohne berufliche Ausbildung 46,1 52,2 49,0 40,6 48.4 44,5 
betriebliche Ausbllclung 40,9 38,2 39,6 50,7 42,6 46,7 
Berufsfachschule 5,2 5,3 5,2 3,5 6,3 4,9 
Fachschule 1,7 3,4 2,5 3,1 2,2 2,7 
(Fach-)hochschule 6,0 1,0 3,6 2,2 0,4 1,3 

Typologie 
staoner Berufsweg, 

1. Arbeitslosigkeit 17,7 23,2 20,3 24,0 26,8 25,4 
stabH, nach Arbeitslosigkeit 

lnstabll 9,5 11, 1 10,3 12,2 4,9 8,6 
Instabiler Berufsweg 38,4 18,4 28,9 24,5 13,4 19,0 
typischer Berufsweg v. Frauen 16,9 8,0 23,7 11,9 
mißlungener Einstieg Jugendl. 11,2 10,6 10,9 9,2 10,3 9,7 
Salsonarbeltsloslgkelt 5,6 0,5 3,2 11,4 1,8 6,6 
Übergang zur Rente 0,4 1,4 0,9 2,2 0,9 1,5 
Sonstiges 17,2 17,9 17,5 16,2 18,3 17,2 

Quelle: Erhebung des SOFI In den Dienststellen Uslar und Northeim des Arbeitsamtes Göttingen 
Im April 1988 ; eigene Berechnungen 
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Die Arbeitsmarktkrise droht in Northeim dahin zu führen, daß eine erhebliche Zahl 
arbeitsloser Männer auf Dauer von Erwerbsarbeit ausgeschlossen wird. Diejenigen, 
die vor Jahren noch zwischen Arbeitslosigkeit und Beschäftigung wechseln konnten, 
sind jetzt am stärksten der Gefahr ausgesetzt, aus dem Arbeitsmarkt herausgedrängt 
zu werden. Dabei ist besonders bedenklich, daß die relative Prosperität des verarbei­
tenden Gewerbes in Northeim - die Umsatzzahlen blieben in den letzten Jahren sta­
bil und der größte Betrieb befindet sich in einer Aufschwungphase - diese Gefahr 
nicht gebannt hat. 

Bei Northeims arbeitslosen Frauen überwog der Anteil der Angestellten. Die Zahl 
derer, die bereits zwei Jahre und mehr arbeitslos waren, war erheblich geringer als 
bei den Männern (27 % gegenüber 41 %). Aber nach Aussagen lokaler Arbeitsmarkt­
experten stehen arbeitssuchende Angestellte in Northeim vor dem Problem, daß die 
Aufnahmekapazität der lokalen Verwaltungs- und Dienstleistungsberufe weitgehend 
erschöpft ist. 

Es bleibt festzuhalten, daß die Arbeitslosigkeit in Northeim im wesentlichen der Be­
wegung der bundesdeutschen Arbeitslosigkeit insgesamt folgte, aber auf höherem 
Niveau. Anfang der 80er Jahre konjunkturell mitbedingt, hat sich die Arbeitslosig­
keit inzwischen in wichtigen Bereichen unabhängig von konjunktureller Stabilisierung 
verfestigt. Aus diesem Grund sehen wir in Northeim den fÜr die Bundesrepublik typi­
schen Fall einer Arbeitsmarktkrise in Verbindung mit sektoraler wirtschaftlicher 
Prosperität. 

In diesem Fall besteht aber in besonderem Maße die Möglichkeit und Gefahr der so­
zialen Abspaltung und Stigmatisierung. Sie betrifft in -N-ortheim vor allem diejenigen 
Arbeiter, die in ihrer Berufsgeschichte am wenigsten sozialen Rückhalt in stabilen 
Beschäftigungsverhältnissen hatten. Ob die Potentiale für soziale Ausgrenzung akti­
viert und verstärkt oder zurückgedrängt werden - das ist die entscheidende Frage, 
die die Arbeitsmarktkrise in Northeim aufwirft. 

Im Unterschied zu Northeim hat die Stadt Uslar eine lange industrielle Geschichte, 
die bis ins 15. Jahrhundert zurückreicht. Zur Herstellung und Verarbeitung von Eisen 
kam im späten 19. Jahrhundert die Möbelproduktion als zweiter und bald vorherr­
schender industrieller Schwerpunkt hinzu. Heute ist die Stadt mit dieser Geschichte 
in besonderer, krisenhafter Weise konfrontiert. 

Konzentriert in der Hand einer Unternehmerfamilie, expandierte die Kleinmöbelher­
stellung seit der Jahrhundertwende stetig, lediglich von den Weltkriegen unterbro­
chen. In einer Stadt mit damals weniger als 7 .000 Einwohnern beschäftigte die Firma 
Ilse in Spitzenzeiten der Produktion am Ende der 50er Jahre rund 2.500 Arbeiter und 
Angestellte, einschließlich von 500 Saisonarbeitern. Über 400 Beschäftigte zählte 
Mitte der 70er Jahre der zweitgrößte Betrieb, die "Sollinger Hütte", mit den Produk­
tionsbereichen Stahlguß sowie Fahrzeug- und Maschinenbau. 

Die Eingemeindungen von 1974 ließen Uslars Bevölkerung auf 17.500 Bewohner an­
wachsen, ohne jedoch damit bereits eine neue räumliche Einheit und soziale Identität 
herbeizuführen. Aus diesem Grund entschieden wir uns auch in diesem Fall für eine 
Untersuchung im wesentlichen der Kernstadt. Seit dem Hochstand Mitte der 70er 
Jahre nahm die Bevölkerung stetig ab auf unter 16.000 im Jahr 1986. Die Kernstadt 
zählt heute rund 6.400 Einwohner. 

Trotz der Eingemeindung sozial sehr heterogener Bevölkerungen leben auch heute 
die meisten Uslarer von Handwerk und Industrie. Im Jahr 1980 betrug ihr Anteil un­
ter den sozialversicherungspflichtig Beschäftigt en noch 63 %. Als e ine Folge de r 
Krise sank diese r Anteil 1986 scharf auf 51 % ab. 
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Die Arbeitsmarktkrise war und ist in Uslar in Verlauf und Zuspitzung vom schritt­
weisen Niedergang der führenden Industriebetriebe geprägt. Der des Ilse-Werks setz­
te bereits in den 60er Jahren ein. Marktsättigung in der Möbelbranche insgesamt, 
der Wettbewerb mit neuen Materialien, die Holz bei der Möbelherstellung verdräng­
ten sowie familieninterne Auseinandersetzungen schlugen sich in einer, über mehr 
als ein Jahrzehnt sich erstreckenden, kontinuierlichen Verkleinerung der Belegschaft 
nieder. 1962 beschäftigte die Firma noch 1.500 Arbeiter und Angestellte, 1984 waren 
rund 500 Beschäftigte bei llse tätig. Von ihnen wurden 400 in die beiden Betriebe 
übernommen, die mit der Umorganisierung und Aufspaltung der Firma entstanden. 

Dadurch, daß der insgesamt drastische Abbau der Belegschaft des größten Unterneh­
mens in der Region allmählich vollzogen und durch zwei Anfang der 70er Jahre ange­
siedelte neue Betriebe teilweise aufgefangen wurde, blieben in den 70er Jahren spek­
takuläre Anstiege der Arbeitslosigkeit im Bezirk des Arbeitsamts Uslar aus. Zwar 
verdoppelte sich 1974 die Quote, sie blieb aber noch bis einschließlich 1978 unterhalb 
derjenigen Northeims und des Arbeitsamtsbezirks Göttingen insgesamt. Ab 1982 je­
doch kumulierten die Auswirkungen der Krisen verschiedener Branchen und Betriebe 
derart, daß Uslars Arbeitslosigkeit weit in die Höhe und an die Spitze des Gesamtbe­
zirks schnellte. 1982 betrug die Durchschnittsquote 12,8 % , 1983 bereits 17 ,9 % und 
1984 19,2 %. Nach einer kurzen gegenläufigen Phase stieg sie 1987 _wieder auf 
19,1 % an (vgl. Tabelle I). In diesem Zeitraum verlor der Raum Uslar allein durch 
Konkurse rund 800 Arbeitsplätze. 

Das Ausmaß der Krise in Uslars traditionellen Wirtschaftszweigen läßt sich daran 
ermessen, daß die Zahl der Uslarer, die im verarbeitenden Gewerbe tätig sind, zwi­
schen 1980 und 1986 um 41 % zurückging. Im selben Zeitraum verringerte sich der 
Umsatz im verarbeitenden Gewerbe um 16 %, in Northeim dagegen nahm er zu. Dar­
aus wird ersichtlich, daß sich Uslars Arbeitsmarktkrise vom Typus her von derjenigen 
Northeims unterscheidet. Nicht nur ging sie mit einem tieferen konjunkturellen Ein­
bruch einher, sondern mit einem weitgehenden Zusammenbruch des industriellen 
Sektors, der die Wirtschaftsstruktur der Region bestimmte. 

Im April 1988 wies Uslars Kernstadt eine Arbeitslosigkeit von 20,9 % auf, das waren 
453 Arbeitslose. Uslars arbeitslose Männer - rund die Hälfte der Gemeldeten -
waren zu 77 % als Arbeiter und zu 47 % im verarbeitenden Gewerbe beschäftigt. 

Wir können festhalten, daß die Massenarbeitslosigkeit in Uslar Anzeichen einer Krise 
im strengen Wortsinn ist: einer tiefgreifenden wirtschaftlichen und sozialen Um­
bruchsituation, in der grundlegende Entscheidungen für die Zukunft der Region an­
stehen. Ob und in welcher Weise die aktuell und potentiell Arbeitslosen in diese Ent­
scheidung einbezogen werden, das ist die zentrale Frage, die die Arbeitsmarktkrise 
in Uslar stellt. 

IV. 

Da für die von uns untersuchten Kernstädte keine gesonderten Arbe itslosenstatisti­

ken geführt werden, und da wir ein möglichst differenziertes Bild von den Berufswe­

gen der Arbeitslosen gewinnen wollten, haben wir uns dazu entschlossen, in den Ar­

beitsarntsnebenstellen Northeim und Uslar des Arbeitsamts Göttingen e ine Prirnär­

e rhebung von Daten zur Struktur der Arbeitslosigkeit durchzuführen. 
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Aufgrund einer Vereinbarung mit dem Arbeitsamt Göttingen erhielten die beiden 

wissenschaftlichen Mitarbeiter des Projekts einen Hospitantenstatus, der ihnen den 

Zugang zu den Karteien der Nebenstellen eröffnete. Die Erhebung selbst bestand 

in der codierten Übertragung der Informationen aus jeder Kartei in einen gesonder­

ten Erhebungsbogen. In Northeim wurde eine SO-Prozent-Stichprobe (N = 439), in 

Uslar eine Gesamterhebung (N = 453) der Karteien von Arbeitslosen der Kernstädte 

durchgeführt. 

Mit diesem direkten Zugriff auf die Dateien standen dem Projekt Informationen zur 

Verfügung, die der Arbeitslosigkeitsforschung nur .. selten zugänglich sind. Vor allem 

aber war es uns nun möglich, bereits bei der Anlage der Erhebung Fragestellungen 

nachzugehen, denen sich die offizielle Arbeitsmarktstatistik weitgehend verschließt. 

Neben sozialstatistischen Daten (Alter, Geschlecht, Kinderzahl, schulische und be­

rufliche Ausbildung usw.) erfaßten wir im Erhebungsbogen unter spezifischen Ge­

sichtspunkten die in der Bewerberarbeitnehmerkarte (Rubrik D 42) aufgezeichneten 

Stationen des Berufswegs. Für jede einzelne Station wurde der Zeitpunkt des Ein­

tritts in die jeweilige Position (nach Monat und Jahr) notiert, der jeweilige beruf­

liche Status (Facharbeit, angelernte Arbeit , Arbeitslosigkeit usw.), im Fall der Be­

schäftigung die Wirtschaftsabteilung und, sofern sie gegeben war, die Finanzierung 

durch eine Maßnahme der Bundesanstalt für Arbeit (ABM, FuU usw.). Bis zu 42 Posi­

tionen konnten eingetragen werden, wobei es sich herausstellte, daß lediglich insge­

samt 20 Karteien in beiden Städten mehr als 33 Positionen aufwiesen und für nur 

10 Karteien die vorgegebene Anzahl von Positionen nicht ausreichte. 

Der Einwand liegt bei diesem Verfahren nahe, daß die Qualität der Daten von der 

Qualität der Eintragungen abhängt. Soweit sich diese Unsicherheit auf die Erinne­

rungsfähigkeit der Auskunft gebenden Personen bezieht, tritt sie ebenfalls bei münd­

licher Befragung auf. Soweit sie sich auf das Faktum bezieht, daß die Karteien nicht 

sorgfältig ausgefüllt sein könnten, relativiert sie sich dadurch, daß es für rund 60 % 

der Fälle in beiden Städten möglich war, die Berufswege ausführlich und umfassend 

zu rekonstruieren. Wir sehen daher keinen Anlaß, von einer systematischen Verzer­

rung beim Vergleich ausgehen zu müssen. Für die meisten anderen Fällen gilt, daß 

auch sie zumindest in großen Zügen oder für den Zeitraum der letzten Jahre den Be­

rufsve rlauf erschließen lassen. Da wir Arbeitslosigkeitsperioden ausschließlich dann 

registriert haben, wenn sie als solche in der Kartei ausgewiesen waren, können wir 

davon ausgehen, daß unsere Angaben über die Gesamtda uer von Arbe itslosigkeit und 

über die Anzahl der Arbeitslosigke itsperioden konservativ sind. 
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Schließlich nahmen wir in den Erhebungsbögen eine erste Zuordnung der Arbeitslosen 

zu drei unterschiedlichen Typologien vor. Anhand eines Vergleichs von beruflicher 

Ausbildung und letzter Erwerbstätigkeit stellten wir fest, ob der oder die Betreffen­

de im Berufsverlauf einen Abstieg oder Aufstieg zu verzeichnen hatte. Anhand einer 

ersten Typologie der Berufswege unterschieden wir Arbeitslose, die nach stabilen 

Beschäftigungsverhältnissen zum ersten Mal arbeitslos geworden waren oder nach 

der ersten Arbeitslosigkeit nicht mehr in stabilen Beschäftigungsverhältnissen Arbeit 

finden konnten, und solche, bei denen bereits im bisherigen Berufsverlauf Beschäf­

tigungs- und Arbeitslosigkeitsperioden über einen längeren Zeitraum einander abge­

wechselt hatten, wobei sie jedoch in der Regel nic;:ht saisonarbeitslos waren. In die 

Typologie nahmen wir ebenfalls typische Probleme von Jugendlichen beim Einstieg 

in das Berufsleben auf und typische Berufswege von Frauen. 

Mit der dritten Typologie erfaßten wir die Dauer der letzten Arbeitslosigkeit, um 

dadurch ein Kriterium fÜr den Grad der objektiven Ausgrenzung auf dem Arbeits­

markt zu e rha lten. Als aktuell vom Arbeitsmarkt ausgegrenzt bezeichneten wir die­

jenigen, deren letzte Arbeitslosigkeit zwei Jahre überschritten hatte; als an der 

Schwelle zur Ausgrenzung befindlich die ein bis zwei Jahre Arbeitslosen, wobei wir 

in beiden Kategorien noch einmal diejenigen unterschieden, die zwischendurch in 

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen beschäftigt gewesen waren. Um die Vergleichbar­

keit der Ergebnisse zu gewährleisten, wurde der 22. April 1988 als Stichtag fÜr beide 

Städte gewählt, was bedeutete, daß Mehrfachauszählungen notwendig waren, um 

inzwischen wieder Beschäftigte aus der Erhebung auszuschließen. 

In unserer ersten Auswertungsphase richteten wir unser Augenmerk vor allem auf 

die lokale Verteilung und die sozialen Merkmale der in unterschiedlichen Graden vom 

Arbeitsmarkt Ausgegrenzten. Auf die Daten der Berufswege gingen wir dabei inso­

weit ein, als wir neben der durchschnittlichen Gesamtzeit (in Monaten), in der die 

Betroffenen während ihres Erwerbslebens a rbeitslos waren, und der Anzahl ihrer Ar­

beitsloslgkeltsperioden auch den Zeitanteil berechneten, den die Arbeitslosigkeit 

an ihrem Erwerbsleben einnimmt (Gesamtdauer der Arbeitslosigkeit geteilt durch 

die Gesamtdauer der Arbeitslosigkeit plus Dauer der Erwerbstätigkeit). Da wir die 

in den Karteien nicht ausgewiesenen Perioden als solche registrierten und in der An­

teilsberechnung der Erwerbstätigkeit zuschlugen, handelt es sich auch in diesem Fall 

um Minimumangaben der Arbeitslosigkeitsanteile. 
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V. 

Aufgrund der Daten, die wir mit Hilfe der Primärerhebung gewonnen haben sowie 

ihrer Interpretation im Zusammenhang mit den Statistiken insbesondere zur Beschäf­

tigungsstruktur lassen sich zwei Arten von Aussagen treffen - solche, die sich allge­

mein auf die interne Dynamik von Arbeitslosigkeitsverläufen beziehen, und solche, 

die aus dem Vergleich der Arbeitsmarktkrisen beider Städte Folgerungen für das 

Verhältnis von Sozialstruktur, Krisenausprägung und Struktur der Arbeitslosigkeit 

ziehen. Letztere bilden unser eigentliches Thema, erstere tragen zu einem Gebiet 

bei, dem unsere Studie ebenfalls angehört, der Arbeitsmarktforschung. 

Die Auswertung der Erhebung ist noch nicht abgeschlossen. Bereits jetzt zeichnen 

sich jedoch Befunde ab, die die methodische Ergiebigkeit des Städtevergleichs deut­

lich bestätigen. Trotz wichtiger gemeinsamer Merkmale in der Zusammensetzung 

der Arbeitslosenpopulation beider Städte sind die Unterschie de nicht nur signifikant, 

sondern ebenso unerwartet: Uslar, die Stadt mit der seit Jahren deutlich höheren 

Arbeitslosenquote, weist bei den Männern die erhe blich niedrigere Durchschnitts­

dauer von Arbeitslosigkeit auf und einen beträchtlich niedrige ren Anteil von Ar beits­

losen, die zum Zeitpunkt der Erhebung vom Arbeitsmarkt bereits tendenziell ausge­

schlossen waren. Umgekehrt galt für die Frauen, daß sie in Uslar durchschnittlich 

mit einer erheblich längeren Dauer von Arbeitslosigkeit konfront iert waren als in 

Northeim. 

Wie diese auf den ersten Blick paradoxen Sachverhalte erklärt werden können und 

was sie für die Verarbeitung der Krisen in den beiden Städten e rwarten lassen, das 

wird uns in den folgenden Hypothesen vor allem beschäftigen. Zunächst wenden wir 

uns jedoch einer Folge von Arbeitslosigkeit zu, die beiden Städten gemeinsam ist. 

Hypothese! Bei dauerhaft hoher Arbeitlosenquote wird Ausgrenzung (objektiv gefaßt 

als Ausschluß von abhängiger Beschäftigung) vom Merkmal einer "Randgruppe" zu 

dem einer quantitativ gewichtigen "Gruppe" innerhalb der Sozialstruktur mit einer 

diffe renzierten inte rnen Gliederung. 

Inne rhalb der letzten zehn Jahre hat sich die Arbeitslosigkeit im Arbe itsamtsbezirk 

Northe im mehr als verdoppelt, in Uslar nahe zu vervierfacht. Durchgängig hohe Ar­

beitslose nquote n, wenngle ich auf unterschiedliche m Niveau, weisen be ide Bezirke 

seit 1982 auf (siehe Tabelle I). 
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Als Resultat haben sich in den beiden untersuchten Kernstädten Arbeitslosenpopula­

tionen herausgebildet, die intern sehr unterschiedlich zusammengesetzt sind, jen­

seits aller Besonderheiten aber wichtige Übereinstimmungen aufweisen, die es zu­

nächst festzuhalten gilt. Am Stichtag unserer Erhebung war nur noch rund die Hälf­

te der Arbeitslosen (in Northeim) bzw. bereits weniger als die Hälfte (in Uslar) rela­

tiv kurzzeitig, d.h. weniger als ein Jahr, ohne Beschäftigung (siehe Tabelle III). Die 

anderen befanden sich an der Schwelle zur Ausgrenzung (mit einer ein bis zwei Jahre 

dauernden Arbeitslosigkeit) oder müssen bereits als ausgegrenzt bezeichnet werden. 

Über ein Drittel der Betroffenen beider Städte waren mehr als zwei Jahre arbeitslos 

und allenfalls vorübergehend in einer Arbeitsbeschaffungsmaßnahme beschäftigt . 
.. 

Bei den Männern in Northeim und den Frauen in Uslar waren es gar über 40 %. An-

nähernd vier Jahre dauerte bereits durchschnittlich die letzte Arbeitslosigkeitspe­

riode bei den langzeitarbeitslosen Männern zum Zeitpunkt unserer Erhebung. 

Für die meisten Betroffenen in beiden Städten stellte Arbeitslosigkeit eine Erfahrung 

dar, mit der sie mehrmals konfrontiert waren. Wie stark sie bei ihnen die 

lebensgeschichtliche Erfahrung bereits prägt, läßt sich an den Anteilen ermessen, 

die die in Arbeitslosigkeit zugebrachte Zeit an der Gesamtdauer des Erwerbslebens 

einnimmt. Bei den Männern in Northeim betrug dieser Anteil durchschnittlich 35 % 

oder 44 Monate, bei denen in Uslar 30 % oder 35 Monate, also rund ein Drittel in 

beiden Fällen zusammen. Bei einzelnen Kategorien von Arbeitslosen lagen die 

Anteile noch deutlich höher: So hatten die arbeitslosen Männer ohne berufliche Aus­

bildung in Northeim nahezu die Hälfte (47 %) ihres Erwerbslebens in Arbeitslosigkeit 

zugebracht. 

Somit hat sich nicht nur in der Sozialstruktur ein gewichtiges Arbeitslosensegment 

formiert, sondern dieses Segment ist zu einem erheblichen Grad von Ausgrenzung 

bedroht oder bereits gekennzeichnet. Das Ausmaß, in dem in der Tat Ausgrenzung 

vom Merkmal einer 11 Randgruppe" zu dem einer - wie stark auch immer intern diffe­

renzierten - gesellschaftlichen 11Gruppe" geworden ist, läßt sich an folgenden Ver­

gleichen veranschaulichen. Geht man von einer Arbeitslosigkeit von 13 % in der 

Kernstadt Northeims und von 21 % in der Kernstadt Uslars (jeweils April 1988) aus, 

sowie von einem Anteil der Langzeitarbeitslosen von über einem Drittel in beiden 

Städten, dann ergibt sich eine Arbeitslosenquote allein für die vom Arbeitsmarkt 

bereits tendenziell Ausgeschlossenen, die in Northeim bei über 4 % und in Uslar bei 

über 7 % liegt. Diese Werte entsprechen annähernd der Gesamtarbeitslosenquote 

des Arbeitsamtsbezirks Northeim im Jahr 1974 (4,4 %) bzw. des Bezirks Uslar im 

Jahr 1981 (7,1 %). 
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Tabelle ill: Dauer der aktuellen Arbeitslosigkeit zum Zeitpunkt der Erhebung 
(22. April 198R) 

Ta belle Illa: Männer 

Northeim Uslar 

n % n % 

unter 1 Jahr 110 47,4 124 54,1 
1 bis 2 Jahre* 27 11,6 39 17,0 
2 Jahre und mehr** 95 40,9 66 28,8 

* Davon 9 Personen oder 3,9 O/o in Northeim zwischenzeitlich in ABM beschäftigt, 
8 Personen oder 3,5 O/o in Uslar. 

** Davon 17 Personen oder 7 ,3 % in Northeim zwischenzeitlich in ABM beschäf­
tigt, 17 Personen oder 7,4 % in Uslar. 

Tabelle Illb: Frauen 

Northeim Uslar 

n % n % 

unter 1 Jahr 120 58,0 87 38,8 
1 bis 2 Jahre* 31 15,0 41 18,3 
2 Jahre und mehr** 56 27,1 96 42,8 

* Davon 9 Personen oder 1,0 % in Northeim zwischenzeitlich in ABM beschäftigt, 
4 Personen oder 1,8 % in Uslar. 

** Davon 11 Personen oder 5,3 % in Northeim zwischenzeitlich in ABM beschäf­
tigt, 3 Personen oder 1,3 % in Uslar. 

Tabelle Illc: Insgesamt 

Northeim Uslar 

n % n % 

unter 1 Jahr 230 52,4 211 46,6 
1 bis 2 Jahre* 58 13,2 80 17,6 
2 Jahre und mehr** 151 34,4 162 35,8 

* Davon 11 Personen oder 2,5 % in Northeim zwischenzeitlich in ABM beschäftigt, 
12 Personen oder 2,6 % in Uslar. 

** Davon 28 Personen oder 6,4 % in Northeim zwischenzeitlich in ABM beschäftigt, 
20 Personen oder 4,4 % in Uslar. 

Quelle: Erhebung des SOFI in den Dienststellen Northeim und Uslar des Arbeitsam­
tes Göttingen im April 1988. 



-15-

Ungeachtet der unterschiedlichen Krisensituationen, in denen sich unsere Untersu­

chungsorte befinden, ist aktuelle Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt bei ihnen zu einer 

Massenerscheinung geworden. Aufgrund der unterschiedlichen Krisensituationen un­

terscheiden sich jedoch die Berufswege und die sozialen Merkmale der Langzeitar­

beitslosen sowie die Zusammensetzung der Arbeitslosenpopulation insgesamt deut­

lich. Da sich die Arbeitslosigkeit bei Frauen strukturell. von der bei den Männern un­

terscheidet, werden wir sie getrennt behandeln und mit den arbeitslosen Männern 

beginnen. 

Hypothese: Vom Typus der Krise hängt es ab, wie die soziale Ausgrenzung vom Ar­

beitsmarkt verläuft. 

Daß Arbeitslosigkeit neue Arbeitslosigkeit nach sich zieht, somit einen "Arbeitslo­

sigkeitsprozeß" in Gang setzt, in dem die Risiken, immer wieder beschäftigungslos 

zu werden, kumulieren (während auf der anderen Seite ein Großteil der Erwerbstäti­

gen von Arbeitslosigkeit verschont bleibt), gehört zu den wichtigsten Aussagen der 

jüngeren Arbeitsmarktforschung. Sie gründet sich auf Schätzungen des IAB über die 

Zahl der verschiedenen während eines Jahrzehnts arbeitslos gewordenen Personen, 

auf die sich die Gesamtzahl der Arbeitslosigkeitsfälle konzentriert. 

Weiter schließt die These vom "Arbeitslosigkeitsprozeß" die empirisch weniger gut 

belegte Annahme ein, daß er seiner Tendenz nach zur Ausgrenzung vom Arbeits­

markt führe, wobei sich mit zunehmender Anzahl der Arbeitslosigkeitsperioden das 

Risiko der Ausgrenzung erhöhe. Z) 

Wie aus der folgenden Tabelle IV ersichtlich wird, kann uns diese Annahme die Dyna­

mik der Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt in Northeim weitgehend verständlich 

machen, und umgekehrt findet sie durch diese Dynamik ihre Bestätigung. Es zeigt 

sich nämlich, daß zwischen der Anzahl der Arbeitslosigkeitsperioden im Berufsweg 

und dem Grad der aktuellen Betroffenheit von Arbeitslosigkeit in Northeim eine li­

neare Beziehung besteht, die sich folgendermaßen formulieren läßt: Je höher die 

Anzahl der Arbeitslosigkeitsperioden im Berufsweg, desto länger die Dauer der ak­

tuellen Arbeitslosigkeit am Stichtag der Erhebung. 



-16-

In den Spalten haben wir die Arbeitslosen nach der Dauer der letzten Arbeitslosigkeit 

zum Zeitpunkt der Erhebung zusammengefaßt, in den Zeilen die Zahl der 

Arbeitslosigkeitsperioden angegeben. Wir erkennen zwei gegenläufige Bewegungen: 

In der ersten Zeile nehmen die Anteilswerte ab. Während 43 % der unter einem Jahr 

Arbeitslosen eine Arbeitslosigkeitsperiode aufweisen, ist dies nur bei 11 % der ge­

genwärtig bereits vom Arbeitsmarkt Ausgegrenzten (mit einer Arbeitslosigkeit von 

über zwei Jahren) der Fall. In den anderen Zeilen steigen die Werte kontinuierlich 

an, am stärksten in der Kategorie "mehr als drei Arbeitslosigkeitsperioden". Zu ihr 

gehören lediglich 35 % der am Stichtag kurzzeitig Arbeitslosen, aber 60 % der Lang­

zeitarbeitslosen. Sowohl absolut als auch bei den Anteilen liegen die höchsten Werte 

an den Extremen der Tabelle. 

Tabelle IV: 

Aktuelle Arbeitslosigkeit_sdauer und Anzahl der Arbeitslosigkeltsperioden 
bei den Männern In Northeim (ohne Saisonarbeitslose) am 22. April 1988 

absolut In% 
Anzahl Dauer der aktuellen Arbeitslosigkeit: 
Arbeitsloslg- unter 1 1-2 mehral12 unter 1 1-2 mehr als 2 
keitsperioden Jahr Jahre Jahre Jahr Jahre Jahre 

1mal 42 8 10 42,9 30,8 10,5 

2 oder3 mal 22 7 28 22,4 26,9 29,5 

mehr als 3mal 34 11 57 34,7 42,3 60,0 

Gesamt 98 26 95 100 100 100 
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Dieselbe Tabelle für Uslar erstellt, ergibt ein sehr verschiedenes Bild: 

Tabelle V: 
Aktuelle Arbeltsloslgkeitsdauer und Anzahl der Arbeitslosigkeitsperioden 
bei den Männern In Uslar (ohne Saisonarbeitslose) am 22. April 1988 

absolut in% 

Anzahl Dauer der aktuellen Arbeitslosigkeit: 
Arbeitslosig- unter 1 1-2 mehr als 2 unter 1 1-2 mehr als 2 

keitsperioden Jahr Jahre Jahre Jahr Jahre Jahre 

1mal 44 10 12 44,0 27,0 18,2 

2 oder3 mal 31 11 30 31,0 29,7 45,4 

mehr als 3mal 25 16 24 25,0 43,3 36,4 

Gesamt 100 . 37 66 100 100 100 

Hier gilt eine lineare Beziehung nur für die zum ersten Mal arbeitslos Gewordenen. 

Mit zunehmender Dauer der aktuellen Arbeitslosigkeit sinken bei ihnen die Anteils-

werte. Auffallend ist jedoch der höhere Anteil derer, die in Uslar bereits mit einer 

einzigen Arbeitslosigkeit vom Arbeitsmarkt faktisch ausgeschlossen wurden. In den 

anderen Zeilen ist die Kontinuität durchbrochen aufgrund zweier Verschiebungen 

im Vergleich zur Struktur der Arbeitslosigkeit in Northeim. Sowohl bei der Gruppe 

der unter einem Jahr Arbeitslosen als auch bei der der bereits Ausgegrenzten ist 

die mittlere Zeile - zweite oder dritte Arbeitslosigkeitsperiode - deutlich stärker 

besetzt als die letzte Zeile. In beiden Fällen liegt gegenüber Northeim eine Verkür­

zung des •Arbeitslosigkeitsprozesses" vor. Sie schlägt besonders bei den Langzeit­

arbeitslosen durch. Ausgrenzung vom Arbeitsmarkt war bei der großen Mehrzahl von 

ihnen nicht das Resultat eines Berufswegs, in dem sie über eine längere Reihe von 

Stationen aus dem Erwerbsleben gedrängt wurden, sondern des geradezu katastrophi­

schen Zusammenbruchs der industriellen Infrastruktur, der die Erwerbstätigkeit 

mehr oder weniger abrupt beendete. Von den typischen Berufswegen her gesehen, 

kehrt sich bei den Langzeitarbeitslosen in Uslar die Situation gegenüber der in Nort­

he im nahezu um. Daß in Uslar de r Anteil von Ausgegrenzten nach zwei oder drei 
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Arbeitslosigkeitsperioden besonders hoch ist, dürfte auf die in dieser Stadt typischen 

Betriebsstillegungen "in Etappen" zurückzuführen sein. Was die Verkürzung des "Ar­

beitslosigkeitsprozesses" für die Kategorie der unter einem Jahr Arbeitslosen bedeu­

tet, werden wir unter der folgenden Hypothese behandeln. 

Wir können festhalten, daß der "Arbeitslosigkeitsprozeß" und die ihm innewohnende 

Ausgrenzungsspirale in Northeim die interne Struktur der Arbeitslosenpopulation 

deutlich stärker bestimmen als in Uslar, wo sie vielmehr gebrochen zum Zuge kom­

men. Dies verweist auf den unterschiedlichen Krisentypus in beiden Städten. Gerade 

dort macht sich der "Arbeitslosigkeitsprozeß" g~Jtend, wo konjunkturelle Schwan­

kungen eines Wirtschaftszweigs über längere Dauer, wie es im Northeimer Bauge­

werbe der Fall ist, oder industrielle Rationalisierungsstrategien soziale Ausgren­

zungsmechanismen langfristig in Gang halten. Dagegen werden diese Ausgrenzungs­

mechanismen unterbrochen oder außer Kraft gesetzt, wo, wie in Uslar, eine allge­

meine sektorale Wirtschaftskrise mit Konkursen in Berufswege einschneidet. Nicht 

nur sind in diesem Fall mehr Beschäftigte von Arbeitslosigkeit betroffen, sie sind 

es auch unabhängig vom Verlauf ihrer Berufswege und der in ihnen gerade erreichten 

Position. 

Aus diesem Grund werden wir in jeder der beiden Städte einen unterschiedlichen Ty­

pus von Langzeitarbeitslosen in erster Linie antreffen. In Northeim wird er in der 

Regel jünger sein und in einer wechselvollen Geschichte von Beschäftigung und Ar­

beitslosigkeitsperioden, oft einhergehend mit einer schrittweisen Entwertung seiner 

Qualifikation, langsam aus dem Erwerbsleben ausgeschlossen worden sein. Er wird 

diese berufliche und soziale Ausgrenzung als individuelles Schicksal erfahren haben, 

das ihn von den Arbeitern und Angestellten in den prosperierenden Betrieben und 

Sektoren trennt, und das keine Hoffnung mehr zuläßt, aus eigener Kraft den Wieder­

einstieg in ein Beschäftigungsverhältnis zu erreichen. Der dauerhaft arbeitslose Bau­

arbeiter, der dem Niedergang seines Gewerbes zum Opfer fiel, repräsentiert diesen 

Typus. In Uslar werden wir häufiger auf Arbeiter treffen, die älter als 55 Jahre sind 

und für die das plötzliche Ende der Erwerbstätigkeit, oft nach jahrelang stabiler Be­

schäftigung, den zwangsweise vorgezogenen Übergang in den "Ruhestand" bedeutet. 

Für sie stellt Arbeitslosigkeit eine Erfahrung dar, die sie nicht nur mit denen teilen, 

die aus gleichen Gründen und mit gleichen Folgen in ihrem Betrieb entlassen wurden, 

sondern auch mit der großen Zahl derer, die die Krise der Industrien der Region er­

faßt hat. 
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Weiter können wir festhalten, daß die These von der sozialen Abstiegsspirale im "Ar­

beitslosigkeitsprozeß" ihre Plausibilität vor allem durch die Spaltung des Arbeits­

markts erhält, die der Koexistenz von Arbeitslosigkeit und wirtschaftlicher Prospe­

rität entspringt. Für die Bundesrepublik Deutschland insgesamt ist diese Koexistenz 

charakteristisch, nicht aber unbedingt für ihre einzelnen Regionen. Bei der Verarbei­

tung von Arbeitslosigkeit bringt die Unterschiedlichkeit regionaler Krisentypen ein 

weiteres, Spaltungen provozierendes, Element ins Spiel. 

Der jeweilige Krisentypus schlägt sich nicht nur in den unterschiedlichen Berufswe­

gen der vom Arbeitsmarkt Verdrängten nieder, er l:>estimmt darüber hinaus das quan­

titative und qualitative Gewicht, das den Ausgegrenzten in der Gesamtheit der Ar­

beitslosenpopulation zukommt. 

Hypothese: Vom Typus der Krise hängt ab, wie stark die aus dem Arbeitsmarkt Ge­

drängten in der Arbeitslosenpopulation insgesamt vertreten sind. 

Von der Entwicklung der Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik Deutschland während 

der letzten zehn Jahre her gesehen können wir erwarten, daß eine höhere Arbeits­

losenquote sich in einem höheren Anteil der Langzeitarbeitslosen an der Arbeitslo­

senpopulation niederschlägt. 3> Übertragen auf unsere beiden Untersuchungsorte wür­

den wir deshalb annehmen, daß Uslar mit seiner erheblich höheren Quote auch den 

höheren Anteil von Arbeitslosen aufzuweisen hat, die mehr als zwei Jahre zum Zeit­

punkt der Erhebung vom Erwerbsleben ausgeschlossen waren. 

Aus der bereits zuvor herangezogenen Tabelle über die Grade der aktuellen Ausgren­

zung (Tabelle III) geht jedoch hervor, daß dies keineswegs der Fall ist. Im Gegen­

teil liegt der Anteil der langzeitarbeitslosen Männer in Northeim weit über dem in 

Uslar. Aber nicht nur die Anteile widersprechen der Erwartung. Auch in der abso­

luten Dauer der Arbeitslosigkeit in den Berufswegen der Betroffenen weist Nort­

heim einen signifikant höheren Durchschnittswert auf. Der Unterschied vermindert 

sich, zieht man lediglich die durchschnittliche Dauer der letzten Arbeitslosigkeitspe­

riode heran, aber er bleibt signifikant für den Restanteil der Berufswege. Derselbe 

Unterschied, wenn auch nicht so ausgeprägt, zeigt sich bei dem Vergleich der An­

teile der Arbeitslosigkeit an der Erwerbstätigkeit (siehe Tabelle VI}. 



Tabelle VI: Aktuelle Aus~renzung und durchschnittliche Dauer der Arbeitslosigkeit bei den Männern in 
Northeim und Uslar 

' 

Anteil der Durchschnitt- Durchschnitt- Durchschnitt- Durchschnitt- Durchschnitt-
Langzeitar- liehe Dauer liehe Dauer liehe Dauer licher Anteil licher Anteil 
beitslosen der Gesamt- der Arbeits- der Arbeits- der Arbeits- der Arbeits-
(in%) arbeitslosig- losigkeit in losigkeit im losigkeit an losigkeit an 

keit der let7.ten restlichen der Erwerbs- der Erwerbs-
(in Monaten) Periode Berufsweg tätigkeit tätigkeit 

(in Monaten) (in Monaten) (in%) ohne letzte 
Arbeits-
losigkeits-
per iode 
(in Dfo) 

Northeim 41 44 19 25 35 30 
: 

(n = 170) 

Uslar 29 35 16 19 30 26 

(n = 160) 

signifikant nicht signifikant signifikant nicht 
signifikant signifikant 

p = .001 p = .01 ' p = .05 

1 
N 
0 
1 
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Diese Befunde sind vor allem dann erstaunlich, wenn wir sie in ihrem zeitlichen 

Zusammenhang sehen. Seit 1979 liegen die Arbeitslosenquoten beider 

Arbeitsamtsbezirke zunächst auf gleichem Niveau und dann, beginnend 1982, 

übersteigt die Quote Uslars diejenige Northeims beträchtlich. Aber auch dieser 

Anstieg kann den niedrigeren Anteil der Langzeitarbeitslosen in Uslar nicht erklären, 

da sich anschließend die Quote des Uslarer Bezirks auf hohem Niveau über fünf 

Jahre weitgehend stabilisierte, mit Schwankungen um die 2 % (siehe Tabelle I). 

Somit machte sich zehn Jahr lang die Arbeitsmarktkrise im Bereich des Arbeitsamts 

Uslar zumindest ebenso stark geltend wie in Northeim, und immerhin in der Hälf­

te dieser Zeit bedeutend stärker. 

Es bleiben zwei Faktoren, die auf die aufzuklärenden Befunde Einfluß gehabt haben 

können. Einmal eine unterschiedliche Altersstruktur der ArbeitslosenJX>pulationen 

in beiden Städten, wobei Uslar mehr ältere Arbeitslose aufweisen müßte, die einen 

großen Teil ihres Erwerbslebens zu einer Zeit zubrachten, als sich Uslar durch die 

niedrigste Arbeitslosenquot~ des gesamten Arbeitsamtsbezirks Göttingen auszeich­

nete. In der Tat hat Uslar, wie in Tabelle II bereits ausgewiesen, einen höheren An­

teil von arbeitslosen Männern über 55 Jahren und einen niedrigeren Anteil der 35 

bis unter 55jährigen. Allerdings stellte sich die Situation auf den Arbeitsmärkten 

Northeims und Uslars nicht derart unterschiedlich dar, daß diesem Faktor ein be­

sonderes Gewicht zugekommen sein dürfte, Vor allem aber könnte er allenfalls er­

klären, warum die durchschnittlichen Anteile der Arbeitslosigkeit an der Erwerbs­

tätigkeit niedriger liegen, nicht aber, warum die absolute Dauer der Gesamtarbeits­

losigkeit in Uslar soviel kürzer ist und der Anteil der aktuell Langzeitarbeitslosen 

soviel geringer. 

Entscheidend ist der zweite Faktor. Eine niedrigere Durchschnittsdauer der Arbeits­

losigkeit in den Berufswegen und ein niedrigerer Anteil der Langzeitarbeitslosen bei 

gleichzeitig beträchtlich höherer Gesamtarbeitslosigkeit weisen darauf hin, daß sehr 

viel mehr Beschäftigte in Uslar für jeweils kürzere Perioden arbeitslos geworden 

sind als in Northeim. Bei den aktuell Arbeitslosen lassen sich diese heftigeren Bewe­

gungen auf dem Arbeitsmarkt in Uslar vor allem an den der letzten Arbeitslosigkeit 

vorhergehenden Berufswegen ablesen mit ihrer erheblich kürzeren Arbeitslosigkeit. 

Dagegen zeigen die sich einander annäherenden Durchschnittsdauern der letzten Pe­

riode an, daß sich gegenwärtig auch eine Annäherung in den Strukturmerkmalen der 

Arbeitslosigkeit beider Städte vollzieht. 
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Mit der Wirkung dieses zweiten Faktors "Bewegung auf dem Arbeitsmarkt" stoßen 

wir wieder auf den unterschiedlichen Typus der Krisen und damit zugle ich auf einen 

unterschiedlichen Typus von Arbeitslosen. Sehr viel häufiger als in Northeim wur­

den Beschäftigte in Uslar aufgrund von Konkursen und damit unabhängig von dem 

Stand, den sie in ihren jeweiligen Berufswegen erreicht hatten, arbeitslos. Für den­

jenigen, der im Zug einer Betriebsstillegung zum ersten oder zweiten Mal entlassen 

wird, fügt sich die aktuelle Betroffenheit von Arbeitslosigkeit noch nicht in eine be­

reits andauernde Geschichte der schrittweisen Selektion und der Verdrängung vom 

Arbeitsmarkt ein. Seine fachliche Qualifikation und seine Bereitschaft, diese, und 

sei es auch außerhalb des Wohnorts, wieder zu nu~zen, wurden durch den Druck der 

sozialen Ausgrenzung, die aufgezwungene Erfahrung mehrfachen persönlichen Schei­

terns und zunehmender Entwertung der eigenen fachlichen Kompetenz, noch nicht 

gebrochen. Dies kann die höhere Mobilität unter den Arbeitslosen in Uslar erklären. 

Hinzu kommt, daß Arbeitslosigkeit in dieser Stadt ganze Belegschaften getroffen 

hat und somit kollektiv erfahren wurde. Sie konnte deshalb weniger leicht als indivi­

duelles Versagen stigmatisiert und verarbeitet werden. 

Wir haben unsere These überprüft, indem wir für beide Arbeitsamtsbezirke einen 

jährlichen "Bewegungsquotienten" (kumulierte Zugänge plus kumulierte Abgänge, 

geteilt durch den Durchschnittsbestand) berechnet haben. In Uslar lag er in den letz­

ten J ahren durchgängig höher, beträchtlich höher in den Jahren 1984 (4,08 zu 3,30) 

und 1986 (2,34 zu 1,81) (siehe Tabelle VII). Weitere Aufschlüsse e rwarten wir uns 

von einer Nacherhebung in den Arbeitsämtern, wenn möglich im April nächsten Jah­

res, und der Veröffentlichung der Pendlerzahlen der letzten Volkszählung, die drasti­

sche Veränderungen gegenüber den Werten von 1970 anzeigen dürften. 

Daß die arbeitslosen Männer in Uslar bislang stärker als in Northeim der Tendenz zur 

Ausgrenzung mit Mobilität auf dem Arbeitsmarkt begegnen konnten, bedeutet je­

doch keineswegs eine auch nur relative Absicherung für die Zukunft. Es könnte sein, 

daß sich diese Quelle sozialer Resistenz erschöpft. Bereits 1987 glichen sich die 

Bewegungsquotienten beider Bereiche nahezu an (4,18 in Uslar gegenüber 4,16 in 

Northeim). 
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Tabelle VII: Zugänge in und Abgänge aus Arbeitslosigkeit bei Männern, Dienst­
stelle Northeim und Uslar des Arbeitsamtes Göttingen 

Northeim (Männer) 

Jahr Zugänge Abgänge Durch- Bewe- Zugangs- Abgangs-
schnitts- gungs- quotient quotient 
bestand quotient 

1981 2528 1871 882 4,98 2,86 2,12 

1982 2756 2545 1436 3,69 1,92 1,77 

1983 3058 2649 1714 3;-33 1,78 1,55 

1984 3254 3218 1962 3,3 1,66 1,64 

1985 3229 3465 1930 3,47 1,67 1,80 

1986 3119 3377 1724 3,77 1,81 1,96 

1987 3531 3374 1660 4,15 2,12 2,0 

1988 3048 3065 1613 3,79 1,89 1,9 

Uslar (Männer) 

Jahr Zugänge Abgänge Durch- Bewe- Zugangs- Abgangs-
schnitts- gungs- quotient quotient 
bestand quotient 

1981 1145 806 290 6,73 3,95 2,78 

1982 1402 1144 662 3,84 2,12 1,73 

1983 1838 1867 940 3,94 1,96 1,99 

1984 1482 1555 744 4,08 1,99 2,09 

1985 1177 1230 648 3,71 1,82 1,90 

1986 1448 1354 618 4,53 2,34 2,19 

1987 1417 1465 690 4,18 2,1 2,08 

1988 1172 1275 622 3,93 1,Q 2·,05 

P.uelle: Arbeitsamt Göttingen; eigene Berechnungen. 
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Mit unserer Typologie der Ausgrenzung konnten wir nur die zum Stichtag bereits 

faktisch vom Arbeitsmarkt Ausgeschlossen erfassen. Darüber hinaus müssen wir von 

einem Potential von Ausgegrenzten ausgehen, die wir im April noch in den anderen 

Kategorien der unter einem Jahr und der ein bis zwei Jahre Arbeitslosen vorfanden. 

Um uns von der Ausdehnung dieses Potentials ein annäherndes Bild zu verschaffen, 

haben wir die Tabellen IV und V ergänzt. Als einen Indikator für das Risiko, vom Ar­

beitsmarkt ausgegrenzt zu werden, haben wir die durchschnittlichen Anteile der Ar­

beitslosigkeit an der bisherigen Erwerbstätigkeit, unter Auslassung der letzten Ar­

beitslosigkeitsperiode, für alle in den Tabelle IV und V enthaltenen Gruppen berech­

net. 

Zieht man als Maßstab für Ausgrenzung in Folge eines "Arbeitslosigkeitsprozesses" in 

beiden Städten die Gruppe der mehr als zwei Jahre· Arbeitslosen mit mehr als drei 

Arbeitslosigkeitsperioden heran, ergibt sich folgendes Bild (siehe Tabelle VIII). Unab­

hängig von der Dauer der letzten Arbeitslosigkeit zum Zeitpunkt der Erhebung be­

finden sich die besonders v.on Ausgrenzung Bedrohten in beiden Städten unter den 

Arbeitslosen mit mehr als drei Arbeitslosigkeitsperioden in ihrem Berufsweg (eine 

Ausnahme bildet in Northeim die Kategorie der ein bis zwei Jahre Arbeitslosen, die 

zum zweiten oder dritten Mal arbeitslos waren). Dabei scheint, wie zu erwarten, 

der Grad der Gefährdung in Northeim noch stärker als in Uslar zu sein. 

In e inem zweiten Schritt haben wir innerhalb dieser "Risikogruppen" diejenigen aus­

gezählt, die in ihrem gesamten Berufsweg mehr als zwei Jahre arbeitslos waren, und 

ihre Anzahl gesondert angegeben. Nach diesem nochmals engeren Kriterium wären 

34 weitere Arbeitslose unseres Samples in Northeim oder 27 % der noch nicht aktuell 

Langzeitarbeitslosen dem Potential der Ausgegrenzten zuzurechnen, in Uslar wären 

es 31 oder 23 %. Bezieht man alle am Stichtag an der Schwelle zur Ausgrenzung Be­

findlichen mit einer Arbeitslosigkeit von ein bis zwei Jahren ein, dann erhöhen sich 

die Anteile auf jeweils 39 %. Ohne einen prognostischen Anspruch erheben zu kön­

nen, vermitteln diese Zahlen einen Eindruck von der Ausgrenzungsgefährdung, die 

sich in beiden Städten annähernd gleicht. 

Zieht man darüber hinaus in Betracht, wie sich die Bewegungen auf beiden Arbeits­

märkten immer weniger unterscheiden, dann zeichnet sich in Uslar die akute Gefahr 

ab, daß sich eine neue ökonomische Stabilität in Kombination mit hoher Arbeitslo­

sigkeit he rstellt. In diesem Fall könnten die in ihre m Beschäftigungspot ential stark 
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eingeschränkten Restbetriebe prosperieren, ohne einen nennenswerten Beitrag zur 

Senkung der Arbeitslosigkeit zu leisten. Diejenigen Arbeitslosen, die noch mobil ge­

nug sind, wären in der Lage, auf auswärtige Arbeitsplätze auszuweichen oder auf 

dem geschrumpften "internen" Arbeitsmarkt Arbeit zu finden. Ihre Zahl ginge mit 

der Zeit zurück. Bei den in Arbeitslosigkeit Zurückgebliebenen jedoch würde sich 

die Ausgrenzungsspirale weiter drehen. Ein Krisentypus ähnlich dem in Northeim 

wäre etabliert, aber jetzt nicht nur mit höherer Arbeitslosenquote, sondern auch 

mit einem höheren und wachsenden Anteil derer, die von Erwerbstätigkeit dauerhaft 

ausgeschlossen sind. 

Tabelle VIII : Potentiell Ausgegrenzte Männer In Northeim und Uslar 
(ohne Saisonarbeitslose) am 22. Aprll 1988 

Northeim Uslar 
Anzahl Dauer der aktuellen Arbeitslosigkeit: 

Arbeitsloslg- unter 1 . 1-2 mehrals2 unter 1 1-2 mehr als 2 

keitsperloden Jahr Jahre Jahre Jahr Jahre Jahre 

n= n= n= n= n = n = 

1 mal 42 8 10 44 10 12 

Alo-AnteU <1) 0% 0% 0% 0% 0% 0% 
über 2 J. Alo<2l 0 0 10 0 0 12 

2 oder3 mal 22 7 28 31 11 30 

Alo-Anteil <1 l 23% 45% 18% 22% 15% 21% 

über 2 J. Alo<2) 0 3 28 0 0 30 

mehr als 3 mal 34 11 57 25 16 24 
Alo-Anteu<1) 34% 35% 36% 32% 33% 37% 
über 2 J. Alo(2) 22 9 57 17 14 24 

potentlell aktuell potentiell aktuell 

Ausgegrenzte Ausgegrenzte 

(1) Anten der Gesamtarbeitslosigkeit an der Erwerbstätigkeit vor der aktuellen Arbeitslosigkeits-

periode, In Prozent 

(2) Anzahl der Personen mit 2 Jahren und mehr Gesamtarbeitsloslgkelt 

• • . ,. 
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Hypothese: Der Krisentypus prägt die Verarbeitungsmuster bei den Arbeitslosen. 

Mit dieser Hypothese ziehen wir lediglich die Konsequenzen aus dem vorher Gesag­

ten. Wenn unsere aus der Interpretation der Arbeitsamtsdaten gewonnene erste Un­

terscheidung in den Berufswegen und Sozialmerkmalen von Arbeitslosen zutrifft. 

können wir ebenfalls erwarten. daß die Umgangsweisen mit Arbeitslosigkeit in bei­

den Städten voneinander abweichen. Der Langzeitarbeitslose in Northeim am Ende 

einer Ausgrenzungsspirale wird sich in seinen sozialen Bezügen. seinen auf seine Si­

tuation bezogenen Aktivitäten. seiner Selbstwahrnehmung und der Wahrnehmung 

seiner Zukunft vom Langzeitarbeitslosen in Uslar unterscheiden. der im erzwungenen 

"Ruhestand" lebt. aber möglicherweise sehr viel stärker in lokale Bindungen einbe­

zogen bleibt. die mit seinem bisherigen Berufsleben verknüpft waren. Bei demjeni­

gen. den die Arbeitslosigkeit ein weiteres Mal im Verlauf seines individuellen "Ar­

beitslosigkeitsprozesses" getroffen hat. werden sich die Spuren der Ausgrenzungsge­

schichte in der aktuellen Qualifikation und der Intensität der auf den Arbeitsmarkt 

gerichteten Bemühungen niederschlagen. so daß er sich in beiden von dem Arbeits­

losen unterscheiden dürfte. der Arbeitslosigkeit als kollektive Tatsache erfuhr und 

sich seiner fachlichen Kompetenz noch sicher sein kann. Derartige Unterschiede 

dürften ebenso. wie vermittelt auch immer, in das soziale Bild eingehen. das sich 

die nicht aktuell von Arbeitslosigkeit Betroffenen in beiden Städt.en von der Arbeits­

losigkeit und den Arbeitslosen machen. und darüber auch in die Strukturierung des 

sozialen Handlungsraums zur Verarbeitung von Arbeitslosigkeit. 

Aufgabe der von uns geplanten Befragung wird es sein. den sozialen Unterscheidun­

gen und Unterschieden auf die Spur zu kommen. An den Ergebnissen ließe sich mög­

licherweise auch ermessen, inwieweit die am Ende des Kommentars zur letzten Hy­

pothese antizipierte Entwicklung bereits eingetreten ist und die lokalen Unterschie­

de verwischt hat. 

Hypothese: Beim Krisentypus "wirtschaftlicher Zusammenbruch" mit hoher Arbeits­

losigkeit sind die Ausweichmöglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt bei den Frauen stär­

ker eingeschränkt als bei den Männern. 

Wie deutlich sich die sozialen Me rkmale von Arbeitslosigkeit be i den Frauen und 

Männe rn in beiden Städten unterscheiden. erhellt aus den bereits herangezogenen 

Tabellen Il und III. So sehr weiche n die Be dingungen auf dem Arbeitsmarkt und die 
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Berufswege von Frauen und Männern voneinander ab, daß sich bezüglich der uns hier 

besonders interessierenden Frage nach den Graden der Ausgrenzung die bisher fest­

gestellten Differenzen zwischen Northeim und Uslar vollständig umkehren: Bei den 

Frauen weist Uslar den bei weitem höheren Anteil von Langzeitarbeitslosen auf. Was 

wir generell für den Zusammenhang zwischen Arbeitslosenquote und Anteil der Aus­

gegrenzten vermutet hatten, bei den Männern jedoch nicht bestätigt fanden, trifft 

bei den Frauen zu. 

Was die Unterschiede im Ausgrenzungsgrad der arbeitslosen Frauen beider Städte 

betrifft, so lassen sie sich auf Unterschiede im Typus und in der Schärfe der Krise 

zurückführen, sowie auf die Verschiedenheit der Wirtschaftsstrukturen. Mehr Frauen 

in Uslar als in Northeim (32 % gegenüber 27 %) waren vor der Arbeitslosigkeit im 

verarbeitenden Gewerbe beschäftigt gewesen und von dessen Krise erfaßt worden. 

Soweit es sich bei diesen Beschäftigten um Angestellte handelt - der Angestellten­

anteil unter den arbeitslosen Frauen liegt mit 51 % insgesamt höher als in Northeim 

mit 48 % - dürfte es ihnen .schwerfallen, selbst als qualifizierte Fachkräfte auf den 

in Uslar relativ unentwickelten Dienstleistungssektor auszuweichen und dort Arbeit 

zu finden. Die gehobenen Angestellten sind in Uslar bei den arbeitslosen Frauen mit 

18 % stärker vertreten als in Northeim (13 %). Selbstverständlich schränkt dieselbe 

Schwäche des Dienstleistungsbereichs auch die Möglichkeiten für ehemalige Indu­

striearbeiterinnen ein, einfache Angestelltentätigkeiten angeboten zu bekommen. 

Mehrere krisenspezifische Unterschiede machen sich in den Berufswegen der Frauen 

beider Städte bemerkbar. In Uslar, nicht aber in Northeim, waren die meisten Frauen 

zum ersten Mal arbeitslos geworden, dazu ein höherer Anteil (27 % gegenüber 23 %) 

aus stabilen Berufswegen heraus. Zugleich dauerte zum Zeitpunkt der Erhebung die 

aktuelle Arbeitslosigkeitsperiode durchschnittlich erheblich länger an (24 Monate 

gegenüber 15 Monate). Dafür hatten die Northeimerinnen in ihren der letzten Ar­

beitslosigkeit vorhergehenden Berufswegen durchschnittlich mehr Arbeitslosigkeit 

aufzuweisen (13 Monate gegenüber 10 Monaten). 

Es scheint, als ob die Kombination einer Krise im verarbeitenden Gewerbe mit einer 

Strukturschwäche des Dienstleistungsbereichs in den letzten Jahren den Arbeits­

markt für einmal arbeitslos gewordene Frauen in Uslar tendenziell "eingefroren" 

hat. Seit 1985 sind die Zugangsbewegungen in und Abgangsbewegungen aus Arbeits­

losigke it schwächer als in Northeim, obgleich in Uslar e in höherer Ante il der arbeits-
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Anteil der Langzeitar-
beitslosen (zwei Jahre 

Jahr Quote und länger 

September 1977 3,0 5,9 
1978 2,7 6,2 
1979 2,2 7,1 
1980 2,6 5,9 
1981 4,3 4,0 
1982 6,6 4,3 
1983 7,6 7,5 
1984 7,7 12,4 
1985 7,5 15,3 
1986 6,9 16,~ 

1987 7,2 16,5 

Quelle: Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Arbeit. Arbeitsstatistik 
1987-Jahreszahlen, Nürnberg 1988, S. 35 und S. 86. 
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Herbert Oberbeck, Martin Baethge 

COMPUTER UND NADELSTREIFEN 

Die deutschen Finanzinstitute zwischen dominanter Marktsteuerung und konservativer 

Geschäftspolitik* 

L Zur Diskussion über die Expansion und die gesellschaftliche Machtentfaltung von 

Banken und Versicherungen 

Ökonomische Rückschläge und Stagnation hat es für Banken, Sparkassen und Versi­

cherungen im Nachkriegsdeutschland so gut wie nicht gegeben. Im Gegenteil: Der Fi­

nanzdienstleistungssektor kann wie kaum eine andere Branche auf Prosperität und 

Erfolgsbilanzen verweisen. Die jährlichen Zuwachsraten beim Geschäftsvolumen la­

gen in aller Regel weit über den Zuwachsraten des Bruttosozialprodukts.!) Lange Zeit 

konnte der Finanzdienstleistungssektor darüber hinaus als Paradebeispiel für all jene 

gelten, die den Übergang von der Industriegesellschaft in die Dienstleistungsgesell­

schaft beschwören. Mußten mehr und mehr industrielle Sektoren schrumpfende Markt­

anteile, rückläufige Arbeitsplatzzahlen und düstere Zukunftsaussichten melden, so 

zeigte im Kreditgewerbe auch die Beschäftigungskurve über einen langen Zeitraum 

deutlich nach oben. Vor allem in den 60er und 70er Jahren wurden häufig zweistellige 

Steigerungsraten verzeichnet. Erst in de n letzten Jahren sind die Zuwachsraten deut­

lich zurückgegangen (Banken und Sparkassen) und gegenläufige Trends erkennbar 

(Stagnation und Rückgang in den privaten Versicherungen). 

Gleichwohl: Das Kreditgewerbe muß gegenwärtig mit rund 1 Million Beschäftigte2) 

zu einem der "Kernsektoren" der westdeutschen Wirtschaft gezählt werden. Inzwi­

schen finden hier gleich viel oder sogar mehr Menschen Arbeit als etwa in der Elek­

troindustrie oder in der Chemiebranche, von Krisenbranchen wie der Stahlindustrie 

und dem Baugewerbe ganz zu schweigen. Es handelt sich zudem mehrheitlich um qua­

litativ anspruchsvolle Arbeitsplätze, für deren Besetzung relativ hohe formale An­

sprüche gestellt werden. 3> 

* Leicht gekürzte Fassung eines Be itrages aus Peter J. Katzenstein (Hrsg.), The Third 
West German Republic? Cornell Unive rsity Press (ercheint im Sommer 1989). 
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Wirtschafts- und Gesellschaftsdynamik konzipieren; ja mehr noch, der Aufbau großer 

staatlicher Planungsinstanzen, wie etwa in Frankreich, sei in der Bundesrepublik über­

flüssig, weil die Banken mit ihren Kompetenzen hier eine sehr viel effizientere Leit­

funktion wahrnehmen würden. 

In der deutschen Rezeption der Shonfieldschen Analyse dominieren Beiträge, in denen 

die Managementetagen der großen deutschen Bank- und Versicherungshäuser als die 

eigentlichen Macht- und Steuerungszentralen von Wirtschaft und Gesellschaft be­

zeichnet werden. Auf eine gewisse Einseitigkeit dieser Diskussion haben Jürgens '!nd 

Lindner bereits 1974 hingewiesen, als sie schrieben: "Wir glauben, daß die im Augen­

blick geführte Diskussion um Macht und Einfluß der Banken an den Kernproblemen 

vorbeigeht. Depotstimmrecht, Aktienbesitz und personelle Verflechtung mit der Indu­

strie in Aufsichtsratsgremien gelten hier schon als hinreichende Belege; über die Aus­

sagekraft dieser Merkmalssammlung wird nicht weiter resümiert. 11 11) Eine Feststel­

lung, die auch in der zweiten Hälfte der BOer Jahre noch voll zu unterschreiben ist. 

Von Shonfield bis zu den Spiegel-Redakteuren, die 1985 eines ihrer Hefte mit der Ti­

telgeschichte "Weltmacht Deutsche Bank" aufmachten l2), findet man immer wie­

der nur diese Indikatoren. 

Die Frage nach ökonomischer Macht und politischem Einfluß von Banken und Versi­

cherungen hat am Ende der BOer Jahre jedoch eine neue Dimension erreicht, der ana­

lytisch nicht mehr ausschließlich mit den traditionellen industriepolitischen Einfluß­

konzepten beizukommen ist. Eine Erweiterung der bisher geführten Diskussion hal­

ten wir vor allem aus zwei Gründen für erforderlich, die aus dem Strukturwandel der 

Finanzdienstleistungsmärkte resultieren: 

- Zum einen bleiben in der bisherigen Diskussion Strukturveränderungen im Verhältnis 

von Kreditgewerbe und Industrie weitgehend unberücksichtigt. Seit Jahren schon 

geht aus den einschlägigen Statistiken hervor, daß deutsche Industrie- und Handels­

konzerne in erheblichem Maße liquide Mittel erwirtschaftet haben, für die zumin­

dest vorübergehend lukrative Investitionsobjekte fehlen. Industrie- und Handelskun­

den treten somit den Banken und Sparkassen auch als potente Einleger und nicht 

nur als Bittsteller für Kredite gegenüber. Weiter verweisen die steigende Selbst­

finanzierung der Einzelkapitale durch Akkumulation aus ihrer "eigenen" Mehrwert­

masse (nicht entnommene Gewinne, Abschreibungen) sowie differenzierte Finanzie­

rungsmöglichkeiten auf internationalen Kapitalmärkten und der Ausbau von Liefe-
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ren westlichen Industrieland vollzogen hat. Uns geht es zugleich darum, diese Ent­

wicklung im Hinblick auf Veränderungen in den Marktstrategien und Unternehmens­

konzepten von Banken und Versicherungen zu problematisieren. Die massive Expan­

sion des Privatkundengeschäftes basiert auf dem breiten Einsatz von EDV und Kom­

munikationstechniken sowie auf grundlegenden Strukturveränderungen in der Rekru­

tierung und im Einsatz von Arbeitskräften. Offenbar hat hier das Kreditgewerbe 

gleichsam von innen heraus erhebliche Kräfte zur Modernisierung freigesetzt, so daß 

diese Branche heute als eine der führenden im Hinblick auf den Einsatz von neuen 

Techniken und Arbeitskonzepten bezeichnet wird. 

IL Kontinuierliches Wachstum durch Erschließung neuer Märkte: Die Weichenstellun­

gen für die Zukunft erfolgten schon in den 60er Jahren 

Das äußere Erscheinungsbild des Kreditwesens hat sich in den vier Jahrzehnten der 

Bundesrepublik Deutschland wenig verändert. Die Szenerie wurde und wird von den 

drei zentralen Institutsgrup.pen "private Banken" (incl. große Geschäftsbanken), "Spar­

kassen und Landesbanken11 sowie "Genossenschaftsbanken" und von einer relativ klei­

nen Gruppe marktbeherrschender Versicherungsunternehmen bestimmt. Hinter die­

ser Fassade hat sich jedoch ein Strukturwandel vollzogen, der zu grundlegenden Verän­

derungen des gesamten Marktgeschehens und der brancheninternen Arbeitsteilung zwi­

schen den Finanzgruppen geführt hat. Die zentralen Marksteine dieses Prozesses wur­

den bereits in den 60er Jahren neu gesetzt. 

Zu diesem Zeitpunkt wurde vor allem aus der Sicht der privaten Bankhäuser "eine 

nahezu uneingeschränkt heile Welt" zerstört. Bis zu dieser "Zeit hatten die Banken 

praktisch einen festen volkswirtschaftlichen Datenkranz, der den Vorteil weitgehen­

der Berechenbarkeit bot: niedrige Inflationsraten, geringe Zinsschwankungen, feste 

Wechselkurse, eine auf Expansion ausgerichtete Wirtschaft. Wirtschaftliche und damit 

geschäftspolitische Prognosen waren kein Vabanque-Spiel. Die damals noch herrschen­

de traditionelle Arbeitsteilung unter den drei großen Gruppen der Kreditwirtschaft, 

ein die Zinsspanne sicherndes Zinskartell sowie der noch weitgehend fehlende 

Auslandsbereich machten das Leben für einen Bankier doch weitgehend 

berec henbar11
•
16) 
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Vor allem drei Faktoren kamen Mitte der 60er Jahre zusammen, deretwegen die Fi­

nanzdienstleistungsbranche die Marktpotentiale neu zu vermessen und die eigenen 

Kräfte (Geschäftspolitik und Unternehmensorganisation) zu reorganisieren hatte. 

(1) Der Abschluß der ersten Wiederaufbauphase hatte zu einer weitgehenden Befriedi­

gung konsumtiver Nachholbedürfnisse in der Bevölkerung geführt. Im Mengengeschäft 

mit den privaten Kunden entstanden neue, eher längerfristig orientierte Anlage- und 

Kreditbedürfnisse. 

(2) Das Ende einer fast 20jährigen ständigen Aufwärtsbewegung stellte zudem viele 

Wirtschaftsbereiche und die Wirtschaftspolitik vor weitgehend neue Problemlagen und 

Herausforderungen. Die Geschäftspolitik der Banken hatte sich in der Folge hiervon 

auf erhebliche Zinsschwankungen einzustellen, stark beeinflußt auch von den Maßnah­

men der Bundesbank, die mit Hilfe von Zinsveränderungen die Inflation zu bekämpfen 

suchte. Von besonderer Bedeutung war ferner die 1967 erfolgte Aufhebung der aus den 

30er Jahren stammenden Z~nsbindung, die eine feste Koppelung von Soll- und Haben­

zinsen an den Diskont vorsah und den Kreditinstituten somit eine feste Zinsspanne ge­

boten hatte. 

(3) Mit der Zunahme von Auslandsdirektinvestitionen deutscher Unternehmen mußten 

die Kreditinstitute ihre vorrangige Orientierung auf den Binnenmarkt aufgeben und 

Kapazitäten wie Kompetenzen zur Wahrnehmung vielfältiger Auslandsgeschäfte auf­

und ausbauen. Neue Handlungsperspektiven mußten darüber hinaus entwickelt wer­

den, weil sich durch die Freigabe der Wechselkurse nach dem Zusammenbruch des 

Bretton-Woods-Systems neue Geschäftsmöglichkeiten an den Devisenmärkten eröffne­

ten. 

Der entscheidende Impuls zur Neuorientierung der Geschäftspolitik ging von der star­

ken Expansion des Massengeschäfts mit Privatkunden .aus. Zugleich wurden hierdurch 

die nachhaltigsten Veränderungen in der Arbeitsteilung der Finanzinstitute untereinan­

der und in der Aufbauorganisation der jeweils einzelnen Unternehmen ausgelöst. Be­

reits in der zweiten Hälfte der 50er Jahre hatte der Staat wichtige Weichenstellungen 

zugunsten einer Intensivierung der Bankaktivitäten im Privatkundengeschäft vorge­

nommen. So wurde 1958 die Aufhebung der Bedürfnisprüfung für Filialgründungen ver­

fügt, was die Expansion der Kreditinstitute über Filialneugründungen in der Fläche er­

heblich erleichterte. Vor allem in dem Zeitraum 1965 bis 1975 wurde das Gebiet der 



-36-

Bundesrepublik mit einem Netz von Bankstellen überzogen, dessen Dichte in vergleich­

baren Industriestaaten bis heute unerreicht ist. 17) 1959 wurde ferner auf Anregung 

des damaligen Bundeswirtschaftsministers Erhard der sogenannte "Kleinkredit" als 

erste normierte Form des Konsumentenkredits kreiert. Wurden bis dato an Privatkun­

den allenfalls Kredite fÜr Wohnungsbau vergeben, so boten sich den Kreditinstituten 

mit den inzwischen breit diversifizierten Formen von Konsumentenkrediten neue lu­

krative Märkte fÜr das Ausleihen aquirierter Gelder. Schließlich sorgten vor allem die 

Sparkassen mit ihrer bereits Ende der 50er Jahre gestarteten Initiative, private Giro­

konten zur Regulation bargeldloser Lohn- und Gehaltszahlungen einzurichten, für einen 

massenhaften Kundenandrang in Schalterhallen und Filialen. Gut 10 Jahre sollten aus­

reichen, um mehr als 80 % der erwerbstätigen Wohnbevölkerung auf das "Dienstlei­

stungsprodukt privates Girokonto" zu verpflichten. 

Ende der 60er Jahre hatten es also deutsche Banken und Sparkassen geschafft, zur zen­

tralen Drehscheibe für private Zahlungsverkehrsangelegenheiten zu werden. Lohn- und 

Gehaltszahlungen wurden ebenso verbucht wie Mietzahlungen und Rechnungen für Was­

serwerke, Elektrizitätswerke und andere kommunale Dienstleistungseinrichtungen.18) 

Man kann hier durchaus von einer Quasi-Monopolfunktion sprechen, denn die überwie­

gende Me:trzahl privater Zahlungsverkehrsposten laufen in Form von Überweisungen, 

Daueraufträgen und automatischen Einzugsermächtigungen über die Girokonten von 

Banken und Sparkassen. Für diese ein äußerst lukratives Geschäft bis heute, befinden 

sich doch erstens nahezu alle privaten Geldressourcen wenigstens für einige Tage (und 

in der Regel sehr viel länger) in ihrer Verfügungsgewalt und bieten sich zweitens damit 

vielerlei Anknüpfungspunkte für Folgegeschäfte im Anlagebereich; schließlich kommen 

immer stärker anwachsende Gebührenposten hinzu, die etwa seit Mitte der 70er Jahre 

für diese "Dienstleistungen" kassiert werden und die längst zu einem zentralen 

Bestandteil der Ertragsbilanzen geworden sind. 19)) 

Mit der Expansion des Privatkundengeschäftes emanzipierten sich alle Gruppen der 

deutschen Kreditwirtschaft zu Universalbanken reinen Typs, eine Entwicklung, die sich 

seit einigen Jahren auch in anderen vergleichbaren Industrieländern vollzieht20>, nur 

mit dem Unterschied, daß die traditionelle Arbeitsteilung zwischen den drei großen 

Institutsgruppen in der Bundesrepublik bereits Mitte der 70er Jahre weitgehend über­

wunden war. 
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Das Universalbankensystem reicht in Deutschland bis weit in das letzte Jahrhundert 

zurück. Es galt aber primär nur für die großen Geschäftsbanken. Diese überwanden 

in den 80er Jahren des 19. Jahrhunderts die in den angelsächsischen Ländern bis heute 

gültige Trennung zwischen "Investment Banks" und "Commercial Banks". Diese Banken 

betrieben also das langfristige Anlage- und Wertpapiergeschäft (Emission und Handel) 

sowie das eher kurzfristige Handelskredit- und Depositengeschäfts integriert. 21) Mit 

dem breiten Einstieg in das Privatkundengeschäft ab Mitte der 60er Jahre kam somit 

ein drittes starkes geschäftspolitisches Standbein hinzu. Mit Hilfe der privaten Kun­

deneinlagen sicherten sich diese Institute eine breitere Refinanzierungsbasis gleichsam 

im jeweils eigenen Haus. Die Expansion des Privatkundengeschäfts hat somit in ent­

scheidender Weise zur Verstetigung der Geschäftspolitik und der jeweiligen Ertragslage 

beigetragen. Die Universalbanken können aufgrund dieser breiteren Fundamente ihrer 

Geschäftspolitik ein vielfältigeres Instrumentarium zur Absicherung und Komi;ensation 

von Schwankungen und Krisentendenzen in einzelnen Marktsegmenten einsetzen. 22) 

Alles in allen: ist davon auszugehen, daß im Bereich der Kreditinstute heute weit mehr 

als 75 % aller Unternehmen. als Universalbanken fungieren. 23) Private wie gewerbliche 

Kunden dieser Unternehmen können in einer Filiale oder aber in Haupstellen dieser 

Unternehmen mehr oder weniger vollständig mit allen bankspezifischen Dienstleistun­

gen versorgt werden. Die skizzierte Entwicklung hat im Bereich der Kreditwirtschaft 

insgesamt zu einer Homogenisierung von Angebots- und Servicefunktionen sowie z um 

Ausgleich von Marktanteilen geführt, wobei noch einzelne Schwerpunktaktivitäten in 

den jeweiligen Institutsgruppen geblieben. sind. 24) 

Das Marktgeschehen wird also heute längst nicht mehr allein von den jeweils hausin­

ternen Erben der in den beiden Nachkriegsjahrzehnten herausragenden Bankenführer 

Abs und Pferd:rr.enges bestimmt.25) Zum Kreis der Nadelstreifen-Banker müssen längst 

auch Repräsentanten und Manager aus Sparkassen, Landesbanken und Kreditgenossen­

schaften gerechnet werden. 26) Und spätestens seit Ende der 70er Jahre gehören auch 

die Manager der großen Versicherungskonzerne dazu, die mit ihren seither quantitativ 

erheblich ausgebauten Finanzressorts und mit ihren immensen Prämiengeldern ihren 

Platz in der Finanzaristokratie beanspruchen. 

Die über Jahrzehnte hinweg stabile Markttrennung zwischen Kreditinstituten und Ver­

sicherungsunternehmen wurde in den letzten Jahren vor allem von Lebensversiche­

rungsgesellschaften durc hbrochen, die an ihre Kunden längst nicht mehr nur Verträge 
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zur Risikoabsicherung (Tod, Unfall), sondern auch Verträge zur Geldanlage verkau­

fen. 27) Sie haben damit ihr Terrain im Wettbewerb um das Anlagepotential der pri­

vaten Haushalte erheblich ausweiten können. Entfielen von der jährlichen Geldver­

mögensbildung der privaten Haushalte 1975 nur erst 15,27 Mrd. DM (von 104,0 Mrd.) 

auf die Versicherungen, so waren dies 1985 bereits 40,56 Mrd. (von 127,4 Mrd.). Im 

gleichen Zeitraum haben sich die Spareinlagen bei den Kreditinstituten halbiert. 28) 

"Der Kampf um's Sparschwein", wie es die Presse einmal bündig formulierte, blüht 

also. Hält man sich weiter vor Augen, daß in dem nächsten Jahrzehnt riesige Summen 

aus ablaufenden kapitalbildenden Leber.sversichernngen frei werden (Vertragsabschlüs­

se in der ersten Bocmzeit Ende der 60er und Anfang der 70er Jahre; Experten sprechen 

hier von einem Kapital in zweistelliger Milliardengröße), so wird deutlich, welche Be­

deutung der Privatkundensektor auch zukünftig für Kreditinstitute und Versicherungen 

haben wird. Die Unternehmen suchen im Privatkundengeschäft zunehmend nach Stra­

tegien, um so weit wie möglich auf Kunden mit integrierten Angebotspaketen und 

Dienstleistungen zugehen z.u können. Das enge Korsett einer spartenorientierten Ge­

schäftsbegrenzung paßt einer Reihe von Managern in Bank- und Versicherungshäusern 

seit längerem nicht mehr. Die zweite Hälfte der 80er Jahre und mehr noch die 90er 

Jahre werden deshalb zunehmend von bereichsübergreifenden Bestrebungen der Zu­

sammenfassung bisher separierter Finanzdienstleistungsmärkte geprägt (sein). 29) So­

wohl Universalbanken auf der einen als auch große Versicherungskonzerne auf der an­

deren Seite richten ihre Unternehmensstrategien gegenwärtig zunehmend auf Markt­

konzepte aus, in deren Mittelpunkt die "Kundenbetreuung aus einer Hand" in allen Fi-

nanzdienstleistungsangelegenheiten (Allfinanzkonzept) stehen soll. 3o) --

Das Bild der Strukturveränderung im Finanzdienstleistungssektor wird abgerundet 

durch erhebliche Konzentrationsprozesse. Von den großen Geschäftsbanken abgesehen, 

war das Kreditgewerbe in der Bundesrepublik in den 50er und 60er Jahren überwiegend 

klein- und mittelbetrieblich strukturiert. Konzentrationsprozesse in der Kreditwirt­

schaft ließen jedoch seither aus vielen klein- und mittelbetrieblichen Instituten schlag­

kräftige Großunternehmen werden. Hieran hatten insbesondere die Sparkassen sowie 

die Volks- und Raiffeisenbanken durch Fusionen einen erheblichen Anteil.31) Diese 

Konzentration führte unter anderem dazu, daß sich in der Mehrzahl der Unternehmen 

professionelle Leitungsstrukturen herausbildeten. Standen früher an der Spitze der 

klein- und mittelbetrieblichen Unternehmen wenige Einzelpersonen, so verfügt die 

Mehrzahl der heutigen Kreditinstitute über institutionalisierte Stabsabteilungen, die 

sich vorrangig mit der strategisch-konzept ionellen Führung des Unternehmens beschäf­

tigen. 
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Zunehmende Konzentration mit ähnlichen Folgewirken wie im Banken- und Sparkas­

senbereich ist auch im Versicherungsbereich zu beobachten. Vor allem seit Mitte der 

70er Jahre hat sich der Trend zur Mehrbranchenversicherung unter einem Konzerndach 

deutlich verstärkt. 32) Die Geschäftspolitik zumindest aller größeren Versicherer zielt 

eindeutig in Richtung All-Sparten- Konzern. Durch Diversifikation der Angebotspalette 

entsteht für die Konzern€ ein verbesserter Risikoausgleich, vor allem aber kann der 

Außendienst effektiver eingesetzt werden. In diese Geschäftspolitik der Versicherer 

paßt ferner der Trend, daß unter dem Konzerndach Tochtergesellschaften gegründet 

wurden, die versicherungsfremde Dienstleistungen (Bausparkassen- und Investmentge­

schäfte) anbieten. 

Die skizzierte Expansion des Privatkundengeschäfts im deutschen Kreditgewerbe ist 

in ihrer Dynamik nur angemessen zu interpretieren auf dem Hintergrund massiver 

staatlicher Initiativen zur Forderung der allgemeinen Wohlstandsentwicklung und 

staatlicher Maßnahmen zur Protektion dieses Marktsegments. Hier kommt der typisch 

deutsche Austragungsmodu~ des Verteilungskampfes zwischen Kapital und Arbeit ins 

Spiel. Denn zu erklären ist die spezifische Dynamik des Finanzdienstleistungssektors 

in der Bundesrepublik auch aus der besonderen Einbindung von Kreditinstituten und 

privaten Versicherungen in eine politische Strategie, die dem Interessenausgleich zwi­

schen Kapital und Arbeit unabhängig von der jeweiligen Zusammensetzung einzelner 

Regierungen einen hohen Stellenwert für die wirtschaftliche Entwicklung insgesamt 

zugemessen hat und die zur Regulation dieses Interessenausgleichs auf Maßnahmen 

zur Absicherung und Steigerung der eher langfristigen Reproduktionsbedürfnisse priva­

ter Haushalte gesetzt hat. Die vom Staat betriebene Sozial- und Wirtschaftspolitik 

wurde immer wieder darauf ausgelegt, durch die steuerliche bzw. direkte Förderung 

von Vermögensbildung in Arbeitnehmerhand einen spezifischen Beitrag zur Kanalisie­

rung der Klassenauseinandersetzungen zwischen Kapital und Arbeit zu leisten. Steuer­

vergünstigungen für langfristige Kapitalansarnrnlungsverträge und vorn Mai 1959 an 

prämienbegünstigte Sparverträge sorgten staatlicherseits für eine kräftige Förderung 

des Sparwillens und der Sparfähigkeit breiter Bevölkerungsschichten. 

All diese Maßnahmen trugen zu einer überdurchschnittlichen Zunahme der Massenein­

kommen und bis Mitte der 70er Jahre zu einer Verschiebung der Vermögensneubildung 

innerhalb der volkswirtschaftlichen Sektoren bei. "Erstmals im Jahre 1965 zeichnet 

sich eine Tendenz ab, daß die Privathaushalte bei der Vermögensbildung die rückläufi­

gen Anteilsquoten der Unternehmen und des Staates übertrafen. Die abnehmende 
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Selbstfinanzierung im Unternehmensbereich und die zunehmende Staatsverschuldung 

konnten nur durch die steigende private Spartätigkeit aufgefangen werden.1133) Kredit­

institute und Versicherungen fanden vor diesem Hintergrund vergleichsweise günstige 

Bedingungen für den Einstieg (private Geschäftsbanken) bzw. für die Expansion im Pri­

vatkundengeschäft vor. Man "entdeckte" den privaten Haushalt gleichsam zwangsläufig 

als neuen, potentiellen Partner. Hinzu kommt, daß sich deutsche Kreditinstitute und 

Versicherungen dieses expansionsträchtige Marktsegment unter dem Schutzmantel 

staatlicher Protektion erschließen und aufteilen konnten. Nach zweimaligen Erfahrun­

gen des völligen Verlustes von privater.. Ersparnissen und Geldwerten durch Hyper-In­

flation (1923) und Währungsreform (1948) war es d_is vorrangige Ziel des Gesetzgebers 

nach 1949, insbesondere private Kundeneinlagen gegen Konkurs bzw. Illiquidität von 

Kreditinstituten und Versicherungen zu schützen. Dieses Ziel wurde durch die 

Einschränkung des Wettbewerbs und hier vor allen:- durch die Abschottung dieses Mark­

tes gegen ausländische Konkurrenten realisiert. 

Anders als etwa in den US~, wo man den direkten Weg zum Schutz des breiten Publi­

kums vor Verlusten bei Zusammenbrüchen von Banken durch die Garantie einer staat­

lichen Einlagensicherung gewählt hat, wurde in der Bundesrepublik der indirekte Weg 

einer verordneten Stabilisierung der Ertragslage in der Kreditwirtschaft gewählt. 34> 

So wurde durch staatliches Dekret bis 1967 die Gründung von Banken und Zweigstellen 

reduziert und eine Höchstgrenze für Kredit- und Einlagenzinssätze eingeführt. Danach 

erhielten Einlagensicherungsfonds (private Banken) und Solidarhaftungsfonds (Sparkas­

sen, Landesbanken, Genossenschaftsbanken) die Funktion, beispielsweise neue Wettbe­

werber aus dem In- und Ausland von dem aufblühenden Finanzdienstleistungsgeschäft 

fernzuhalten. Über die Aufnahme neuer Institute in diese Fonds entscheiden allein die 

bereits eingeschriebenen Mitglieder. Die etablierten Banken, Sparkassen und Versiche­

rungen blieben also unter sich bei der Organisation des lukrativen Geschäfts mit den 

Spargeldern privater Haushalte. 

Insgesamt scheint der in der Bundesrepublik breit ausgeprägte Sicherheitsanspruch für 

private Kundeneinlagen bei Banken und Versicherungen auch die Geschäftspolitik in 

den Unternehmen erheblich zu beeinflussen. Da ein breiter gesellschaftlicher Konser..s 

an den Umgang mit privaten Kundeneinlagen besondere Auflagen knüpft, die Spekula­

tionsgeschäfte und risikovolles Weiterverleihen eindämmen bzw; ausschließen sollen, 

ist es durchaus möglich, da ß in den meisten Chefetagen der Kreditinstitute und Versi­

cherungen mit dem Ausbau des Privatkundengeschäfts eine eher konservative 

Geschäftspolitik im Wiedereinsatz dieser Gelder an Gewicht gewonnen hat. 35
> 
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III. Die Angestellten des Kreditgewerbes als Gestalter von Marktprozessen 

Am Beispiel der veränderten Arbeits- und Berufssituation der Angestellten in Banken 

und Versicherungen kann heute exemplarisch nachvollzogen werden, daß die Beschäf­

tigten in den modernen marktbezogenen Dienstleistungsbereichen mehrheitlich weit 

davon entfernt sind, einer durch Taylorisierung und Automation weitgehend verdun­

kelten Zukunft entgegenzugehen. Sowohl die Tatsache, daß heute nahezu alle Ange­

stelltentätigkeiten in den Büros von Banken und Versicherungen durch den Einsatz 

von Computertechnologien und neuen Kommunikationstechniken betroffen sind, als 

auch die fortschreitende Entwicklung immer neuer, ·verfeinerter technischer Rationa­

lisierungspotentiale demonstrieren zwar, daß der Zugriffshorizont der betrieblichen 

Rationalisierungsstrategien sich heute bis auf die höchsten Ebenen kaufmännischer 

und verwaltender Tätigkeiten vorgeschoben hat. Dies bedeutet aber _weder eine Bestä­

tigung der These, daß die forcierten Entwicklungen von luK-Technik den Marsch in 

das Zeitalter menschenleerer Büros unausweichlich vorzeichneten, noch der Annahme, 

daß sich die Rationalisierung der Dienstleistungstätigkeiten nach dem gleichen (tay­

loristischen) Muster vollziehe, das lange Zeit für die Produktion beherrschend war. 36) 

Soweit Taylorisierung die konsequente Trennung von anleitenden und ausführenden 

Tätigkeiten und die radikale Abgrenzung von Handlungssequenzen meint, hat Taylori­

sierung im Finanzdienstleistungssektor nur eine untergeordnete Rolle gespielt und 

vor allem Angestellte im back-office-Bereich betroffen. Heute geht die Haupttendenz 

dahin, die einst abgespaltenen back-office-Tätigkeiten soweit wie möglich zu compu­

terisieren und den verbleibenden Rest mit qualifizierten Arbeiten zu kombinieren. 

Die Ausweitung des Zugriffshorizonts der Rationalisierung in den F inanzdienstlei­

stungsbereichen darf den Blick nicht dafür versperren, daß sich die Unternehmen beim 

Einsatz der neuen Techniken - insbesondere in marktbezogenen Fachabteilungen -

einer dezidierten Strategie der Technikselektion bedienen. Nicht mehr die Devise: 

Automation um jeden Preis, sondern die gezielte Auswahl von Formen der Technikun­

terstützung und der Techniksteuerung von Sachbearbeitertätigkeiten und Kundenbe­

ziehungen in Banken und Versicherungen bestimmt nach Maßgabe marktspezifischer 

Erfordernisse gegenwärtig und zukünftig die Rationalisierungsstrategien der Unter­

nehmen. Wir haben diese neue Qualität der Rationalisierung von betrieblicher Dienst­

leistungsarbeit und von überbetrieblichen Dienstleistungsbeziehungen systemische 

Rationalisierung genannt. 
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In den meisten Dienstleistungsunternehmen wird seit Ende der 70er Jahre demnach 

mehr und mehr gesehen, daß sich eine ausschließliche Fixierung auf den Faktor Per­

sonaleinsparung durch Technikeinsatz für den Absatz von Dienstleistungsprodukten 

als durchaus kontraproduktiv erweisen kann, weil dadurch Flexibilität im Umgang mit 

Kunden und Geschäftspartnern beschnitten wird, weil Kunden gerade bei komplexeren 

Dienstleistungen, zu denen etwa die Mehrzahl aller Geld-, Kredit- und Vorsorgeschäf­

te .zäMt, fachkompetente personenbezogene Beratung erwarten und weil die Amorti­

sation systemischer Automationskonzepte weniger denn je gesichert erscheint. (Dies 

schließt nicht aus, daß einzelne Banken und Versicherungen ihre jeweiligen Marketing­

konzepte auf Automation, Selbstbedienung, Direktvertrieb, Servicereduktion usw. 

gründen, um so Marktnischen zu besetzen.) 

Die neue Rationalisierungsperspektive hat in den Kreditinstituten und Versicherungen 

Techniknutzungs- und Arbeitsgestaltungskonzepte abgelöst, die primär auf die Substi­

tution manueller back-office-Funktionen zielten. Um das ständig steigende Mengen­

geschäft bewältigen zu kc?nnen, griffen die meisten Kreditinstitute in den 6Cer und 

frühen 70er Jahren zu dem Mittel der Zentralisierung von back-office-Funktionen. 

Hiervon betroffen war vor allem die gesamte Zahlungsverkehrsabwicklung (Belegsor­

tierung, Belegerfassung für die elektronische Datenverarbeitung). Zudem wurde mit 

Nachdruck auf den Einsatz zentraler Großcomputer hingearbeitet, um so Dateien für 

a lle Kontenarten aufbauen und erste Formen der Datenfernverarbeitung nutzen zu 

können. 

Durch die verstärkte Nutzung der EDV konnten die Unternehmen erhebliche Rationa­

lisierungseffekte bei der abwicklungstechnischen Bewältigung des Zahlungsverkehrs 

und des Mengengeschäfts sicherstellen. So wurde der Personalbedarf in den 

back-office-Abteilungen erheblich reduziert. Bereits gegen Mitte der 70er Jahre 

konnten die deutschen Kreditinstitute hier erste sichtbare Erfolge vorweisen. 1972 

arbeitete noch rund ein Drittel a11er Beschäftigten in den Kreditinstituten in den back­

office-Bereichen. 1976 waren es nur no<;:h rund 20 % und 1986 lag der Anteil bei rund 
10%.37) 

Die durch Automation von back-office-Funktionen erzielten Personaleinsparungen 

wurden von den Kreditinstituten und Versicherungen nicht zur Reduzierung der Mitar­

beiterzahlen genutzt. Die Rationalisierung des Zahlungsverkehrs und anderer Abwick­

lungsvorgänge wurde vielmehr als Voraussetzung zu einer grundlegenden qualitativen 
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Veränderung der Personalstruktur genutzt. Ziel dieser Umstrukturierung war es, die 

Beschäftigten mehr und mehr für die Beratung von Kunden und für die Intensivierung 

der Geschäftsbeziehungen einzusetzen. 

Diese veränderten Personaleinsatzkonzepte sind Ausdruck der Umstrukturierung der 

gesamten Geschäftspolitik in Kreditinstituten und Versicherungen seit Ende der 70er 

Jahre. Chancen zur Optimierung der Verwertungsinteressen und der Markterschlie­

ßung werden von Kreditinstituten und Versicherungen seither vor allem in der Verbes­

serung der Marktantizipation und der Marktsteuerung gesehen. Mit Hilfe der 

IuK-Technik sollen Kunden, Lieferanten und Kooperationspartner in ihren jeweili­

gen Verhaltensdispositionen und Interessen besser trar.sparent und nicht genutzte 

Marktpotentiale analysiert werden. Die Realisierung des Ziels einer verbesserten 

Marktsteuerung aber bleibt bei den geltenden Verkehrsformen auf Dienstlei$tungs­

märkten für vorerst unabsehbare Zeit an den unauflöslichen Zusammenhang von Tech­

niknutzung und qualifizierter Arbeitskraft gebunden. 

Die Automation ganzer Vorgangskomi;lexe bleibt auf die back-office-Bereiche be­

schränkt. In den Marktbereichen, wo Kunden beraten werden und wo um die Festle­

gung von Konditionen verhandelt wird, wird dagegen durchgängig auf das Prinzip der 

Technikunterstützung von qualifizierter Arbeitskraft gesetzt. Dies heißt konkret, daß 

die Finanzdienstleistungsunternehmen nicht mehr alle technischen Potentiale in den 

Marktbereichen anwenden, die von Herstellerseite lieferbar wären. So gilt für die 

Mehrzahl der Kreditinstitute, daß den Kundenberatern und Kreditsachbearbeitern die 

integrierten Datenbanksysteme im wesentlichen als Informationsbasis für die Gestal­

tung der Beratungsgespräche und der Entscheidungsprozesse über Vertragskonditionen 

zur Verfügung gestellt werden. Das Aufspüren von Marktlücker. wird so den Kunden­

beratern ebenso überlassen wie die Gestaltung des je konkreten Beratungsgesprächs. 

Die technischen Möglichkeiten lassen zweifelsohne andere Nutzungsformen in den 

Marktbereichen und Kreditabteilungen zu. Vereinzelt ist zu becbachten, daß Unter­

nehmen die Sachbearbeitertätlgkeiten durch hochkomplexe Software-Programme so 

eng wie möglich zu steuern versuchen. Die Sachbearbeiter werden hier in eine Berufs­

rolle gedrängt, in der sie mehr und mehr als Vollzugsorgan von programmierten Tech­

nikabläufen fungieren. 
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Ingesamt sprechen allerdings eine Reihe von Indikatoren dagegen, daß sich zukünftig 

solche Konzepte der computergesteuerten Vorgangsbearbeitung gegenüber dem Kon­

zept der computerunterstützten Vorgar:gsbearbeitung durchsetzen werden. Die Mehr­

heit der Unternehmensvertreter, die aktuell auf die Korn t ination von Technik und 

Beratung durch qualifiziertes Personal setzen, sehen die Expar:sionschancen der Fi­

nanzdienstleistungsunternehmEn offenkundig am besten gewahrt, wenn die Kunden 

von kompetenten Fachkräften auf der Basis personenbezogener Geschäftsbeziel:ungen 

an die Unternehmen gebunden werden. Kundenberater und Kreditsachbearbeiter, die 

allzu offensichtlich in der fachspezifischen Bewertung von Geschäftsvorgängen und 

Kundenanliegen von der EDV gesteuert werden, ~/erden dagegen als mi:: rketingschäd­

lich eingestuft. In dieser derzeit dominierenden Bewertung der Marktanforderungen 

liegt auch die in den Finanzinstituten weit verbreitete Skepsis gegenüber Selbstbe­

dienungs-Terminals begründet. Sie werden in erster Linie als Zusatzservice angeboten 

und nicht, um möglichst menschenleere und kommunikationsarmE Schalterhallen zu 

bekommen. JS) 

Von entscheidender Bedeutung für die Durchsetzung der Strategie computerunter­

stützter Sachbearbeitung in Kreditinstituten und Versicherungen ist der Aufbau der 

zentral organisierter. Datenbanksysteme für alle Konto- und Vertragsbeziehunger:, 

die leistungsfähige Großcom~·uter mit hohen Speicherkapazitäten voraussetzen. Die 

größeren FinanzdienstleistungsunternEl:mEn haber. ihre Investitionen in den letzten 

10 Jahren vor allerr; für die Entwicklung solcher integrierten Kunden- und Vertrags­

datenbanken eingesetzt. Sie wollen auch weiterhin an diesem Konzept einer leistungs­

starken zentralen EDV-Anlage festhalten, weil sie darin die beste Gewähr für die Op­

timierung der Steuerungsmöglichkeiten von Geschäftspolitik und Unternehmenspla­

nung sowie für die Effektivierung der innerbetrieblichen Ablaufprozesse (Vermeidung 

von Dopi;elbearbeitung ein- und desselben Vorgangs) und der Leistungsqualität (So­

fortbearbeitung von Kundenanliegen) sehen. 

Mit der Stärkung strategisch-konzeptioneller Unternehmenssteuerung zielen die 

Dienstleistungsunternehmen unter ar:derem auf die Außenbeziehungen und auf die 

Marktdynamik selbst. Das innerbetriebliche Betrieesgeschehen soll nicht nur im Rah­

mt::n jeweils vorfindlicher, extern gesetzter Marktdaten möglichst effizient orgar:i­

siert werden. Strategisch-konzeptionelles Planen und Steuerung von Geschäftspolitik 

heißt vielmehr auch, Entwicklungstendenzen von Marktstrukturen sc. gut wie möglich 

zu antizipieren und soweit wie möglich aktiv mit zu gestalten. Realisiert worden ist 
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diese Strategie bisher vor allem für das Privatkundengeschäft und für das Geschäft 

mit dem klein- und mittelbetrieblich sturkturierten Gewerbe, für das in erster Linie 

die örtlichen Filialer: zuständig sind, und für das mit imrrEr größerer Perfektion aus 

den Leitungsetagen des Kreditgewerbes Wachstumsziele und Verkaufsstrategien vor­

gegeben werden. 

Nicht das breite Vordringen von Routinearbeiten und masser:hafter Dequalifizierung 

bestimmt also heute den Entwicklungstrend. Im Gegenteil, in zez;traler: Bereichen 

der marktbezogenen Dienstleistungen in Kreditinstituten und Versicherungen zeichnet 

sich eine arbeitsorganisatorische Strategie ab, di_e auf Aufgabenintegration und -er­

weiterung für den einzelnen Sachbearbeiter setzt und die zu komplexeren Tätigkeits­

prcfiler: führt. Dies passiert nicht zwangsläufig und überall, ker:nzeichnet aber heute 

den Hauptweg in all den Bereichen, in denen am Markt operiert wird und in denen die 

Bedienung eines Kunden oder Klienten aus einer Hand Sinn macht. Die in diesen Be­

reichen tätigen Beschäftigten können durchaus als Rationalisierungsgewinner bezeich­

net werden. 39) 

DaP.eben bleiben allerdings vorerst noch auf längere Sicht auch gering qualifizierte 

Tätigkeiten in den back-office-Bereichen erhalten. Was für Kundenberater, Außen­

dienstmitarbeiter und Kreditsachbearbeiter an positiven Entwicklungstendenzen im 

Zuschnitt des Tätigkeitsprofils zu konstatieren ist, läßt sich fast spiegelbildlich in 

Form von Negativrriomenten für die Arbeits- und Berufssituation der Mitarbeiter die­

ser Bereiche anführer.. Der weitgehende Ausschluß dieser Beschäftigtengruppe von 

der fachlichen Kundenberatung und die Konzentration der gesall'ten Tätigkeit auf 

einfache Routinetätigkeiten und Nachfolgearbeiten aus Marktgeschäften hat das in­

haltliche Aufgabenspektrum dieser Angestelltengruppe stark verengt. Die zunehmen­

de Computerisierung dieser Abwicklungsfunktionen führt auch zu inhaltlicher Entlee­

rung der Tätigkeiten und zu Arbeitssituationen, die nur noch wenig Lernanregungen 

bieten und in denen sich die Angestellten zunehmend als Anhängsel des EDV-Systems 

begreifen müsser:. Sie werden damit zu ausgesprochenen Verlierern der Rationalisie­

rung im Kreditgewerbe. 4c) Auch wenn diese Tätigkeiten auf lange Sicht weitgehend 

wegrationalisiert werden sc.llten, werden sie für die nächsten fünf bis zehn Jahre eine 

durchaus noch relevante Grupi;e von Angestellten binden (zwischen 10 % und 20 % 

in Kreditinstituten und zwischen 20 % und 4C % in Versicherungen). Es handelt sich 

dabei durchweg um Frauen. 
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Damit zeichnet sich für den Finanzdlenstleistungssektor eine Belegschaftsstruktur 

ab, an deren einem Ende eine kleiner werdende Minderheit von gering qualifizierten 

Angestellten, zumeist Frauen, steht, die keine berufliche Zukunft im Unternehmen 

hat und deren Arbeitsplätze von der ausgreifenden technischen Rationalisierung be­

droht sind. An ihrem anderen Ende steht eine bisher kontinuierlich angewachsene 

Gruppe hochqualifizierter Experten in den Stabsabteilungen und in den Leitungs- und 

Steuerungsfunktionen, die heute zumeist ein Hochschulstudium der Wirtschaftswissen­

schaften, Jurisprudenz oder Informatik absolviert haben und die bisher eine relativ 

exklusive berufliche Position mit guten Karrierechancen bekleiden. Zwischen beiden 

Polen liegt die Mehrheit der Belegschaft, die große Zahl qualifizierter Sachbearbei­

ter mit mehrjähriger Fachausbildung und - zunehmend häufiger - auch mit Zusatz­

qualifikationen, die sie in der beruflichen Weiterbildung erworben haben. Ihre Auf­

stiegschancen in betriebliche Führungspositionen haben sich allerdings trotz interes­

santer Tätigkeiten wegen des Vordringens von Akademikern in den Stabsabteilungen 

verschlechtert. Sie sind mehr denn je an höhere Ausbildungszertifikate gebunden. 

Insgesamt geht diese Mehrheit der Angestellten keineswegs einem neuen goldenen 

Zeitalter entgegen. Trotz Aufwertung der individuellen Fachqualifikation sind die 

betriebliche Stellung und die berufliche Perspektiven des einzelnen Angestellten mit 

Einführung der neuen Technologien und aufgrund veränderter Angebotsstrukturen auf 

dem Arbeitsmarkt unwiderruflich schwächer geworden. Die innerbetriebliche Macht­

balance zwischen Management und Angestellten hat sich weiter zugunsten des Mana­

gements verschoben. Die gestiegenen Möglichkeiten der Kontrolle des Arbeitsablaufs, 

die erhöhte Transparenz der Betriebs- und Marktprozesse und die neue Form der elek­

tronischen Datenspeicherung und -verarbeitung machen die Unternehmensleitungen 

zunehmend unabhängiger vom individuellen Erfahrungswissen, das heute leichter 

transferierbar ist als früher. 

Hinzu kommt, daß dieses neue Kontrollpotential den Betrieben in einer Situation zu­

fließt, wo auf dem Arbeitsmarkt ein großes Angebot gut qualifizierter Bewerber zur 

Verfügung steht, die eine weiterführende Schul- und Hochschulbildung und vielfach 

eine qualifizierte Berufsbildung vorzuweisen haben. Da auch diese Situation sich auf 

absehbare Zeit nicht wesentlich ändern wird, gerät die betriebliche Position der quali­

fizierten mittleren Angestellten unter einen dauerhaften doppelten Druck, von dem 

schwer vorauszusagen ist, wie sie ihn in ihrem beruflichen und gesellschaftlichen Ver­

halten verarbeiten werden: ob durch entschiedene kollektive Versuche, Terrain, das 
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endgültig verlorenzugehen droht, zu retten, oder durch individuelles Arrangement 

in Form von verstärkten Weiterbildungsaktivitäten und erhöhter Leistungskonkurrenz, 

was gegenwärtig als Hauptreaktionsform zu beobachten ist. Gegenwärtig spricht alles 

für individuelle Anpassungsprozesse, da sowohl die Art ihrer Tätigkeit als auch die 

gestiegene Bedeutung von Weiterbildungsanstrengungen individuelle Muster sozialer 

Integration, die im Dienstleistungsbereich eine lange ideologische Tradition haben, 

stützen und vielleicht sogar verstärken können. 41 ) 

Schließlich darf in diesem Zusammenhang nicht vergessen werden, daß auch die Ar­

beitsplätze in Banken und Versicherungen in Zukunft dünner gesät sein werden als 

in der Vergangenheit. Selbst wenn die geschilderte Rationalisierung bisher kaum in 

größerem Ausmaß zu Entlassungen geführt haben, so lassen unsere Befunde doch kei­

nen Zweifel daran zu, daß die. realisierten Rationalisierungsprojekte den Personalbe­

darf eingeschränkt haben. Die Betriebe haben bei steigendem Geschäftsaufkommen 

weniger Leute eingestellt. Dieser Trend wird sich fortsetzen. Solange das Geschäfts­

aufkommen dieser Bereiche. noch ansteigt, tritt der rationalisierungsbedingte sinkende 

Personalbedarf noch nicht auf breiter Front als sektorinternes Problem in Erschei­

nung. Als gesellschaftliches Problem ist er aber nicht mehr zu übersehen: Auch Kre­

ditinstitute und Versicherungen als Kernbereiche des Dienstleistungsektors externali­

sierten mittlerweile Rationalisierungsfolgen, und zwar weniger in Form von Entlas­

sungen, als vielmehr in Form von Nicht-Einstellungen neuen Personals bei steigendem 

Geschäftsaufkommen. Dies wissen die Angestellten, die heute "drin" sind. Sie können 

sich aber trotz der Abstriche an ihrer betrieblichen Stellung eher als die Gewinner 

der Rationalisierung fühlen, da sie ihr Einkommen und ihr gesellschaftliches Prestige 

allemal als Mitglieder einer konservativen "Aristokratie" unter den Angestellten aus­

weist. 

IV. Das deutsche Kreditgewerbe: Ein unbeweglicher Riese auf internationalem Par­

kett? 

Im deutschen Kreditgewerbe hat sich - dies haben die bisherigen Ausführungen ge­

zeigt - in den letzten 20 Jahren ein tiefgreifender Strukturwandel vollzogen. Seine 

wichtigsten Merkmale seien hier noch einmal in Erinnerung gerufen: 
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- Generalisierung des Universalbankenprinzips und, damit verbunden, die Aufhebung 

der Konzentration der großen Bankengruppen auf in sich abgegrenzte Marktsegmen­

te; 

- die Durchsetzung eines härteren Wettbewerbs unter den Kreditinstituten, in dessen 

Gefolge sich de facto eine Auflösung der Grenzen zwischen Banken und Versiche­

rungen an bahnt und 

- die Forderung des breiten Massengeschäftes mit Privatkunden. 

Dieser Strukturwandel verleiht dem Finanzdienstleistungssektor neue Konturen und 

hat auch die interne Recrganisation der Arbeitsprozesse und den Einsatz der neuen 

Technologien bestimmt: ein völliger Neuzuschnitt der horizontalen Arbeitsteilung 

(unterschieden wird heute fast nur noch zwischen Bankgeschäften mit gewerblichen 

Kunden auf der einen und mit privaten Kunden auf der anderen Seite), neue Arbeits­

einsatzkonzepte, die zu ei!ler breiten Anhebung des Qualifikationsniveaus geführt ha­

ben, und - last but not least - der Einsatz von neuen Informations- und Kommunika­

tionstechniken haben dazu geführt, daß die Arbeitslandschaft in BaP.ker. und Versiche­

rungen ein völlig neues Profil erhalten hat. Eine fortschreitende Automatisierung von 

Abwicklungsprozessen steht hier nc: ber: einer qualitativ verbesserten Technikunter­

stützung und Marktsteuerung in der Kundenberatung. 

Alles in allem scheinen die deutschen Finanzinstitute damit gut gerüstet auf die 90er 

Jahre zusteuern zu können. Günstige Aussichten auf eine weiterhin prosperierende 

Entwicklung des Geschäftsvolumens, eine stetige, wenn auch behutsame Konzentra­

tion der Kräfte sowie avaP.cierter Technikeinsatz und in der Mehrheit fachlich ver­

siertes Personal, all dies sind Merkmale bundesdeutscher Finanzdienstleistungsun­

ternehmen, die auf eine relativ stabile Branchensituation am Ausgang der 80er Jahre 

verweisen. Aber ganz ohne Probleme ist die Situation nicht. 

Strukturwandel und interne Reorganisation sind nicht nur ökonomische Sachverhalte. 

Sie führen auch zu einer Neudefinition der gesellschaftlichen Rolle und Macht der 

Kreditinstitute, die sich in folgender These zuspitzen läßt: Die ckonomische Macht 

der deutschen Banken und Versicf.erungen ist größer als je zuvor. Diese Macht ist je­

doch weniger als in der Vergangenheit durch die Kontrolle der Investitionspolitik in 

der großen Industrie bestimmt; und eber.sc. wenig wird sie durch die Rolle der Finanz-
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Institute im internationalen Wirtschaftsgeschehen begründet, wie dies zum Teil in 

der Presse behauptet wird. Von größerer Bedeutung für die Macht des Finanzkapi­

tals ist unserer Meinung nach die Tatsache, dar. es ihm gelungen ist, einen beträcht­

lichen Teil der Geld- und Zahlungstransaktionen der Bevölkerung zu kontrollieren und 

damit neben dem wirtschaftspolitischen Einfluß auf die großen Unternehmen (über 

Aufsichtsratsmandate) eine neue soziale Macht im Prozeß der Umverteilung von Ein­

korn rr en gewonnen zu haben. 

Gestützt wird diese neue soziale Macht durch e ine nahezu lückenlose Monetarisierung 

aller gesellschaftlichen Austauschverhältnisse sowie dadurch, daß die Geldvorgänge, 

Kredit- und Anlageinteressen von privaten Kunden heute nahezu vollständig von den 

deutschen Universalbar·.ken reguliert werden. Ihre Monopolfunktion auf diesem Markt­

segment wird durch vielfache nationale ProtektionsrN ßnahmen vor allem gegen aus­

ländische Mitbewerber abgesichert. Alle Indizien sprechen dafür, daß die Kreditin­

stitute ihre soziale Macht einseitig zur Umverteilung von unten nach oben nutzen • 

. 
Dies läßt sich an der Zinspolitik zeigen. So mußten es die privaten Kunden in den letz-

ten Jahren hinnehmen, da r. die Finanzinstitute die Schere zwischen der Verzinsung 

von Guthaben und den geforduten Zinsen für Kred ite zu ihrer. Gunsten geöffnet ha­

ben. Nicht zuletzt deshalb können Banken und Versicherungen gt;te Verdienste mit 

dem Privatkundengeschäft vermc-lden. 

zweitens: Die Nutzung neuer Technologien als Basisinstrument zur Durchsetzung 

einer qualitativ ausgefeilten Marktsteuerung schafft zwar in größerem UmfaP.g als 

bisher Transparenz über Marktstrukturen und Expansionspotentiale. Hiervon profitie­

ren in erster Linie die Unternehmen. Zwar haben sich das Leistungsangebot und damit 

die Wahlmöglichkeiten der privaten Kunden in Kreditinstituten und Versicherungen 

bisher eher erhöht als vermindert. Die Mechanismen der Angebotssteuerung sind je­

doch für den privaten Durchschnittskunden eher weniger durchschaubar und vor allem 

auch weniger beeinflußbar geworden. 

In den Kreditinstituten ist dieser Prozeß am weitesten vorangetrieben worden. Über 

Jahrzehnte hinweg kostenlos erbrachte Serviceleistungen gerade in der Regulation 

jeglicher Formen von Zahlungsverkehrsgeschäften werden zunehmend einer dezidier­

ten Gebührenpolitik unterzogen. Diese bleibt für Kunden weitgehend intransparent, 

so daß Marktvergleiche und Wechselchancen kaum wahrgenommen werden können. 
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Die Institute richten diese Gebührenpolitik zudem mehr und mehr an den Prioritäten 

ihrer Technisierungsstrategien aus. Dort, wo teure Automationstechnik installiert 

wurde, sollen Kunden durch diese Gebührendifferenzierung auch zur Nutzung bewegt 

werden (z.B. Daueraufträge im Zahlungsverkehr). 

Drittens ist heute in den Kreditinstituten beobachtbar, daß das Prinzip der flächen­

deckenden personenbezogenen Beratungs- und Serviceangebote kritisch überprüft 

wird. Solange die Geschäftspolitik darauf ausgerichtet war, mit einer engmaschigen 

lokalen Repräsentanz alle Chancen fÜr e in Mengenwachstum (Neueröffnung von Kon­

ten) auszuschöpfen, war dies kein Thema. Erst jetzt, wo mit Hilfe der neuen 

IuK-Techniken Kundengruppenprofile und Rentabilitätsberechnungen fÜr jede einzelne 

Filiale vorliegen, kommen Vorschläge zur Reduktion eines flächendeckenden Vollser­

vices auf den Tisch. Zur Disposition stehen etwa Filialen in Wohngebieten mit einem 

überdurchschnittlich hohen Anteil an Rentnern und Pensionsempfängern sowie von 

Arbeitnehmern, deren Abschied aus dem Erwerbsleben fest vorgezeichnet ist, und 

die von daher kaum mehr ffu langfristige Finanzgeschäfte in Frage kommen. 

Wir können heute schließlich (viertens) beobachten, daß sich fachlich kompetente 

Maklerfirmen niedergelassen haben, die eine komplette Beratung in allen 

Finanzdienstleistungsangeboten (von Versicherungen und Kreditinstituten) gewährlei­

sten. 42) IuK-Technik wird hier als Beratungstechnik genutzt, um größere Transpa­

renz über die Angebotsberechnung und über Produktalternativen herzustellen. Aller­

dings profitieren von dem Angebot dieser Büros in erster Linie finanzstarke Kunden 

(Ärzte, Hochschullehrer usw.), mit denen entweder (gesetzlich nicht erlaubte) Bera­

tungsprovisionen individuell vereinbart werden können oder bei denen lukrative An­

schlußverträge in Aussicht sind. Die breite Masse der Durchschnittskunden wird da­

gegen kaum Chancen haben, sich dieses know how zunutze zu machen.43) Banken und 

Sparkassen finden an einer solchen Politik der "kundengruppenorientierten Beratungs­

leistungen" ebenfalls zunehmend Gefallen. Gerade für sozial schwächere Bevölke­

rungsgruppen wird es vor diesem Hintergrund zunehmend schwieriger, ihren aufgrund 

der objektiven Entwicklungen eher zunehmenden Beratungsbedarf betreffs 

Altersvorsorge (Kombination von sozialen und privaten Vorsorgemaßnahmen) und ma­

terieller Absicherung alltäglicher Reproduktionsbedürfnisse in privatwirtschaftlichen 

Dienstleistungsunternehmen zu realisieren. 
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Wenn professionelles know how in der Kundenberatung und lukrative Leistungsange­

bote zunehmend auf solche sozialen Gruppen beschränkt werden, bei denen Spielraum 

für lukrative Folgegeschäfte vermutet werden, so führt dies in der Tendenz dazu, daß 

Banken, Sparkassen und Versicherungen ihre Macht im privaten Kundensegment zur 

Steuerung und Umverteilung gesellschaftlichen Reichtums und sozialer Le benschan­

cen nutzen. Sie wenden sich jer.en Kunden zu, die bereits über Besitz und Einkommen 

aus privilegierter gesellschaftlicher Stellung verfügen, und wenden sich von jenen 

Kunden eher ab, die sozial benachteiligt sind. Es liegt auf der Hand, daß einer derar­

tigen Umverteilungsmacht angesichts einer Situation, in der eine zunehmende Aus­

höhlung des Wohlfahrtsstaates zu beobachten ist . und sich eine immer weitergehende 

Verlagerung von Daseinsvorsorge in die private Verantwortung anbahnt, gesellschafts­

strukturierende Bedeutung zukommt. Dies gilt zumal dann, wenn dieser Prozeß durch 

eine entsprechende Steuerpolitik des Staates flankiert wird. 

Die unterschiedlichen Machtsphären der Kreditinstitute scheinen, bezogen auf ihre 

interne Organisation und !hre Entwicklungsfähigkeit auf unterschiedlichen Märkten, 

nicht völlig konfliktfrei zu koexistieren. Wenn auch der Anspruch der Mehrzahl der 

deutschen Bank- und Versicherungshäuser darauf gerichtet ist, universell auf allen 

Segmenten des nationalen und internationalen Geldmarktes zu operieren, so scheint 

dieser hohe Anspruch doch für viele Institute nur begrenzt einlösbar. Wenn wir es 

richtig sehen, so hat die starke Expansion in Richtung Privatkundengeschäft in einer 

ganzen Reihe von Kreditinstituten und Versicherungen (auszunehmen sind hier in 

erster Linie die großen Privatbanken) zu einer relativ einseitigen Stärkung der auf 

den Binnenmarkt gerichteten unternehmerischen Ressourcen geführt. Dies gibt Zwei­

feln an dem auch in der Öffentlichkeit weit verbreiteten Bild einer machtstrotzenden 

und mit optimistischen Zukunftsperspektiven ausgestatteten Branche ihre Berechti­

gung. Man könnte überspitzt die Hypothese wagen, daß die deutschen Banken und Ver­

sicherungen das Marktgeschehen in der Provinz (örtliche und regionale Märkte mit 

ihren vielfältigen Klein- und Mittelbetriebskonturen sowie privaten Kundensegmen­

ten) mit allen Registern mode·rnen Managements bestimmen, während sie auf interna­

tionalen Märkten nur begrenzt den Ton anzugeben vermögen, obwohl sie auch dort 

seit Beginn der 70er Jahre durchaus mitspielen. 

Galten deutsche Großbanken lange Zeit als Avantgarde im lndustrialisierungsprozeß, 

bei dem nationale Grenzen offensiv überschritten wurden, so pflegen sie heute auf 

internationalen Märkten eher eine Geschäftspolitik der Vermeidung großer Risiker.. 

Offenkundig verzichten deutsche Finanzinstitute auf größere direkt~ Geschäftstätig-
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keit im Ausland.So sank unter anderem "der Anteil der von in der Bundesrepublik täti­

gen Kreditinstituten (einschließlich der Töchter und Filialen ausländischer Banken) 

vergebenen Auslandskredite an den weltweit bereitgestellten Auslandskrediten von 

7,1 Prozent im Jahr 1975 auf 3,9 Prozent im Jahr 198511
•
44) Gestiegen ist hier der 

Anteil der von den USA und Japan aus operierenden Banken. Darüber hinaus expan­

dierten die in den Off-shore-Zentren steuerlich und aufsichtsrechtlich begünstigten 

Filialen und Töchter westlicher Banken. Alles in allem ist dies eine Entwicklung, die 

zum Zurückfallen der Bundesrepublik auf den inzwischen nur noch sechsten Rang füh­

render Banknationen beigetragen hat. 45> 

Angesichts der weltwirtschaftlichen Bedeutung der Bundesrepublik als einer der füh­

renden Welthandelsnationen und als Nation mit der zweitwichtigsten Reservewährung 

praktizieren deutsche Finanzhäuser ein vergleichsweise geringes Engagement im Pro­

zeß der Internationalisierung der Wirtschaftsbeziehungen. So ist in der Hitparade der 

auf dem Weltmarkt führenden Großbanken selbst die vom "Spiegel" zur "Weltmacht" 

ernannte "Deutsche Bank" von den Medaillenrängen weit entfernt 46>, von den übrigen 

Geldhäusern ganz zu schweigen. Deutsche Kreditinstitute nehmen bei den Auslands­

aktiva hinter japanischen, amerikanischen, französischen und englischen Geldhäusern 

erst den fünften Rangplatz ein. Zurückhaltung prakizieren die deutschen Kreditinsti­

tute auch bei der Entwicklung und Anwendung innovativer Finanzierungstechniken. 

"Sie überließen in diesen Fällen fast immer japanischen, amerikanischen oder briti­

schen Banken das Führungsmanagement und begnügten sich mit der Zeichnung von 

Teilkreditbeträgen (under writing) oder mit der Rolle von Co-Managern.1147) 

Der internationalen Zurückhaltung deutscher Banken stehen verstärkte Aktivitäten 

deutscher Industrie- und Handelskonzerne beim Transfer von Kapital gegenüber (Aus­

landsinvestitionen und Erwerb von Aktienpaketen an ausländischen Unternehmen). 

Dies legt den Schluß nahe, daß die deutschen Finanzinstitute hinter den Aktivitäten 

großer Industrie- und Handelskonzerne deutlich zurückstehen. Sie überlassen das Feld 

der direkten Einflußnahme auf internationales Wirtschaftsgeschehen offenkundig eher 

den Industrie- und Handelskapitänen mit deren Mannschaften, in denen ja inzwischen 

auch ein erklecklicher Anteil von national und international beschlagenen Finanzex­

perten mitspielt. Ihre Rolle wäre also eher zu bezeichnen als diejenige eines Quar­

tiermeisters, der nach dem Vordringen der Industrie in bisher nicht erschlossene und 

noch weitgehend fremde Märkte die nachfolgend erforderlichen finanztechnischen 

Regularien zu organisieren versucht. Dies wirft zumindest die Frage auf, ob dies 

allein als Rezept einer aktiven Zukunftsgestaltung der Branchenentwicklung ausrei­

chen wird. 
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Verschiedene Autoren haben zwar immer wieder darauf hingewiesen, daß die Zurück­

haltung deutscher Kreditinstitute bei innovativen Finanzierungstechniken nicht 

schlichtweg als Defizit der auf Mitgestaltung internationaler Prozesse ausgerichteten 

Geschäftspolitik gewertet werden könne. Diese spezifische Zurückhaltung spiegelt 

auch die relativ liberale Finanzmarktordnung in der Bundesrepublik und Strukturmerk­

male des Universalbanksystems wider. Deutsche Kreditinstitute mußten keine neu­

artigen Transaktionen erfinden, um administrative Beschränkungen auf einzelnen Fi­

nanzmärkten wie z.B. dem Kredit- und Wertpapiergeschäft zu umgehen. Ebenso konn­

te die Konditionengestaltung für Kredite und Einlagen seit 1967 frei von den Kredit­

instituten gestaltet werden (siehe oben), so daß .auch hier keine Phantasie auf die 

Kreation neuer Instrumente zur Umgehung restriktiver Regelungen verwendet werden 

mußte.48) 

Und dennoch: Die deutschen Geldinstitute scheinen nach dem Urteil von Fachjourna­

listen "den Umbruch auf den internationalen Finanzmärkten weitgehend verschlafen" 

zu haben.49) Nachdem die schwarzen Gewitterwolken des großen Börsenkrachs im 

Oktober 1987 abgezogen waren und nüchtern Bilanz über neue Chancen und Entwick­

lungen auf den internationalen Kapitalmärkten gezogen wurde, mußte gar ein "schwe­

rer Aderlaß der Deutschen" auf ganzer Linie vermeldet werden. Während zumindest 

einige weltweit operierende Bankhäuser durch geschickte Unternehmenskonstruk­

tionen (Mischung aus Universalbankprinzip und spezialisiertem Investment-know-how 

(z.B. CSFB)), gut ausgebaute Computer-Systeme (Morgan Stanly) und ein weltumspan­

nendes Netz erfahrener Händler mit allenfalls leichten Blessuren aus dem Börsen­

krach hervorgingen, wurden deutsche Institute gleich dutzendweise als "große Ver­

lierer" notiert. Auch wenn sie sich dabei in zum Teil honoriger Gesellschaft von inter­

national erfahrenen Instituten aus dem Vereinigten Königreich und anderen Ländern 

befinden, so verweist diese Bilanz dennoch auf einige strukturelle Defizite in der Ge­

schäfts- und Unternehmenspolitik deutscher Banken. Nicht zuletzt das deutsche Uni­

versalbanksystem wird hierfür in Fachkreisen mitverantwortlich gemacht. Invest­

ment-Banking läuft in deutschen Finanzhäusern demnach als ein Geschäftszweig unter 

vielen. Die Führungsstrukturen in den Zentralen gelten im Hinblick auf die hochkarä­

tigeren kommerziellen Marktsegmente (national wie international) als zu schwerfäl­
lig. 50) 

Hat sich also das Universalbankenprinzip für die Expansionschancen auf den Privat­

kundenmärkten im Inland als starker Motor für prosperierende Geschäfte e rwiesen, 

so scheint es im inte rnationalen Geschäft keineswegs automatisch flexible Handlungs-
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fähigkeit zu gewährleisten. Hinzu kommt, daß es die deutschen Finanzhäuser trotz 

aller in den letzten 20 Jahren betriebenen Aus- und Weiterbildungsanstrengungen 

nicht geschafft haber., Mobilitäts- und Qualifikationsdefizite gerade auch der Mitar­

beiter auf der mittleren Ebene im Hinblick auf das internationale Finanzgeschehen 

(Fach- und Sprachenkenntnisi:e) zu überwinden.51) Vermutlich wurden hier allzu lange 

die Prioritäten gaP.z an den neuen Anforderungen aus der Expar:sion des Privatkunden­

geschäfts ausgerichtet. 

Diese Ausrichtung könnte auch grundlegende psychologische Barrieren gegenüber 

einer risikoreicheren internationalen Geschäftspolitik bekräftigt haben. Wenn heute 

zunehmend ein geschäftspolitischer Konservatismus und die Abkehr von zukunftswei­

senden und risikofreudigen Engagements des Kreditgewerbes auf nationalen sowie 

auch auf den internationalen Finanzmärkten beklagt wird, so könnte dies u.a. auf eine 

alles in allem recht einseitige Orientierung auf die besonderer. Belange des Privatkun­

denmarktes zurückzuführen sein, für den gerade vor den: Hintergrund der jüngeren 

deutschen Geschichte die Sicherheit und die Stabilität von Geldanlagen höchste Prio­

rität hat. 

Anmerkungen : 

Nestor d'Allessio gilt unser herzlicher Dank für kritische Anmerkungen in der Entste­
hungsphase dieses Artikels. 

1) Nimmt man allein die Entwicklung der Finanzdienstleistungen ab Mitte der 70er 
Jahre, so wächst das Geschäftsvolumen der Banken und Sparkassen um jährlich 
rund 10 % (nach Angaben der Deutschen Bundesbank). I m privaten Versicherungs­
gewerbe wurde seit Mitte der 70er Jahre eine jährliche Steigerungsrate des Ge­
schäftsaufkommens (gemessen an den Bruttobeitragseinnahmen - direktes Ge­
schäft) von mehr als 8 % verzeichnet (vgl. Martin Baethge/Herbert Oberbeck, 
Changes in Work Patterns and thelr Educational Implications. Adjustments in 
Work Organization. Training and Technology in the Service Seetor. Forschungs­
bericht für die OECD. Göttingen /Paris 1987). Das Bruttosozialprodukt wuchs in 
diesem Zeitraum stets weniger stark (vgl. K.P . Hasenkamp, Die Zukunft des Ban­
kensektors in qualitativer und quantitativer Hinsicht, in: Congena (Hg.), Bank­
Entwicklung, Strategien für die Bank der Zukunft. Wiesbaden 1986). 

2) Die Beschäftigten gliedern sich auf in 600.000 Bank- und Spa rkassenangestellte, 
200.000 Angestellte in privaten Versicherungen, 150.000 Angestellte im Be reich 
der Sozialversicherungen und rund 50.000 Selbständige und Mitarbeiter in Mak­
ler- und Außendienstfirmen. 

3) Mehr als 80 % aller Angestellten in Banken und Sparkassen verfügen heute über 
e ine einschlägige Berufsausbildung von drei bis dreieinhalb Jahren und Zugang 
zur Ausbildung haben fast nur noch Abiturie nten und übe rdurchschnittlich gute 
Realschulabsolventen (vgl. Baethge/Obe rbe.ck, ibid.). 
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4) Die nachhaltigste Wirkung hatten der Zusammenbruch der "Herstatt-Bank" in 
Köln (1974) und der "Schröde r-Münchmeyer-He ngst-Bank" (SMH-Bank) in Frank­
furt/Hamburg (1984). In beiden Fällen handelte es sich um traditionsreiche große 
Privatbanken. 

5) In den 70er Jahren gerieten die Hessische Landesbank (Helaba) und die Westdeut­
sche Landesbank (West-LB) in Turbule nzen. Sie wurden durch Stützungsaktionen 
der Gewährsträger (Landesregierung und Sparkassen) vor dem Konkurs bewahrt. 
Die Commerzbank geriet zu Beginn der 80er Jahre in die Schlagzeilen der Öf­
fentlichkeit . 

6) Vgl. Hanns C. Schroeder-Hohenwarth, Banken im Wandel. Köln 1987, S. 33. Durch 
den Einlagensicherungsfond der privaten Banken, in den alle private Banken einen 
Solidarbeitrag zum Schutz von Kundeneinlagen gegen Bankinsolvenzen einzahlen, 
steht ein Instrument zur Krisenbewältigung zur Verfügung (ibid., S. 29). 

7) Vgl. hierzu beispielhaft Verwe ise bei Schroeder-Hohenwarth, ibid., S. 309, sowie 
Peter Glotz und Otto Graf Lambsdorff, Zu mächtige Banken?, in: Wirtschaftswo­
che Nr. 14 und Nr. 15, Jahrgang 1987. 

8) Andrew Shonfield, Geplanter Kapitalismus. Wirtschaftspolitik in Westeuropa und 
USA. Köln/ Berlin 1968. 

9) Seit den. Tagen Hilfe rdings wurden kaum mehr theoretische und systematische 
Arbeiten zur politischen Ökonomie des 11 Kreditüberbaus" geleistet (vgl. hierzu 
das Editorial zu Probleme des Klassenkampfs, 16. Jahrgang 1986, Nr. 2 und 
Ulrich Jürgens/ Gudrun Lindner, Zur Funktion der Macht der Banken, in: Kurs­
buch 36, S. 121 ff. 

10) Rudolf Hilferd ing, Das "'Finanzkapital. Köln 1968. 
11) Jürgens/ Lindner, ibid., S. 121. 
12) Der Spiegel Nr. 7, 39. Jahrgang, 11.02.1985, S. 40 ff. 
13) Vgl. hierzu Jürgens/Lindner, ibid., S. 146 ff. Die Analvsen von Welzk haben die­

sen Trend neuerlich nachhaltig bestätigt. Die Bedeutung des Kreditgewerbes fiir 
direkte Kreditfinanzierungen gerade großer Industrie- und Handelskapitale ist 
demnach auch noch in den letzten anderthalb Jahrzehnten kontinuierlich zurück­
gegangen. Vgl. Stefan Welzk, Boom ohne Arbeitsplätze. Köln 1986. 

14) Philip A. Wellons, Passing the Buck. Banks, Governments and Third World Debt. 
Boston 1987. 

15) Schroeder-Hohenwarth, ibid., S. 23. 
16) Schroede r-Hohenwarth, ibid., S. 24. 
17) 11 Zwar sank die Zahl der Kreditinstitute von 1967 bis 1980 auf die Hälfte, die Zahl 

der Bankstellen insgesamt nahm aber auf fast 45.000 zu, so daß heute auf knapp 
1.400 Bundesbürger eine Bankstelle kommt" (Schroeder-Hohenwarth, ibid., S. 26). 

18) Die Expansion des Mengengeschäfts mit Privatkunden steht inzwischen auch in 
anderen Industriestaaten auf der Tagesordnung vieler Kreditinstitute. Im interna­
tionalen Vergleich fällt allerdings auf, daß die deutschen Banken und Sparkassen 
diesen Geschäftszweig frühze itiger und zugleich branchenweit forciert haben. 
Dem Vorpreschen de r Sparkassen und Kreditgenossenschaften, zu deren Stamm­
gebiet die Betreuung privater Kunden zählte, schlossen sich bald schon die großen 
Geschäftsbanken an; fÜr Spezialhäuser (u.a. Scheckkarteninstitute) blieb in die­
sem Marktsegment wenig Platz und auch die kurze Blüte sogenannter Teilzah­
lungsbanke n, die sich schwerpunktmäßig auf Konsumentenkredite spezialisierten, 
war kaum dazu angetan, der Expansion der Kernbereiche des Kreditwesens nen­
nenswert Abbruch zu tun (vgl. manager magazin, 17. Jahrgang 1987, Heft 3, 
s. 180). 

19) Vgl. Baethge/Oberbeck, ibid. 
20) Vgl. Olivier Be rtrand/Thierry Noyelle: Human Ressources and Corporat e Strate­

gy. Technological Change in Banks and Insurance Companies: France, Germany, 
J apan, Swe den, United States. Paris (OECD) 1988. 

21) Vgl. C.-L. Holtfrerich, Zur Entwicklung der deutschen Bankenstruktur, in: Stand­
ort-Bestimmung, ibid., S, 13. 
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22) Vor allem für Sparkassen, Landesbanken und Kreditgenossenschaften ebnete die 
Expansion des Privatkundengeschäfts den Weg in das Universalbankensystem. 
Die kurz- und langfristig aquirierten Spargelder und die Ausweitung des bargeld­
losen Zahlungsverkehrs (hinzu kamen stark wachsende Einlagen ausländischer 
Banken) erweiterten das Einlagenvolumen auf lokaler Ebene (Sparkassen und 
Volksbanken) und regionaler Ebene (Landesbanken/Girozentralen, Genossen­
schaftszentralbanken) erheblich, so daß die Spielräume für Kreditgeschäfte brei­
ter wurden. So konnten Sparkassen und Volksbanken ihre Kredit- und Finanz­
dienstleistungsgeschäfte mit mittel- und großbetrieblichen Kunden aus der ge­
werblichen Wirtschaft forcieren. Semmelrogge beklagt in einer Analyse des "Bei­
trags der Sparkassen zur Finanzierung von Beschäftigungsinitiativen qualitativen 
Wachstums", daß sich die Sparkassen inzwischen ganz aus ihrer traditionellen 
Rolle eines öffentlichen, sozial orientierten Auftrags auf lokalen Märkten verab­
schiedet hätten. Sie würden heute bei der Kreditvergabe rein marktwirtschaftlich 
entscheiden, d.h. die Leitlinie des übrigen Bankgewerbes voll übernehmen. So­
mit würden Spielräume zur Finanzierung neuer Initiativen für qualitatives Wachs­
tum und neue Beschäftigungsinitiativen verschenkt. Ulrich Semmelrogge, Kassen­
sturz?, in: Sozialismus, Heft 7, 12. Jahrgang 1986, S. 58 ff. 

23) Von den Kreditinstituten, die nicht als Universalbanken fungieren, sind vor allem 
die Hypothekenbanken und die Bausparkassen zu erwähnen, die im wesentlichen 
spezielle Sparverträge und Kredite zur Baufinanzierung vergeben. Sie sind jedoch 
überwiegend als Tochterunternehmen in die Strategien großer Univervalbanken 
und Versicherungskonzerne eingebunden. 

24) Vor allem im Auslandsgeschäft und im Investment-Banking haben die privaten 
Banken nach wie vor einen größeren Marktanteil a ls Sparkassen und Genossen­
schaftsbanken (vgl. hierzu manager magazin, Heft 3, 18. Jahrgang, S. 180 ff). 

25) Abs galt als langjähriger Vorstandssprecher der Deutschen Bank als der führende 
Bankier in der Bundesrepublik schlechthin. Auch Shonfield hat sich in seinen Ana­
lysen sehr von dieser Figur beeindrucken lassen. Pferdmenges war mit dem Köl­
ner Bankhaus Sal. Oppenheimer verbunden und galt als besonders enger Vertrau­
ter von Adenauer. Er war lange Jahre auch Mitglied und Alterspräsident des 
Deutschen Bundestages. 

26) Die Emanzipation von Regionalbanken, von Landesbanken/Sparkassen und von 
Kreditgenossenschaften zu vollwertigen Universalbanken und die Entwicklung 
einer ganzen Reihe von führenden Versicherungskonzernen zu schlagkräftigen 
Finanz-Holdings hat vor allem für die Beziehungen zwischen Kreditinstituten 
und kommerziellen Großkunden aus Industrie und Handel erhebliche Bedeutung, 
weil hier inzwischen ein sehr viel härterer Wettbewerb zwischen den einzelnen 
Unternehmen des Kreditgewerbes ausgetragen wird. Auch wenn über die Formen 
dieser Konkurrenz nach wie vor kaum Informationen und Materialien in die 
Öffentlichkeit dringen, so spricht doch einiges dafür, daß vor allem kommerzielle 
Großkunden den national härteren Wettbewerb im Kreditgewerbe und die gleich­
zeitig zu beobachtende Internationalisierung der Finanz- und Kapitalmärkte zur 
Erweiterung ihrer Handlungsspielräume nutzen können. Nach außen am deutlich­
sten sichtbar ist ein zunehmendes "Gerangel" der deutschen Banken-Szenerie um 
die sogenannte "Hausbank-Funktion" für große Industrie- und Handelskonzerne, 
mit der Hauptanteile im jewelligen Kreditgeschäft und vor allem ein Vorrang 
in der Beauftragung mit der Regulation nationaler und internationaler Zahlungs­
verkehrsangelegenheiten verbunden sind. Auch Regionalbanken, Landesbanken, 
genossenschaftliche Zentralbanken sowie selbst einige Groß-Sparkassen haben 
solche Funktionen für Großunternehmen anderer Wirtschaftszweige übernehmen 
können. Vgl. Helmut Geiger, Entwicklungslinien der deutschen Sparkassenorgani­

·sation, in: Deutscher Sparkassen- und Giroverband (Hg.): Standort-Bestimmung. 
Stuttgart 1984, S. 59 ff. 



-57-

27) Als typische, früher den Banken und Sparkassen vorbehaltene Finanzdienstlei­
stungen werden darüber hinaus von Lebensversicherungsunternehmen derzeit 
Kreditgeschäfte durch Beleihung von Policen, Hypothekenvermittlung und In­
vestmentfonds angeboten. 

28) Vgl. Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft (GDV) e.V. (Hg.), 
Die deutsche Versicherungswirtschaft-Jahrbuch 1986, S. 39. Karlsruhe 1987. 

29) Vgl. u.a. CONGENA, ibid. 
30) Als Haupttrend ist gegenwärtig zu beobachten, daß Unternehmen aus dem Ver­

sicherungsbereich und aus der Kreditwirtschaft Kooperationsverträge abschlie­
ßen, die auf einen gemeinsamen Vertrieb der jeweiligen Produkte zielen. An den 
Bankschaltern sollen Versicherungsprodukte verkauft werden, und in den Außen­
dienstorganisationen von Versicherungen sollen spezifische Formen der Geldan­
lage und der Kreditfinanzierung, die Versicherungen selbst nicht an bieten dürfen, 
dem Kunden offeriert werden, vgl. H. Oberbeck, R. Oppermann, E. W. Osthues 
(gemeinsam mit L. Beyer, K. Bischoff, W. Rettberg), Die Veränderung von 
Dienstleistungsqualität durch Informations- und Kommunikationstechnik. For­
schungszwischenbericht. Göttingen/Kassel 1986. 

31) Die Zahl selbständiger Sparkassen und Kreditgenossenschaften wurde in den letz­
ten zwei Dekaden durch Konzentration mehr als halbiert. Ende der 80er Jahre 
gibt es noch rund 590 Sparkassen und rund 3.500 Genossenschaftsbanken (vgl. ma­
nager magazin, 18. Jahrgang Nr. 9, 1988, S. 43). 

32) Gegenwärtig kontrollieren ganze sieben Versicherungsgruppen bzw. Konzerne 
und 45 % des gesamten Geschäfts mit der Risikovorsorge (incl. Ersparnisbildung 
im Lebensversicherung'Sbereich). Die einsame Spitze wird dabei von der Allianz­
Gruppe gehalten, in deren Kontrolle rund ein Viertel des gesamten Marktgesche­
hens liegt . Vgl. Dieter Farny, Die deutsche Ve rsicherungswirtschaft. Markt-Wett­
bewerb-Konzentration. Karlsruhe 1985. 

33) Bernhard Schramm, Der Wettbewerb um den privaten Kunden, in: Landesbank 
Rheinland-Pfalz (Hg.), Banken. Frankfurt/M. 1983. Die privaten Haushalte haben 
heute eine dominante Rolle für die Refinanzierung bei Ranken, Sparkassen und 
Versicherungen. Von den gesamtwirtschaftlichen Ersparnissen entfallen seit 
Mitte der 70er Jahre mehr als zwei Drittel auf die privaten Haushalte (vgl. GDV, 
ibid., s. 37). 

34) Vgl. Volker Range, Bankpolitik im Spätkapitalismus. Starnberger Studien 3. 
Frankfurt/M. 1979, S. 96. 

35) Vor allem Politiker haben in den letzten Jahren zunehmend eine konservative, 
vergangenheitsorientierte Geschäftspolitik des deutschen Kreditgewerbes be­
klagt. Innovationsfreudigkeit und Risikobereitschaft, also eine Geschäftspolitik 
mit "Mut zur Zukunft", spricht vor allem Heinz Riesenhuber, Bundesminister für 
Forschung und Technologie, dieser Branche ab. Beliehen würde immer nur die 
Vergangenheit, nie aber die Zukunft . "Bisher waren Banken nur bereit, einem 
Geld zu leihen, wenn man mit Sicherheit nachweisen konnte, daß man es nicht 
mehr braucht" (zitiert nach Schroeder-Hohenwarth, ibid., S. 227). 

36) Wir haben diese Diskussion ausführlicher in unserem Buch "Zukunft der Ange­
stellten" dargestellt. Vgl. M. Baethge/H. Oberbeck, Zukunft der Angestellten. 
Frankfurt/M. 1986. 

37) Der Fortschritt in der Automation der Zahlungsverkehrsvorgänge ist ferner an 
der Größenordnung ausschließlich maschinell bewegter Zahlungsvorgänge abzule­
sen. Nach Aussagen von Experten aus der Sparkassenorganisation konnte bereits 
in der zweiten Hälfte der 70er Jahre rund ein Drittel aller Zahlungsverkehrsvor­
gänge vollautomatisch abgewickelt werden (vgl. zu beidem Baethge/Oberbeck 
1987). 
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38) Gegen eine Strategie weitgehender Automation sprechen auch die hohen Investi­
tionen und Pflegekosten, die hierfür aufzuwenden wären. In vielen Unternehmen 
wird zunehmend sichtbar, mit welch rasantem Tempo sich die Sachkosten den 
Personalkosten in den letzten zehn Jahren angenähert haben. Die Zweifel von 
verantwortlichen Managern in der Kreditwirtschaft nehmen zu, ob sich die Ra­
tionalisierungsinvestitionen amortisieren werden. Die Formel, daß "man die EDV­
Kosten genau bemessen könne, daß der Nutzen aber keineswegs kalkulierbar sei", 
ist im Kredit- und Versicherungsgewerbe immer häufiger zu hören. Wenn vor 
zehn Jahren mit 20 % bis 30 % Investitionen ein Effekt von 70 % bis 80 % zu er­
zielen war und wenn sich diese Relation mittlerweile voll verkehrt hat, so unter­
streicht dies die wachsende Bedeutung von Technikselektion (vgl. Baethge/Ober­
bec k 1987). 

39) Im Gegensatz zur Entwicklung von Produktionsarbeit kommt es in den Dienstlei­
stungsbereichen also nicht zur Herausbildung eines neuen Typs von Facharbeit, 
der im Rahmen hochtechnisierter Produktionsprozesse vor allem "Gewährlei­
stungsarbeit" oder auch "sekundäre Produktionsarbeit" verrichtet und der, wie 
es Kern und Schumann formulieren, mit dem klassischen Typ des handwerklich 
versierten Facharbeiters nichts mehr gemein hat. Der fachlich versierte Ange­
stellte zeichnet sich gerade dadurch aus, daß er genuine Elemente kaufmännisch­
verwaltender Arbeit wie Kundenberatung, Marktbeobachtung und Verhandlungen 
über Konditionen breiter aktualisieren muß. 

40) Die Computerindustrie in Deutschland und namentlich die Firma Nixdorf profi­
tieren von dieser Entwicklung ganz erheblich. So vermeldete Nixdorf auf der Ce­
bit-Messe 1988 in seiner Jahresbilanz für 1987, daß ein Drittel des Umsatzes al­
lein mit der Computerisierung von Routinefunktionen im Bankgewerbe gemacht 
würde. 

41) Diese ideologische Tradition beeinflußt auch die Handlungsfähigkeit und die Ver­
tretungsmacht der Gewerkschaften. Es gibt kaum einen Beschäftigungsbereich, 
in dem der gewerkschaftliche Organisationsgrad so niedrig ist wie im Finanz­
dienstleistungssektor. Nur etwa 20 % der Beschäftigten von Banken und Versiche­
rungen sind Mitglied in einer Gewerkschaft.(Hierbei handelt es sich um geschätz­
te Zahlen auf der Basis der Mitgliederzahlen der Gewerkschaft Handel, Banken, 
Versicherungen, der Deutschen Angestelltengewerkschaft rDAGl und der Gewerk­
schaft Öffentliche Dienste, Transport, Verkehr röTVl). 
Hohe Einkommen, ideologische Vorbehalte, Image-Gründe und hohe Anteile von 
weiblichen Beschäftigten sind die Hauptgründe dafür, daß die Gewerkschaften 
in Banken und Versicherungen so schwer Fuß fassen können. Mit schwachen Ba­
taillionen lassen sich aber keine harten Tarifauseinandersetzungen führen. Sie 
schienen bislang wegen der großzügigen Gehalts- und Arbeitszeitregelungen und 
vor dem Hintergrund relativ gesicherter Arbeitsplätze auch nicht erforderlich. 
Zwar sind in den letzten Jahren auch im Finanzdienstleistungssektor die Einkom­
menszuwächse geringer und die Verhandlungsspielräume enger geworden. Zudem 
ist es in de r letzten Tarifrunde auch vereinzelt zu Warnstreiks gekommen. Dies 
signalisiert aber noch keine Wende in Hinsicht auf eine Stärkung der 
gewerkschaftlichen Position und auf eine Verschärfung der 
Interessenauseinandersetzungen. 

42) Hier scheint sich eine ähnliche Entwicklung wie in den USA abzuzeichnen, wo 
innerhalb weniger Jahre unabhängige Vermögensanlagefirmen die Kontrolle üher 
nahezu 40 % des Anlagevolumens im Rahmen der Pensionsfonds übernommen 
haben (vgl. Congena, ibid. , S. 77). 
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43) Vgl. -Oberbeck/Oppermann/Osthues, ibid. 
44) Vgl. Helmut Hesse/Horst Keppler, Die Internationalisierung der Finanzmärkte 

und die Einbindung deutscher Banken und Börsen in diesen Prozeß, in: C.P. Claus­
sen u.a. (Hg.), Zweihundert Jahre Geld und Brief. Frankfurt/M. 1987, S. 103 ff. 

45) Vor der Bundesrepublik rangieren das Vereinigte Königreich auf Platz 1, die USA, 
Japan, Frankreich und Luxemburg (vgl. ibid.). 

46) Vgl. Winfried Wilhelm, Der tiefe Sturz der Hochfinanz, in: manager magazin Heft 
1, 18. Jahrgang, 1988, S. 102 ff. 

4 7) Vgl. Hesse/Keppler, ibid. S. 123. 
48) Vgl. Uwe Traber, Neue Formen des Geldes. Innovationen auf den internationalen 

Finanzmärkten, in: Prokla 63, ibid., S. 89 ff. 
49) Vgl. W. Wilhelm, ibid., S. 111. 
50) ibid. 
51) Vgl. Baethge/Oberbeck 1987. 
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Martin Baethge, Joachim Denkinger, Rudolf Husemann, Ulf Kadritzke, Wolfgang 

Pelull 

STRUKTUR WANDEL AN DEN GEWERKSCHAFTEN VORBEI? 

Bedingungen und Probleme gewerkschaftlicher Politik gegenül>er hochqualifizierten 

Angestellten* 

Gegenstand des Projekts "Angestellte in Leitungsfunktionen" ist das berufliche 
Selbstverständnis von hochqualifizierten Angestellten und deren Verhältnis zu den 
Gewerkschaften, das vor dem Hintergrund des Wandels sowohl der beruflichen und 
sozialen Bedingungen als auch der gewerkschaftlichen Politik und Organisations­
strukturen analysiert werden soll. In der ersten Phase - . deren Ergebnissse dieser 
Aufsatz thesenhaft resümiert - wurden in 9 Unternehmen mit 10 Betriebsstätten 
im Bereich der IG Chemie und 12 Unternehmen mit 18 Betriebsstätten im Bereich 
der IG Metall Expertengespräche mit gewerkschaftlich organisierten Betriebsräten, 
Vertrauensleuten und - im Einzelfall - auch organisierten Angestellten ohne ge­
werkschaftliche Funktionen geführt. Diese ca. 100 Gespräche sollten Informationen 
über die quantitative Entwicklung und Differenzierung innerhalb der Gruppe der 
hochqualifizierten Angestellten (HQA) vermitteln und erste Hinweise auf deren 
berufliche Problemkonstellationen und Interessenlagen geben. Sie sollten ferner 
die bestehenden Handlungskonzepte und -formen der Betriebsräte und Gewerk­
schaften gegenüber dieser Gruppe näher ausleuchten. 

L 

Es ist bekannt, daß der Anteil der Angestellten an allen Erwerbstätigen in den ver­

gangenen Dekaden stetig zugenommen hat. 1987 gab es in der Bundesrepublik 

Deutschland zum ersten Mal mehr Angestellte als Arbeiter (vgl. Tabelle 1). Dieser 

Strukturwandel innerhalb der abhängig Erwerbstätigen macht es für die Gewerk­

schaften immer dringlicher, Konzepte für die verstärkte Einbindung und Organisie­

rung gerade von Angestellten zu entwickeln. Die Organisationserfolge der DGB­

Gewerkschaften im Angestelltenbereich sind bislang sehr bescheiden. Nur 18 % 

der Angestellten sind in einer DGB Gewerkschaft organisiert (dagegen ca. 50 % 

der Arbeiter). Die Mitgliederstruktur des DGB der ausgehenden 80er Jahre ent­

spricht der Beschäftigtenstruktur der frühen SOer Jahre: Ca. 23 % der Mitglie­

der sind Angestellte, 67 % Arbeiter und 10 % Beamte (vgl. Tabelle 1). 

* Das Projekt trägt den Titel "Zum Wandel von Berufsperspektiven und sozialen 
Interessenlagen von Angestellten in Leitungsfunktionen11

• 



Tabelle 3: Struktur der Angestellten der Untersuchungsbetriebe 1> 1981/1987 
Organisationsbereich der IG Chemie 

Betriebe Beschlttlgte Anten Angest. Anteile AT-Angestellter an Angestellten: 
Insgesamt an Gesamt AT ohne Leltende2l Lettende2l AT-Angest. ges. 

1987 1981 1987 1981 . 1987 1981 1987 1981 1987 1981 

Typ 1 : Mehrfunktlonale Betriebe mit Produktion 

A 50.526 50.808 47,8 44,7 17,2 9,8 9,3 27 

B 11.900 13.200 56,2 53,9 16,6 14 8,3 30,6 

c 5.928 5.100 72,7 68,1 27,4 25* 5,1 5,7 32,5 30,1 

Typ 2: 'Reine' Produktionsbetriebe 

D 6.881 5.563 34,3 30,7 13 13* 8,1 10 21,1 23 

E 4.787 4.968 24,4 23,2 14, 1 10 11 ,2 24,1 

F 3.803 4.169 27,8 25,2 15,8 11,9 l 7 3,9 22,8 15,8 

G 1.331 1.188 48,8 52 26 1,4 1,6 27,4 

Typ 3 : Verwaltungs- und Vertriebsbetriebe 

H 981 n2 92 91,1 38 3 2,8 41 
13) 927 935 94,8 95 42,8 37,5 6,2 7,2 49 44,7 

Typ 4 : Forschungs- und Entwicklungsbetriebe 

K 629 489 78,2 n,5 26 1,8 1,8 27,8 

1) Quellen: Daten der IG CPK, betriebliche Unterfagen, eigene Berechnungen 

2) leitende Angestellte nach § 5.3 BetrVG (betriebllche Definition) 

3) Angaben für 1987 und 1984 * geschätzt 

1 

°' V,, 
1 
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Dies hängt einerseits mit dem allgemein festzustellenden personellen Ausbau von 

Bereichen zusammen, die schon immer - wie etwa die Forschungs- und Entwick­

lungsabteilungen - hohe AT-Anteile aufzuweisen hatten. Andererseits spielt aber 

auch eine Rolle, daß hochqualifizierte Tätigkeiten in allen betrieblichen Funktionen 

zunehmen. Tabelle 5 zeigt den hohen Grad der "Diffusion" von AT-Verhältnissen 

in unterschiedlichste ("sonstige") Bereiche. 

Tabelle 5: 
Verteilung der AT-Angestellten auf Unternehmensfunktionen 
in Unternehmen A in der Chemische Industrie (1986) 

Sonstiges 
42% 

Logistik und Verkauf 
7% 

Que lle: eigene Erhebungen 

Forschung und Entwicklung 
22% 

Informations­
systeme 

10% 

Verwaltung und 
Dienstleistung 

Werkstechnik 
9% 

10% 

2. Ein weiteres Problem fÜr die gewerkschaftliche Angestelltenpolitik ist darin 

zu sehen, daß sich eine zunehmende Ak.ademisierung der Angestelltenbelegschaften 

abzeichnet, was ebenfalls eine Zunahme traditionell "gewerkschaftsf erner" Be­

schäftigtengruppen bedeutet. Durch neue Rekrutierungspotentiale und -verfahren 

werden hochqualifizierte Angestelltenpositionen immer häufiger mit Hochschulab­

solventen besetzt und die Aufstiegsmöglichkeiten für formal weniger qualifizierte 

Angestellte (auch bei Erwerb von Zusatzqualifikationen) reduziert. Analog zu den 

Problemen für die Organisierung im gesamten Angestelltenbereich, die aus der 

wachsenden Beschwerlichkeit der Aufstiegswege vom gewerblichen in den Ange-
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stelltenbereich resultieren, bedeutet die Akademisierung für die Industriegewerk­

schaften, daß sie im oberen Angestelltensegment ihre bisher wesentliche Re krutie­

rungsgruppe verlieren, nämlich die betrieblichen Aufsteiger, die der Gewerksc haft 

auch beim Vorrücken in der Positionshierarchie "treu" bleiben. 

Wie rasant die "Akademisierung11 der Angestelltenbelegschaften fortschreitet, zei­

gen die nachfolgenden Tabellen: Im Zehnjahreszeitraum von 1977 bis 1986 nehmen 

die Akademiker (und auch AT-Angestellten) in allen Untersuchungsbetrieben, für 

die wir entsprec hende Zahlen erheben konnten, weitaus stärker zu als die Ange­

stellten insgesamt (Tabelle 6). 

Tabelle 6: 
Veränderung der Beschäftigtenzahlen nach Angestelltengruppen 
in ausgewählten Chemie UnternehmenlJ 1977 /1986 On Prozent) 

A + D Gesamt 
~~ 13,6 

1::::::::1 Angestell te 

21c +• 
C Akademike r . 

E 

70 

-13 ,4 
3JF + -6,4 ,.„„„„ 

~~~--~-~ 28,2 

~ 
-4,5 

4 )1 

1 

~~=~ 24 ;4 
1 1 

- 30 - 20 - 10 0 10 20 30 40 50 60 70 
1) Angaben bezogen auf die jewei ligen AG's außer Bet r ieb F (Unte rsuchungsbet r ieb) 
2) 1980-1986 3) 1980-1987 4) 198 2-1987 Ouelle: Betrlebl.Presse/Sozla lberichte,eig. Berechn. 

Für die drei größten Unternehmen unseres Samples im Chemiebe re ich erge ben 

sich heute bei den Angestellten Akade miker-Anteile (ohne Fachhochschulabsolven­

ten!) von 13 % bis 17 % • Auch bezogen auf die Gesamtbelegschaft sind die Akade­

miker (und erst recht die AT-Angestellten) eine durchaus "meßba re Größe" (Ta­

be lle 7). 
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Tabelle 7: Anteile von Akademikern und AT-Angestellten an den 
Gesamtbeschäftigten und den Angestellten in ausge­
wählten Chemie Unternehmen') (1986) (in %) 

% 
.--~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~~----. 

!llillllilllll 
Anteil Akademiker 

an Angeatell ten 

~ 
Anteil At-Angeat. 
an Angestellten 

30 

20 

10 

Anteil AT-Angestellten 
bzw. Akademiker an 6 

Gesam tbeschä ftlg ten 

30 

A B c 

1) Angaben auf der Basis der· Jewel l lgen Ak t lengesel l scha r t In die die Unter suchungs­

betr lebe eingebunden sind; 

Quelle: Geschäfts- u.Personalberlchte; eigene Berechnungen 

Im Durchschnitt der Chemieindustrie hat heute ( 1988) fast jeder elfte Beschäftig­

te - und ca. jeder fünfte Angestellte hier - eine Fachhochschul- oder Hochschul­

ausbildung. Dies bedeutet eine dramatische Verminderung der Kontaktflächen, 

die bislang die gewerkschaftliche "Präsenz" und Selbstdarstellung ermöglichte: 

Hochschulabsolventen werden nicht in frühen Jahren betrieblich sozialisiert, und 

sie bekommen während ihrer Berufsausbildung höchstens beiläufig einmal Kontakt 

zu den Gewerkschaften. Mit dem Berufseinstieg wechseln sie in der Regel von der 

Hochschule unmittelbar auf eine relativ hohe betriebliche Position. Diesen Über­

gang begleiten keine "kollektiven" Erfahrungen, er scheint sich allein dem indivi­

duellen Leistungs- und Fachprofil des Absolventen zu verdanken. Unserem Eindruck 

nach gelingt eine Kontaktaufnahme der Betriebsräte und Gewerkschaften zu dieser 

Gruppe noch am ehesten dort, wo die im Arbeiterbereich gefestigte Vertretungs­

strukturen dem Betriebsrat die Rolle des auch von Angestellten anerkannten 

Machtfaktors ermöglichen. Diese Konstellation scheint eine gewisse "Sogwirkung" 

auch auf die hochqualifizierten Angestellten zu entfalten. Doch diese "Sogwirkung" 

wird ihren positiven Einfluß auf die Organisationsbereitschaft von Angestellten 

in Zukunft immer weniger entfalten können. 
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3. Diese Einschätzung stützt sich auf den sich abzeichnenden Trend zur Entflech­

tung und betriebsförmigen Verselbständigung von Unternehmensfunktionen, der 

eine zunehmende räumliche Trennung der verschiedenen Beschäftigtengruppen 

und darauf bezogener Zuständigkeit der Betriebsräte mit sich bringt.1> 

Diese Tendenz ist bisher in der Chemischen Industrie weniger ausgeprägt als in 

der Metallindustrie, aber auch dort bereits erkennbar. Sie muß als Reflex der Un­

t ernehmen auf die zunehmende strategische Bedeutung und Expansion der Berei­

che Forschung und Entwicklung (inklusive Datenverarbeitung) sowie Marketing 

und Vertrieb verstanden werden. Um die unternehmenspolitisch entscheidenden 

Lenkungsinstrumente effizient und flexibel zu halten, gliedern moderne Unterneh­

men sowohl Kommandozentralen als auch strategisch wichtige Entwicklungs-, Pla­

nungs-, Vertriebs- und Servicebereiche aus den "klassischen" Produktionsbetrie­

ben aus. 2) 

Kann sich diese Tendenz äurchsetzen, so entstehen vor allem unter dem Dach von 

Großunternehmen nahezu reine Angestelltenbetriebe mit einem relativ hohen An­

teil hochqualifizierter Angestellter, die fernab von Produktionsstätten und daran 

angegliederten Angestelltenabteilungen mit Massenfunktionen eine eigenständige 

Be triebskultur entwickeln. Es ist unschwer auszumalen, daß sich das "Eigenleben" 

solcher Betriebe fernab von traditionellen gewerkschaftlichen Arbeitszusammen­

hängen, anerkannten Vertretungsstrukturen und ohne die Chance auf eine entspre­

chende "Sogwirkung" entwickeln wird. 3> 

Je stärker die Tendenz zur Angestelltenbelegschaft ausgeprägt ist, desto höher 
steigt zumeist auch der Anteil der AT-Angestellten (ohne "Leitende") an der Ge­
samtheit de r nichtgewerblichen Arbeitskräfte. Mit Anteilen von gut einem Viertel 
bis über zwei Fünftel ist diese Angestelltengruppe im Chemie-Bereich in den Be­
triebstypen 3 und 4 sowie in dem Betrieb C mit stark ausgebauten Verwaltungs­
und Forschungsfunktionen am stärksten vertreten. Im Metallbereich ist diese Ange­
stelltengruppe mit Anteilen an allen Angestellten von einem Drittel bis zu 50 % 
am stärksten in den verwaltungs-, vertriebs- und servicebezogenen Betrieben ver­
treten, gefolgt von den Forschungs- und Entwicklungsbetrieben, in denen sie zwi­
schen einem Viertel und einem Drittel der Angestellten stellt (vgl. Tabellen 8 
und 9). 

Eine die Interessenlage hochqualifizierter Angestellter (HQA) mitberücksichtigen­

de gewerkschaftliche Vertetungspolitik erweist sich als notwendig und schwierig 

zugleic h. Es wäre nun unstatthaft und vorschnell, die Notwendigkeit einer Umorien­

tierung gewerkschaftlicher Politik auf "neue" Beschäftigtengruppen allein mit dem 



Tabelle 8 : Belegschaftsstruktur und Organisationsgrad der Untersuchungsbetriebe 1> 1978/1987, 
Organisationsbereich der IG Chemie 

Betriebe Belegschaftsstruktur (In Prozent) Organisationsgrad (In Prozent) 

Beschäftigte Angestellte Nichtleitende AT Gesamt- Arbeiter Angestellte 

Insgesamt an Gesamt an Angestellten Belegschaft 

1987 1978 1987 1978 1987 1978 1987 1978 1987 1978 1987 1978 

Typ 1 : Mehrfunktionelle Betriebe mit Produktion 

A 50.526 52.601 47,6 43,5 17,2 60,8 58,9 80,2 73,5 39,5 39,9 

B 11.900 12.946 56,2 52,5 16,6 38,0 38,8 70,3 70,1 12,9 10,4 

c 5.928 5.241 72,7 66,9 27,4 25* 24,8 27,1 43,7 55,4 17,7 13,1 

Typ 2 : 'Reine' Produktionsbetriebe 

D 6.881 5.058 34,3 29,2 13 13* 52,2 52,6 65,9 62,8 25,9 27,7 

E 4.787 4.981 24.4 22,4 14,1 53,8 56,4 61,8 64,4 29,0 28,7 

F - 3.803 4.179 27,8 25,3 15,8 11,<Jl) 86,8 89,4 100 98,9 50,3 61,6 

G 1.331 1.067 48,6 54,5 26 44 54,1 63 77,4 23,2 34,6 

Typ 3 : Ve!Waltungs- und Vertriebsbetriebe 

H 981 667 92 90,3 38 8,5 8,7 30,7 36,9 6,6 5,6 

1 927 8383) 94,8 99,43) 42,8 37,54) 47 3343) 
' 

83 1003) 45 32,83) 

Typ 4 : Forschungs- und Entwicklungsbetriebe 

K 629 4892) 78,2 77,52) 26 17,5 17,42) 21,2 27,32) 16,5 14,52) 

1) Quellen: Daten der IG CPK und der Betriebsräte ,betriebliche Untertagen, eigene Berechnungen •geschätzt 

2) Angabenfür1981 

3) Angaben für 1982 4) Angaben für 1984 

1 

°' \0 
1 



Tabelle 9: Belegschaftsstruktur und Organisationsgrad der Untersuchungsbetriebe 1> 1978/1987 

Organisationsbereich der IG Metall 
Betriebe Belegschaftsstruktur (in Prozent) Organisationsgrad (In Prozent) 

Beschlftlgte Anteil der Ange- Anteil d. AT an Gesamt-
Insgesamt stellten an Gesamt den Angestellter belegschaft Arbeiter Angestellte 

1987 1978 1987 1978 1987 1978 1987 1978 1987 1978 1987 1978 

Typ 1 : Mehrfunktionale Betriebe mit Produktion 

Automobilbau 32.046 39.345 26 21 20 19 66,6 73,3 79,0 80,1 30,2 47,7 

Stahl 6.046 6.690 22 23 20 14 63,4 53* 70,6 60* 39,4 35* 

Maschinenbau 5.23a2l 5.749 5a2l 45 HS2) 12 73,6 75,4 98,9 96,6 45,2 50 

Anlagen-/Maschinenbau 4.678 6.655 43 37 18 15 50,9 48,0 76,0 66,5 17,9 13,0 

Halblelterproduktlon (1) 4.800* 4.548 63* 66 22* 19* 46* 57,1 70* 84,5 32* 43 

Halbleiterproduktion (2) 2.720 2.222 56 49 17 21 26 30 40,4 44 15,2 15 

Typ 2: Technische Planung und Konstruktion (lngenleurbetrlebe) 

Energieanlagenbau 4.916 4.425 94 94 39* 29 3,0 2,6 12,9 8,4 2,3 2,2 

Industrieanlagenbau 4l 3.169 3.950 92 93 11 8 2,1 1,53) 8,6 - 1,6 -
Elektronik s) 3.164 2.303 78 74 11 15 26,6 28,2 68,2 78,8 14,7 10,5 

Typ 3 :Verwaltungs- Vertriebs- und Service- Betriebe 

luKTechnik (1) 6.310 4.590 98 95 - - 5,4 17,6 15,7 25,4 5,2 17,2 

luK Technik (2) 1.400* 1.100* 100 95 49 40* 3,4* 5*- - - 3,4* 

luK Technik (3) 1.366 750 100 100 49 - 3,7 - - - 3,7 

Konsumgüter/ Elektro 854 1.050 91 87 32 20* 13, 1 3,3 30,3 - 11,4 3,8 

Bauelemente / Elektronik 5l 832 722 92 91 39 42 3,1 3,5 17,6 22,6 1,8 1,7 

Typ 4: Forschungs- und Entwicklungsbetriebe 

Elektro/I uK-T echnologien 9.953 3.384 91 92 27* 26* 5,4 5* 13,6 15* 4,7 4,7* 

Elektronik 507 463 80 72 24 - 13 7,3* 36,3 20* 7,2 2,7* 

luKTechnik 2.007 1.704 98 98 74* - 6,9 17,5 24,2 43,9 5,8 16,8 

Stahl / Software 5) 523 465 94 94 26 20* 37,7 32* 73,3 80* 35 30* 

1) Quellen: Gewerkschaftsstatistiken zu Betriebsratswahlen und A.-~::;gn der BetriebSräte, eigene Berechnungen * geschätzt 

2) Angaben für 1986 3) geschätzter Durchschnitt für die vormals eigenständigen Betriebe 

4) Angaben für 1987 und 1983 5) Angaben für 1987 und 1981 

1 
....J 
0 
1 
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relativen quantitativen Bedeutungszuwachs dieser Gruppen zu begründen. In Bezug 

auf die hochqualifizierten Angestellten gibt es durchaus noch weitere Gründe, die 

den Versuch nahelegen, diese Beschäftigtengruppe in die betriebliche und überbe­

triebliche Vertretungspolitik einzubeziehen. Erstens handelt es sich um eine Per­

sonengruppe, die im Unternehmen mit Leitungs-, Organisations-, Forschungs- und 

Entwicklungsaufgaben betraut und damit als "Modernisierungsagent" von strategi­

scher Bedeutung für die Entwicklung der Unternehmen ist. So nimmt es nicht wun­

der, daß die Arbeitgeber dieser Gruppe seit langem besondere politische Aufmerk­

samkeit widmen (Abspaltung der "leitenden Angestellten", besondere Sprecheraus­

schüsse, Ideologie der "Dritten Kraft"). Zweitens .~ann kein Zweifel daran bestehen, 

daß HQA aufgrund ihrer vielfältigen Scharnierfunktionen in unterschiedlichen Ab­

teilungen und betrieblichen Funktionen auch für das gewerkschaftliche Handeln 

im Betrieb von hoher Relevanz sind. Durch ihre fachlich oder hierarchisch heraus­

gehobenen Stellung, durch ihr berufliches, soziales und politisches Verhalten beein­

flussen sie die Arbeitsgestaltung, das Betriebsklima, die praktizierte Unterneh­

menskultur und nicht zulet.zt die "Bewe gungsspielräume" gewerkschaftlicher Politik 

insgesamt wesentlich mit - und dies ungeachtet der Frage, ob und inwieweit sie 

sich dessen bewußt sind. Drittens werden Be triebsräte und Gewerkschaften be i 

der Entwicklung und Durc hsetzung konkreter Alternativen zu den vorherrschenden 

Formen des Technikeinsatzes, der Produktentwicklung und der Organisation leben­

diger Arbeit ve rstärkt auf beruflichen Sachverstand a ngewiesen sein, der vorwie­

gend in den Gruppen der HQA anzutreffen ist. 

n. 

Trotz der dargestellten quantitativen und qualitativen Bedeutung der HQA sind 

auf seiten der Betriebsräte die konzeptionellen und organisatorischen Vorausset­

zungen für die Aufnahme eines "Dialogs" nur wenig entwickelt. Die betriebliche 

Angestelltenpolitik konzentriert sich, wenn überhaupt, nach wie vor auf die unteren 

und mittleren Angestelltengruppen. Organisatorisch findet dies seinen Ausdruck 

etwa da rin, 

- daß es in kaum einem Be trieb feste AT- Kommissionen gibt, 

- daß nur in sehr selte nen Fällen Ausschüsse oder Arbeitskreise des Be triebsrats 

für berufliche Be la nge hochqualifizierter Angestellte r gebildet we rden, 
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daß es nur in wenigen Fällen Freistellungen oder feste Zuständigkeiten im Be­

triebsrat gibt, die speziell auf diese Gruppe zugeschnitten sind, 

- daß schließlich nur in wenigen Fällen von einer Informationspolitik die Rede 

sein kann, die sich gezielt und kontinuierlich an diese Gruppe wendet. 

Ansätze, die das traditionelle Muster betrieblicher und gewerkschaftlicher Ange­
stelltenpolitik durchbrechen, lassen sich innerhalb unseres Samples in zwei Betrie­
ben aus dem Organisationsbereich der IG-Chemie beobachten. Zwar handelt es 
sich auch hier eher um Ausnahmen, doch geben sie einen Hinweis darauf, daß die 
Ausgangspunkte für eine HQA-spezifische Vertretungspolitik in den beiden Organi­
sationsbereichen verschieden sind. Zum einen aus strukturellen Gründen: Den Aka­
demikern kommt etwa in den forschungsintensiven Bereichen der Chemischen Indu­
strie immer schon ein starkes Gewicht zu, so daß eine Auseinandersetzung mit 
dieser Angestelltengruppe in den Chemie-Betrieben zum Teil bereits eine längere 
Tradition hat; zum anderen aus Gründen, die eher in der gewerkschaftspolitischen 
Tradition ihren Ursprung zu haben scheinen: Insgesamt repräsentiert die IG Metall 
in ihrem Erscheinungsbild und Selbstverständnis noch stärker den Typus einer tradi­
tionellen Arbeiterorganisation. Eine konzeptionelle Öffnung gegenüber den qualifi­
zierten Angestelltengruppen scheint in den Metall-Betrieben mit größeren Schwie­
rigkeiten (inneren und äußeren Widerständen) verbunden zu sein als in vergleichba­
ren Chemie-Betrieben. Vot allem einige IG-Metall- Betriebsräte schildern fre imütig, 
wie schwer es ihnen zum Teil selbst fällt, angesichts der veränderten strukturellen 
Bedingungen eine als notwendig erkannte Dialogaufnahme mit den hochqualifizier­
ten Angestelltengruppen in praktischen Sc hritten zu erproben. 

Diese selbstkritische Einschätzung darf freilich nicht zu de r vorschnellen Annahme 

verleiten, damit den wesentlichen Grund für die geringe Organisationsbereitschaft 

im Bereich hochqualifizierter Angestellter identifiziert zu haben. Denn selbst in 

den wenigen Betrieben, in denen sich die Interessenvertretunge n bereits länger 

und systematischer um die Entwicklung einer HQA-bezogenen Vertretungspolitik 

bemühen, sind die bisherigen Organisationserfolge begrenzt geblieben. Als besonde­

re "Problemgruppe" kristallisiert sich vor allem die quantitativ zunehmende Sc hicht 

der jungen Hochschulabsolventen heraus, unter denen der gewerkschaftliche Orga­

nisationsgrad gegen Null tendiert. Eine gerade auf diese Angestelltengruppe bezo­

gene Vertretungspolitik zu entwickeln, stellt sich nach unseren Befunden als zen­

trale gewerkschaftliche Herausforde rung für beide Organisationsbereiche dar. 

Auf den ersten Blick erscheinen die Chancen für einen solchen Versuch nicht e inmal 

ungünstig: In sämtlichen Untersuchungsbetrieben ist innerhalb der Angestelltenver­

tretung eine zureichende Repräsentanz der uns interessierenden Angestelltengrup­

pen zu verze ichnen. Allerdings sind unter de n Freigeste llten, die die politisc he 

Ausrichtung und Praxis de r Be triebsräte wese ntlich best immen, hochqualifiz ierte 
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Angestellte deutlich unterrepräsentiert (vermutlich vor allem, weil sie durch Frei­

stellung den Anschluß an die fachlichen Entwicklungen zu verlieren befürchten). 

Darüber hinaus herrscht in den Interessenvertretungen noch der Typus des "betrieb­

lich sozialisierten", formal weniger hoch qualifizierten AT-Angestellten vor, der -

nach häufig gehörter Selbsteinschätzung - mit den Orientierungen und Verhal­

tensweisen "der Jungen" nicht immer gut zurechtkommt. So sind die Chancen zum 

Dialog mit den neuen Gruppen hochqualifizierter Angestellter, zur sensiblen Wahr­

nehmung ihrer subjektiven Interessen und zur Umsetzung ihres objektiven Bedarfs 

an Interessenvertretung von der personellen Seite her nur unzureichend abgesichert. 

lll. 

Die von uns befragten Betriebsräte sehen Problemfelder und Interessen, die zumin­

dest "theoretisch" den Gewerkschaften neue Zugangsmöglichkeiten zu hochqualifi­

zierten Angestellten eröffnen, hauptsächlich auf vier Feldern der Arbeits- und 

Berufssituation: Sie lassen sich resümieren als 

- neue Leistungsbewertungsverfahren, 

- verschärfte Arbeitszeitzumutungen, 

- verschlechterte Aufstiegschancen und 

- abnehmende Informations- und Mitsprache möglichkeiten. 

Den übergreifenden Zusammenhang dieser Problemfelder stiften neue Unterneh­

mens- und Personalführungsstrategien, welche die zukünftige, auf EG und Welt­

markt bezogene Modernisierungspolitik noch stärker als bisher bestimmen werden. 

Dies stellt die Betriebsräte wie die Gewerkschaften insgesamt offenbar vor neuar­

tige Probleme, auf die noch keine Antwort gefunden ist. 

Obwohl es in den einzelnen Betrieben derzeit (noch) sehr unterschiedliche Rege­

lungen der Leistungsbewertung gibt, sehen sich Betriebsräte und HQA mit einer 

zunehmenden "Aufwertung" individueller Leistungsbewertungsverfahren für die 

Entgeltfindung (und auch für Aufstiegsmöglichkeiten) konfrontiert. Die Betriebs­

räte bringen dies in direkten Zusammenhang mit den in den letzten Jahren ver­

stärkten Bemühungen der Unternehmensleitungen, Leistungsreserven in bisher (auf­

grund ihres geringen qua ntitativen Gewichts) vorn Rationalisierungszugriff ver-
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schont gebliebenen Bereichen aufzudecken und für Maßnahmen zur Kostenreduzie­

rung auszunutzen: Mitarbeiter, aber auch Mitarbeitergruppen (Projekte), erhalten 

Arbeitsziele als Vorgabe, die sie in einem vorgegebenen Zeitraum zu realisieren 

haben - wie, das ist ihnen weitgehend selbst überlassen. Über die Methoden des 

"Management by Objectives" spricht die Unternehmensleitung die individuellen 

Interessen von HQA für eine intensivere (und meist auch extensivere) Nutzung 

der Arbeitskraft an, die selbst am besten weiß, wo die "Poren" des Arbeitstags 

noch dichter auszufüllen sind. 

Die verbreitete Ratlosigkeit der Betriebsräte g~genüber der Politik der "Zielver­

einbarungen" scheint hauptsächlich darin begründet zu sein, daß es weder objekti­

vierbare, noch unter den Mitarbeitern unmittelbar konsensfähige Kriterien für 

"Normalleistung" gibt. Das veranlaßt eine Minderheit der befragten Betriebsräte, 

das Problemfeld 11Leistungsbewertungsverfahren" gar nicht erst "anzufassen", weil 

die Gefahr drohe, durchaus wahrgenommene, "alte" Ungerechtigkeiten lediglich 

durch "neue" abzulösen. iudem könne eine stärkere Differenzierung der Beleg­

schafte n nach Leistungsgrade n und die Offenlegung individueller Leistungsvermö­

gen keine gewerkschaftspolitische Zielsetzung sein, die ein offensives Herangehen 

an diese Fragen von seiten des Betriebsrates erlaube. 

Demgegenüber sieht eine größere Minderheit von Betriebsräten - auch wenn sie 

zumeist noch keine entsprechende Praxis entwickelt hat - im Bekenntnis zu und 

Mitgestaltung von "vernünftigen" leistungsbezogenen Entlohnungsgrundsätzen die 

Chance, den Modernisierungswillen der Gewerkschaften gerade gegenüber HQA 

zu signalisieren und mit "Beamtenstrukturen" aufzuräumen, die Arbeitsmotivation 

und - freude dieser Zielgruppe beeinträchtigen. Hierin wird allemal einen Fort­

schritt gegenüber willkürlichen "Nasenzulagen" und intransparenten "Schulnoten­

systemen" gesehen. 

Wie diese beiden Positionen - zwischen denen zahlreiche, eher abwartende Be­

triebsräte anzusiedeln sind - in e iner geme insamen gewerkschaftlichen Position 

zu den auf geworfenen Problemen zusammenfinden können, bleibt bislang offen. 

Unstrittig ist aber, daß die Gewe rkschaften sich in Progra mmatik und Praxis zu 

einer schlüssigen Haltung 
4

> durchringen müssen, wollen sie nicht eines der wichtig­

sten Felder für den interessenbezogene n Dialog mit den hochqualifizierten Ange­

stellten und die Möglic hke ite n der Mitbestimmung nach § 87 Abs.!, 11 Be trVG 

versche nke n. 



-75-

Überstunden scheinen in beiden Organisationsbereichen fÜr nahezu den gesamten 

AT-Bereich an der Tagesordnung zu sein. Dabei überschreiten die Arbeitszeiten 

oft selbst die (weiten) Grenzen der gesetzlichen Arbeitszeitordnung. 

Zwar gibt es gerade im Metallbereich in der Mehrzahl der Betriebe Betriebsverein­
barungen über die Abgeltung von Überstunden (zumindest für den unteren AT-Be­
reich), doch "greifen" diese oft erst ab einer bestimmten Überstundenzahl und wer­
den auch nicht immer "buchstabengetreu" eingehalten. Im Chemiebereich, wo sol­
che Vereinbarungen weniger verbreitet sind, scheint der Überblick über die von 
HQA tatsächlich geleisteten Arbeitsstunden nahezu vollständig zu fehlen. 

Das innerbetriebliche Aufgreifen der Arbeitszeitfrage sehen die Betriebsräte durch 

eine "objektive Zwickmühle" erschwert: Einerseits wollen sie das kollektive Interes­

se an Einhaltung des Normalarbeitstages durchsetzen, was durch die von einigen 

Betriebsräten gesehene Signalwirkung extensiver Arbeitszeiten im AT-Bereich 

für den Tarifbereich noch dringlicher wird. Andererseits wissen sie auch, daß man 

in den Arbeitsvollzügen der HQA nicht beliebig "den Hammer fallen lassen kann", 

und daß eine Beschränkung der Arbeitszeit für HQA nicht automatisch zu Ände­

rungen der Zielvorgaben führt, an denen die Mitarbeiter gemessen werden. 

Daraus könnte man folgern, daß die bisherige Praxis des "Ex-post-Stundenzählens" 

den neuen Arbeitsorganisationsformen und Managementstrategien immer weniger 

angemessen ist, daß die Betriebsräte sich statt dessen verstärkt mit "Ex-ante-Zeit­

bedarfsrechnungen" und Kriterien für Zielvorgaben auseinandersetzen müssen. 

Die Überstundenproblematik scheint für HQA im IG Metall Bereich (besonders 

in Projektgruppen der EDV-Branche) schärfer ausgeprägt zu sein. Daß gleichzeitig 

von einer (im Vergleich zur IG Chemie-Papier-Keramik) relativ hohen Sensibilisie­

rung der Mitarbeiter für Arbeitszeitfragen berichtet wird, ist wahrscheinlich -

in nicht näher zu gewichtenden Anteilen - sowohl auf den höheren Problemdruck 

als auch auf die stärkere Entfaltung der Arbeitszeitdiskussion im Bereich der IG 

Metall zurückzuführen. 

Aber auch hier können sich Interventionen des Betriebsrates nicht auf eine einheit­

liche Interessenorientierung unter den hochqualifizierten Angestellten stützen: 

Orientieren sich die einen (meist ältere, "sozial verwurzelte" Mitarbeiter mit fami­

liären Verpflichtungen) eher auf regelmäßige und gleichverteilte Freizeiten am 
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Tag bzw. in der Woche, so favorisieren andere (meist junge, mobile Mitarbeiter 

ohne schulpflichtige Kinder) größere Freizeitblocks im Anschluß an "Streß-Wochen 

oder -Monate". 

Die Verschiedenartigkeit und Vielfalt der Arbeitszeitpraxis und die keineswegs 

einheitlichen Arbeitszeit-Interessen der Beschäftigten stellen die betriebliche In­

teressenvertretung vor neue Aufgaben. Gefragt ist die Begründung und praktische 

Durchsetzung einer differenzierten Arbeitszeitpolitik, die sowohl den gemeinsamen 

Schutzerfordernissen als auch den "pluralen", qualifikations- und aufgabenabhängi­

gen Entfaltungsbedürfnissen der Arbeiter- und Angestelltengruppen Rechnung 

trägt. Diese Aufgabe wird zu Recht innerhalb des Betriebes als auch innerhalb 

der Gewerkschaften als "heißes Eisen" eingeschätzt, sofern man den Anspruch ge­

wisser Einheitlichkeit von gewerkschaftlichen Positionen in diesem Feld nicht auf­

geben möchte. 

Die betriebsspezifischen Variationen und Unsicherheiten der Betriebsräte, die sich 

im Betriebsratshandeln gegenüber nicht-tarifgebundenen Arbeitnehmern gera­

de in der Arbeitszeitfrage abzeichnen, können auch als Problemaufriß für die Fol­

gen von "Verbetrieblichung" im tariflich gebundenen Angestelltenbereich durch 

Öffnungsklauseln in Tarifverträgen gedeutet werden. 

Neue Probleme für die Betriebsräte werfen auch die verringerten Chancen für 

hochqualifizierte Angestellte auf, einen ihrer wachsenden beruflichen und betrieb­

lichen Erfahrung angemessenen Aufstieg im Unternehmen realisieren zu können. 

Eine wesentliche Aufstiegsbarriere wird in der 11Qualifikationskonkurrenz11 gesehen, 

die durch veränderte Selektionsstrategien und -möglichkeiten der Unternehmen 

vor allem alle Nicht-Hochschulabsolventen trifft, aber auch zunehmend die Hoch­

schulabsolventen selbst bedroht. Für viele Hochschulabsolventen, die als Qualifika­

tionsgruppe zunächst die "Gewinner" des Verdrängungswettbewerbs von oben nach 

unten waren, haben sich aufgrund ihres enormen, fast alle Einsatzbereiche betref­

fenden Zuwachses -und gleichzeitiger Stagnation der Aufstiegspositionen - die 

Aufstiegschancen deutlich vermindert. Die Tendenz zur "Enthierarchisierung" gera­

de qualifikationsintensiver Unternehmensbereiche kann das Problem weiter ver­

schärfen. S) 
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Daß in den Bereichen, in denen die Spielräume für beruflichen Aufstieg durch enge 

Grenzen der Fachlaufbahn als besonders problematisch zu gelten haben (Forschung, 

Entwicklung, Konstruktion bzw. Ingenieurtechnik), sich nur selten Unzufriedenheit 

artikuliert, wird von der Interessenvertretung wesentlich mit darauf zurückgeführt, 

daß die dort tätigen Mitarbeiter eine deutlich geringere Orientierung an traditio­

nellen Formen der "betrieblichen Anerkennung" aufweisen. Bei diesen Mitarbeitern 

scheint sich das Interesse an Leistungsanerkennung - anders als im kaufmännischen 

Bereich - weniger an Merkmalen der formalen betrieblichen Position als vielmehr 

an der Möglichkeit zu autonomer Arbeit in interessanten, zukunfts- und prestige­

trächtigen Arbeitsgebieten zu orientieren. 

Aber nicht nur "professioneller Enthusiasmus11
, sondern auch Interessendispositionen 

der Mitarbeiter, die unter dem Stichwort "Wertewandel" zu subsumieren sind, wer­

den von den Betriebsräten als Beleg dafür gesehen, daß sich die Aufstiegsorientie­

rung von Teilen der Mitarbeiterschaft deutlich modifiziert hat: 

So scheinen z.B. Versetzungen, die gewachsene soziale Bindungen zerstören oder 

extrem lange Arbeitszeiten zu Lasten von Familien- und Freizeitinteressen mit 

sich bringen, nicht mehr von allen HQA selbstverständlich als "Aufstiegskosten" 

akzeptiert zu werden. Es deutet sich an, daß Aufstiegsangebote als bisher funk­

tionierendes Instrument der Motivation und Lenkung von Angestellten sowohl von 

der Seite der betrieblichen Realisierungschancen, als auch von Seiten der "Lebens­

konzepte" von Teilen der Mitarbeiter her an Wirkungs- und Orientierungskraft 

eingebüßt haben. 

Der bisherige Erkenntnisstand läßt es dennoch nic ht zu, die Tendenz einer abneh­

menden Orientierung der HQA an formellen Aufstiegsmöglichkeiten zu verallge­

meinern. Sie gilt unserer Einschätzung nach nicht einmal mehrheitlich für die tech­

nischen Berufe - zum Teil wohl auch deshalb, weil das Interesse an erweiterter 

Kompetenz und größeren beruflichen Gestaltungsspielräumen sich in der Praxis 

oft nur durch einen formellen Aufstieg realisieren läßt. 

Die skizzierten beruflichen Entfaltungsprobleme werden von den befragten Be­

triebsräten als "Politisie rungspotentiale" und neue Zugangsmöglichkeiten der Ge­

werkschaften zu großen Teilen der HQA durchaus wahrgenommen und angespro­

chen (speziell im Chemie-Bereich). Diese Aufgeschlossenheit steht nur auf den 
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ersten Blick im Widerspruch zur Praxis der Betriebsratsarbeit, die sich nur in weni­

gen Fällen schon erfolgreich "eingemischt" hat. Neben der nur vereinzelt geäußer­

ten Skepsis gegenüber einem Selbstverständnis als "Karriereberatungsinstitution" 

dürfte der Grund vor allem darin zu suchen sein, daß es den Betriebsräten an Ideen 

und Ansatzpunkten fehlt, mit eigenen Vorstellungen eine betriebliche Diskussion 

über "gerechte" Laufbahnstrukturen und angemessenere Aufstiegsregelungen ein­

und anzuleiten. 

Ähnliche Unsicherheiten lassen die Betriebsräte. 'zögern, Probleme aufzugreifen~. 

die man pointiert als informationspolitiscbe Marginalisierung der hochqualifizier­

ten Angestellten bei langfristigen betrieblichen Planungen und bei der konkreten 

Festlegung geschäftspolitischer Optionen zusammenfassen könnte. Den Grund für 

diese Entwicklung sehen die Betriebsräte in einer zunehmenden fachlichen Arbeits­

teilung, die stärker ausschnitthafte Kompetenzen schafft, und in der Zentralisie­

rung von Entscheidungsbef~gnissen in Unternehmens- und Konzernzentralen. 

Die Tatsache, daß es den Betriebsräten nicht gelingt, auf dieses von den Unterneh­

men offensichtlich in der Praxis (allerd ings nicht in den Hochglanzbroschüren zur 

"Unternehmenskultur") geräumte Feld der Partizipationsangebote vorzustoßen 

und das Interesse von HQA an aktiver Unternehmens-Mitgestaltung auf die kollek­

tiven, von den Gewerkschaften und ihren betrieblichen Interessenvertretungen 

erkämpften Formen der Mitbestimmung zu lenken, hat sicherlich vielfältige Grün­

de. Zentral allerdings scheint uns zu sein, daß auf betrieblicher Ebene - besonders 

im Chemie- Bereich - keine "Diskurstradition" über die Probleme existiert, auf 

die sich das Partizipationsinteresse der HQA zu richten scheint (Forschungsstrate­

gien, Produktpolitik, rat ionale Unternehmensorganisation usw.). Hinzu kommt, 

daß der (örtliche) Betriebsrat selbst durch die genannten Entwicklungen (Zentrali­

sierung, Betriebsaufspaltung) unter Informationsdefiziten leidet und durch zuneh­

mend komplexere Problemkonstellationen tendenziell überfordert ist. 

Dieses Problem wird wahrscheinlich nur zu überwinden sein, wenn die Informations­

beschaffung über Konzernstrategien und Geschäftspolitiken in Betriebsrat und 

Gewerkschaft stärker professionalisiert wird. Dies umfaßt nicht nur die unter­

nehmens- und konzerninterne Systematisierung des Austausches zwischen Wirt­

schaftsausschuß- Mitgliedern und örtlichen Betriebsräten (was auch Klarheit über 
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die Grenzziehung zwischen geheimhaltungspflichtigen und (betriebsrats-)öffentli­

chen Informationen voraussetzt), sondern auch die Zuarbeit durch Experten aus 

der Gewerkschaftsorganisation, die das Branchenumfeld und weiterreichende 

volkswirtschaftliche Zusammenhänge kennen. Die naheliegendste Ressource für 

eine erfolgreiche Ausarbeitung gewerkschaftlicher (Gegen-)Strategien zur Politik 

der Unternehmen dürfte in vielen Bereichen aber das Feld der HQA sein. Ein Forum 

zur Bündelung "strategischer Fachkompetenz" würde sie in ihrer Berufsrolle an­

sprechen und ihr Expertentum anerkennen und nutzen. 

IV. 

Zu unseren Ausgangshypothesen gehört die Überlegung, daß sich gerade hochquali­

fizierte Angestellte zunehmend stärker in einem Spannungsfeld bewegen müssen, 

das durch ihre betriebliche Funktion als fachlich-gestaltend oder verkaufend-bera­

tend tätige Arbeitskräfte. auf der einen und öffentlich diskutierten Folgen des 

Technikeinsatzes und/oder des Verhältnisses von Ökonomie und Ökologie auf der 

anderen Seite gebildet wird und das neue Ansatzpunkte für Interventionen der Ge­

werkschaften bietet. 6) 

Für beide Organisationsbereiche läßt sich übereinstimmend konstatieren, daß die 

Betriebsräte Problemen der ökologischen und gesellschaftlichen Folgen industrieller 

Produktion eine wachsende Bedeutung für das berufliche Selbstverständnis größer 

werdender Minderheiten unter den hochqualifizierten Angestellten zusprechen. 

In beiden Bereichen wird dieser Sensibilitätszuwachs vor allem bei Naturwissen­

schaftlern und Technikern beobachtet, die in Forschung, Entwicklung, Planung, 

Konstruktion und Produktion tätig sind, kaum dagegen bei kaufmännischen Ange­

stellten. 

Der herausragende Aspekt des gesellschaftlichen Berufsbewußtseins ist in der Che­

mieindustrie das öffentlich diskutierte und im Beruf alltäglich erlebte Umwelt­

problem. In der Metallindustrie mit ihren vielfältigen Produktionszweigen und Fer­

tigungsverfahren sind demgegenüber die Bezüge der aktuellen politischen Auseinan­

dersetzungen zum beruflichen und/oder wissenschaftlich erworbenen Sachverstand 

von HQA ungewöhnlich komplex; sie lassen sich nicht so schlüssig wie in der Che­

mieindustrie unter dem Stichwort "Umweltgefährdung" zusammenfassen. 
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Die gesellschaftlichen Fragen gehen hier nicht einfach, wie am Beispiel der Auto­
mobilindustrie oder der modernen Elektronikentwicklung einsichtig wird, in "popu­
lären" Aspekten spektakulärer Umweltzerstörung auf, von denen der technische 
Sachverstand sich notfalls (wenn auch meist zu Unrecht) noch einbilden kann, es 
ließen sich die unangenehmen Nebenfolgen wiederum mit Mitteln der Technik neu­
tralisieren. Vielmehr ist gerade umweltpolitisch aufgeschlossenen Betriebsräten 
in der Regel klar, daß der spezialisierte Sachverstand (des Ingenieurs, des Informa­
tikers, des Naturwissenschaftlers oder gar des Ökonomen) den realen Zusammen­
hängen, welche die prekäre Richtung des "technischen Fortschritts" bestimmen, 
immer weniger gerecht wird: Die Frage z.B., welche Alternativen zum umwelt­
und menschenschädigenden Individualverkehr oder zum individuelle Freiheiten be­
drohenden Zusammenwachsen der Kommunikationsnetze denkmöglich oder gar 
durchzusetzen sind, überfordert noch, wie gerade politisch sensible Betriebsräte 
wissen, die höchstentwickelte wissenschaftliche Fachkomptenz der einzelnen, 
spezialisierten Berufe. 

Übereinstimmend für beide Bereiche gilt, daß die Betriebsräte sich gegenüber der 

Artikulation eines politischen Berufsbewußtseins sehr unsicher fühlen und sehr 

zurückhaltend reagieren. Sie sehen in ihrer Mehrheit die Grenzen einer aktiven 

betrieblichen Umwelt- und Produktpolitik für Betriebsräte sehr eng gezogen und 

ziehen sich deshalb eher auf die traditionellen Punkte der Interessenvertretungspo­

litik zurück. Sie sind auf der einen Seite vielfach skeptisch gegenüber der Politi­

sierbarkeit eines ihnen umweltkritisch und individualistisch zugleich entgegentre­

tenden Beruf sbewußtseins. Sie sehen auf der anderen Seite bisher keine deutlichen 

Verbindungslinien zwischen den politischen und den materiellen Aspekten der Ver­

tretung beruflicher Entfaltungsinteressen. Sie registrieren zwar durchaus Anzei­

chen für die Bereitschaft von HQA, ihre Fachkompetenz in einen sozialethischen 

und ökologischen Dialog mit den Gewerkschaften einzubringen. Auf der anderen 

Seite sind - mit Ausnahme einiger Ansätze im Bereich der IG Metall - bislang keine 

den Ansprüchen und Bedürfnissen der HQA genügenden Formen eines verbindlichen 

Dialogs entwickelt. So scheinen sich im Augenblick beide Seiten in dem prekären 

"Schisma" von Berufs- und Staatsbürgerrolle einzurichten. 

V. 

Als vorläufiges Resümee ist festzuhalten, daß die Gewerkschaften - auch in ihren 

Angestelltenabteilungen - den objektiven Strukturwandel im Angestelltenbereich 

(Herausbildung reiner Angestelltenbetriebe, "Akademisierung" der Angestelltenbe­

legschaften, Verlagerung der Funktionen des oberen Angestelltensegments hin zu 

(produktionsfernen) fachlichen Aufgaben) bisher nur unzureichend zur Kenntnis 
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4) Schlüssig heißt nicht notwendigerweise "einheitlich", aber doch "durchdacht" 
und aus den konkreten Arbeitsbedingungen heraus "begründbar". 

5) Dabei sind kurz- und langfristige Effekte zu unterscheiden. Wir deuten die in 
einigen Unternehmen geübte Praxis, "Scheinhierarchien" zu bilden, eher als 
Ausdruck des Aufstiegsdilemmas denn als seine Lösung. 

6) Bislang haben wir die politischen Aspekte des Berufsbewußtseins von hochquali­
fizierten Angestellten nur im Rahmen der Wahrnehmung durch die Betriebsräte 
aufhellen können. Hierbei gehen die subjektiven Einschätzungen und Deutungen 
der Betriebsräte eine zunächst kaum auflösbare Verbindung mit dem wahrge­
nommenen Gegenstand, dem politischen Berufsbewußtsein der HQA, ein. 
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Roland Springer 

KBTHODOLOGISCHB ASPBICTB DBR ARBfilTSSOZIOLOGIB - VORLÄUFIGB 

ÜBBRLBGUNGBN ANHAND mNBS THBORIBGBSCfilCHTLICHBN RÜCICBUCICS 

Vorbemerkung 

Umfassende Trendaussagen zur "Zukunft der Arbeit" bewegen sich, hierüber besteht 
unter Arbeitssoziologen Konsens, auch nach mehr als 30 Jahren Forschung noch auf 
empirisch nicht befriedigend abgesichertem Terrain. Will man die speziell von der 
Studie "Das Ende der Arbeitsteilung?" ausgelöste Diskussion um die Verberuflichung 
der Industrie- und hier im besonderen der Produktionsarbeit versachlichen und wei­
tertreiben, dann kommt es gewiß methodisch darauf an, die Rationalisierung auf 
möglichst breiter Grundlage auf der Zeitachse erfassen zu können. Dies heißt nicht 
nur, daß neue methodische Zugriffe mit dem Ziel einer systematischen Verknüpfung 
von qualitativen und quantitativen Analysen entwickelt werden müssen, es geht auch 
darum, eine Kartographie der Rationalisierung zu erstellen, mit der die nach wie 
vor weißen Flecken in der Rationalisierungslandschaft erfaßt werden können. (1) Die 
Weiterentwicklung empirischer Untersuchungsmethoden und Erhebungsinstrumente 
von einem nur qualitativen zu einem auch quantitativen Ansatz allein reicht indes 
nicht aus, um dem "Generalisierungsproblem", vor allem in seiner prognostischen 
Dimension, angemessen zu Leibe rücken zu können. Gerade als praktisch-politische 
Disziplin bleibt die Arbeitssoziologie auch immer einem spekulativen "Nach-Vorne­
Blic ken" verhaftet, das es methodisch mit derselben Sorgfalt und Präzision durchzu­
führen gilt, wie die qualitative und q~antitative Gegenwartsanalyse. 

In diesem Zusammenhang drängt sich, nach nunmehr gut 30 Jahren mehr oder weni­
ger intensiver Forschung, ein kritischer "Blick zurück" auf die Arbeitssoziologie 
selbst auf, auf die von ihr angestellten zeitgenössischen Diagnosen, dann aber vor 
allem auch auf ihre Prognosen, deren Gehalt und methodisches Vorgehen sich an dem 
inzwischen vollzogenen technisch-organisatorischen Wandel messen lassen müssen. 
Ich greife daher auf die sogenannte "Automationsdebatte" der 50er und frühen 60er 
Jahre zurück, weil in ihr erstmals der breitflächige und auch breitenwirksame Ver­
such unternommen worden ist, die Industriearbeit der Zukunft, und daß hieß aus der 
damaligen Perspektive des dritten bis hinein in das letzte Viertel des 20. Jahrhun­
derts, zu antizipieren. Wie sich zeigen wird, ist diese Debatte nicht nur in inhalt­
licher, sondern vor allem auch in methodologischer Hinsicht hochaktuell. 

Ziel dieses Rückblicks ist es indes nicht nur, diese Aktualität ins Bewußtsein zu ru­
fen. Es soll auch ein erster Zugang zu den methodologischen Voraussetzungen einer 
"synthetisc hen" Arbeitssoziologie gefunden werden, mit der empirische Anschauung 
und spekulative Vorstellungskraft sich wechselseitig ergänzen und weiterentwickeln 
lassen. Die Arbeitssoziologie leidet gegenwärtig nicht nur an den genannten metho­
dischen Defizite'n empirischer Forsc hung, erkennbare Lücken weist sie insbesondere 
auch in Hinblick auf eine methodologische Reflexion der Grundlagen ihrer wissen­
schaftlichen Vorgehensweise auf. Der vorliegende Beitrag versteht sich als ein Ver­
such, den Faden einer methodologischen Diskussion wieder aufzunehmen - wohl wis­
send, daß "vorläufige Überlegungen" noch keine befriedigenden Antworte n auf zen­
trale methodologisc he Probleme der Arbeitssoziologie sein können. 
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1. Einleitung 

Führt man sich heute, drei Jahrzehnte nach der ersten, international geführten 

Automationsdebatte, die in der damaligen Kontroverse vorherrschenden Positionen 

zur Automation und zur Entwicklung der Arbeit vor Augen, dann stellt sich zunächst 

der gewiß unerwartete Eindruck her, als sei die gegenwärtige Diskussion um die Ver­

beruflichung der Industriearbeit schon einmal, mit sehr ähnlichen bis gleichlautenden 

Argumenten, wie sie heute ins Spiel gebracht werden, ausgetragen worden. Nicht 

nur so bekannte amerikanische und französische Soziologen und Nicht-Soziologen 

wie Touraine, Blauner, Mallet, Diebold oder Wiener kündigten als Ergebnis einer vor­

anschreitenden Technisierung ein Ende der "Parzellierung der Arbeit", das Aufkom­

men eines nicht nur qualifizierten, sondern zugleich auch - mit Blick auf den eigen­

verantwortlichen Umgang mit einer komplexen und höchst kapitalintensiven Maschi­

nerie - souveränen "neuen Arbeitertyps" an; auch in der Bundesrepublik machten 

Autoren wie Hammer, Pietsch oder auch Bittorf mit der Behauptung auf sich auf­

merksam, mit der Automatisierung trete man in eine neue Phase der Rationalisie­

rung ein, in der es nicht mehr darum gehe, die Arbeit zu zerstückeln und zu verein­

fachen, sondern sie auf ein der neuen Technik angemessenes Komplexitätsniveau 

zu bringen. Vereinzelt erhoben sich schon relativ früh gegen diese optimistische 

Sicht der Automation auch pessimistische und kritische Stimmen, der Tenor der De­

batte wies zunächst aber eindeutig in die Richtung eines nicht nur technischen, son­

dern auch sozialen Fortschritts. 2) 

Helmut Schelsky, damals selbst einer der aktiv an der Debatte beteiligten Soziolo­

gen, wies in einem 1957 veröffentlichten Aufsatz zum Stand der zeitgenössischen 

Diskussion darauf hin, daß insbesondere in der Frage der Auswirkungen der Automa­

tisierung auf "die Arbeitsweise der arbeitenden Menschen" weitgehende Einigkeit 

darüber bestünde, daß sie eine "Vermenschlichung" der Industriearbeit insofern mit 

sich bringe, als die Arbeiter nunmehr "von der an die Maschinen gebundenen Teil­

und oft monotonen Handarbeit" befreit werden. J) Sie werde abgelöst "von einer Tä­

tigkeit bloßer Kontrolle und Einstellung"; "Intelligenz, Verantwortlichkeit, Aufge­

wecktheit, technisches Verständnis und Interesse an der Arbeit" seien die Haupt­

eigenschaften, "die man von den Überwachern des automatischen Produktionsvor­

gangs erwartet und die an die Stelle körperlicher Leistungsfähigkeit und manuellen 

Berufskönnens treten" (ebd.). Kontrovers diskutiert werde hingegen die Frage, "ob 

mit der Einführung dieser Produktionsform letzten Endes sich die berufliche Qualifi­

kation der Industriearbeiterschaft verbessert und damit eine Aufstufung auch ihrer 
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sozialen Position vor sich geht (upgrading) oder ob nicht eine Vermehrung der unqua­

lifizierten Arbeitsformen auf Kosten der Fach- und Spezialarbeit stattfindet, so daß 

im Durchschnitt dann eine Herabstufung des beruflichen und sozialen Status der in­

dustriellen Arbeitnehmerschaft herauskäme (downgrading)". 4> 

Zumindest in der Frage von Arbeitsweise und Qualifikation gleichen damit die kon­

troversen Positionen von damals in überraschender Weise denjenigen von heute. Auch 

im gegenwärtigen wissenschaftlichen Streit um die "neuen Produktionskonzepte" 

spielen die Fragen, ob man es bei den neuen Arbeitsplätzen der Anlagenführung in 

der Tat mit Facharbeiterarbeitsplätzen zu tun hat, ob die hier eingesetzten Arbei­

ter nicht in ihren Handlungsspielräumen stark eingeengt sind und dann natürlich, 

welches quantitative Gewicht diese Arbeitsplätze überhaupt haben, eine zentrale 

Rolle. 5> Dies mag auf den ersten Blick ernüchternd wirken, ist es doch trotz intensi­

ver empirischer Forschung zu der von Horst Kern und Michael Schumann schon in 

ihrer ersten Studie vermißten "Klärung der alten Streitfragen" auch heute noch nicht 

gekommen. Zudem hat manches von dem, was derzeit bei der Interpretation der fle­

xiblen Automatisierung mit dem Adjektiv "neu" belegt wird, offensichtlich seine hi­

storischen Vorläufer. Bede utsamer dürfte jedoch sein, daß vieles von dem, was vor 

nunmehr drei Jahrzehnten zur "Zukunft der Arbeit" zu Papier gebracht worden ist, 

gegenwärtig in der Tat von der Wirklichkeit - man kann sagen, mit einer nicht vor­

gesehenen Verspätung - eingeholt zu werden scheint. Vom heute erreichten Stand 

der Automatisierung und des Arbeitseinsatzes in den Automationsbereichen so wich­

tiger Branchen wie des Automobilbaus und der Chemie aus beurteilt, haben die da­

maligen Autoren einen "Blick nach vorn" geworfen, der fÜr sich zwar gewiß nicht 

in Anspruch nehmen kann, genaue Prognose gewesen zu sein, dem es aber schon zu 

Beginn der mit der industriellen Nutzung des Computers einsetzenden Automatisie­

rung gelungen ist, in ihr angelegte Entwicklungsmöglichkeiten in statu nascendi, d.h. 

noch vor jeder wirklichen Breitenwirkung der Automatisierung, zu erschließen. 

Im folgenden geht es darum, den Gründen für die häufig ja eher in Abrede gestellte 

Weitsicht der frühen Automationsstudien auf die Spur zu kommen. Dabei wird auch 

der kritischen Frage nachzugehen sein, wie es um den zeitgenössischen Gehalt dieser 

Studien bestellt gewesen ist. Und schließlich wird in einem weiteren Schr:.itt gefragt, 

weshalb die industrielle Wirklichkeit sich erst so spät in einer Weise zu verändern 

begonnen hat, die den frühen optimistischen Erwartungen so unerwartet nahe 

kommt. 
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2. Zum Realitätsgehalt der frühen Automationsstudlen 

Die sogenannte "Upgrading-These" ist im wesentlichen auf der Grundlage sehr ge­

nauer Kenntnisse zeitgenössischer Entwicklungen (insbesondere des Computers), 

mehr oder weniger begrenzter Einblicke in besonders spektakuläre Automatisie­

rungsfälle und einiger spekulativer Überlegungen entstanden, mit deren Hilfe man 

sich vorzustellen versuchte, was mit der menschlichen Arbeit geschehen müsse, 

wenn es z.B. gelingt, geschlossene technische Kontrollsysteme zu entwickeln und 

diese in der Produktion zu installieren, die eine selbständige technische Steuerung 

von Maschinen und Anlagen ermöglichen 6) Es ist heute gewiß ein nicht einfaches 

Unterfangen, nachzuvollziehen, wie in den ersten "automatischen" Fabriken etwa 

in Detroit oder in Cleveland tatsächlich gearbeitet worden ist, welches Anschau­

ungsmaterial damals also vorlag: Feststehen dürfte allerdings, daß diese Automati­

sierungsfälle für Autoren wie Wiener oder Diebold (beides keine professionellen So­

ziologen) eher so etwas wie Denkanstöße abgaben. Sie waren für sie keine Objekte 

systematischer arbeitssoziologischer Untersuchungen. 

Grundlage der stark spekulativen Herangehensweise war der zweifellos bestechen­

de Gedanke, daß mit der "Vollautomatisierung" Maschinen zum Einsatz kämen, die -

wie es Diebold formulierte - "die einförmigen Arbeiten in der Industrie ausführen''.?) 

Vor allem könnten "in großem Umfang jene Arbeiten, die den Arbeiter an das Tempo 

der Maschinen banden, wiederum von Maschinen übernommen werden" (ebd.). Der 

Arbeiter werde "damit für anderweitige Tätigkeiten frei, entsprechend seiner Ent­

wicklung und sonstigen Fähigkeiten" (ebd.). Im gleichen visionären Gestus betonte 

Bittorf, daß mit der bloßen Mechanisierung der Produktion die arbeitenden Menschen 

zu Automaten (vor allem am Fließband) degradiert worden seien, während die Auto­

mation "die Automatisierung der menschlichen Arbeit durch die Automatisierung 

der Maschinen und Prozesse" ablöse. S) Dieser Vorgang enthebe "den Menschen der 

Teilnahme an der mechanischen Fertigung", gliedere "ihn aus der schematischen Pro­

duktionsstruktur aus", und befreie ihn "aus dem Automatismus11 (ebd,), 

Damit war freilich zunächst einmal nur negativ gefaßt, was Automationsarbeit nicht 

sein sollte; die positive Bestimmung stand noch aus. Als entscheidend wurde der 

Sachverhalt wahrgenommen, daß mit der Automatisierung die menschliche Arbeit 

schlechthin, da technisch bedingt, vom unmittelbaren Herstellungsprozeß von Pro­

dukten abgekoppelt wird und insofern, jenseits aller Fragen nach der organisatori­

schen Zuordnung der einzelnen Automa tionstätigkeite n, übe rhaupt eine andere Funk-
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tion im Produktionsgeschehen erhält. Diese, heute ja sehr geläufige, zentrale ar­

beitssoziologische Einsicht konnte z.B. in der Petrochemie schon sehr früh auch an­

hand empirischen Anschauungsmaterials gewonnen werden. Vor allem die neuen Leit­

standarbeitsplätze ließen Autoren wie Bittorf zu der Überzeugung gelangen, es mit 

einem "fundamentalen Wandel im Charakter der Arbeit119) zu tun zu haben, der den 

Arbeiter "weder als selbständigen Schöpfer des Produkts (wie in der Handwerkszeit) 

noch als in den Produktionsprozeß eingegliederten Einzelfunktionsträger und Maschi­

nenbediener (wie in der heutigen Industrie)" (ebd.) an der automatischen Produktion 

beteilige. Der Arbeiter stehe - nun positiv gewendet - vielmehr "als Vorbereiter und 

Überwacher außerhalb des Arbeitsganges und rückt damit aufwärts in die Position, 

die die Werkmeister und das Unterhaltungspersonal in den herkömmlichen Betrieben 

einnehmen. Es wird aus einem Erzeuger zu einem Leiter und Verwalter der Erzeu­

gung" (ebd.). Blauner prägte einige Jahre später den Begriff vom neuen "Verantwor­

tungsarbeiter", der an den Automationsanlagen im Entstehen begriffen sei, und 

Mallet glaubte, in diesem Arbeiter gar einen "Demiurgen" der Technik erkennen zu 

k
.. 10) 
onnen. 

Damit war der Automationsarbeiter in jedem Fall in die unmittelbar Nähe des Fach­

arbeiters, wenn nicht gar des Technikers gerückt, ohne daß freilich die Qualifika­

tionsanforderungen an den neuen Arbeitsplätzen tatsächlich einer verläßlichen Ana­

lyse unterzogen worden wären. So war man sich selbst unter den Automationsoptimi­

sten nicht unbedingt einig, ob die Automatisierung den ausschließlichen Einsatz ge­

lernten Personals notwendig werden lasse, oder ob der angelernte Arbeiter auch noch 

gefragt sei. Egmont Hlller, ein an der Debatte beteiligter Techniker mit Betriebser­

fahrung, betonte beispielsweise, daß "zu den gesicherten Erfahrungen über die A~s­

wirkungen 1' der Automatisierung gehöre, daß sie "die menschliche Tätigkeit von der 

Fertigung oder einem beliebig anderen erfaßten Prozeß verlagert auf die Vorberei­

tung dieses Prozesses" 11); er konnte in der Praxis aber keine umfassende Anhebung 

aller Arbeitsplätze auf das Facharbeiterniveau erkennen, da "das Letzte, Mechani­

sierte, die eigentliche Produktion, vielfach zum ausschließlichen Tätigkeitsfeld der 

Angelernten geworden" sei (ebd.). 

Im relativierenden Realismus des Optimisten Hiller kam im Ansatz das zum Vor­

schein, was die Automationspessimisten und Kritiker der Automatisierung zum 

Dreh- und Angelpunkt ihrer Sicht der Dinge machten: Bei genauer empirischer Beob­

achtung hielten ·die neuen Arbeitsplätze keineswegs immer das, was manche Autoren 
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sich von ihnen versprochen hatten; hinzu kam, daß erste, im Ansatz flächendeckende 

Qualifikationserhebungen (vor allem in den USA und in Frankreich) die Annahme 

einer umfassenden, ganze Produktionsabschnitte oder gar Betriebe ergreifenden Hö­

herqualifizierung der Arbeit nicht umstandslos belegen konnten, sie teilweise eher 

widerlegten. Richtungsweisend waren hier bekanntlich die Studien von James R. 

Bright von der Harvard University, der sich sehr systematisch mit der Frage befaß­

te, ob die zu seiner Zeit gerade in der amerikanischen Diskussion so geläufige Up­

grading-These, die in arbeits- und personal politischer Hinsicht ja die Frage aufwarf, 

ob der un- und angelernte "average worker" auf Dauer in den Automationsbranchen 

noch Beschäftigungschancen haben würde, vor der industriellen Realität Bestand 

haben könne. Brights zentrales Argument gegen die Automationsoptimisten lief auf 

die unter Arbeitssoziologen sehr geläufige Aussage hinaus, daß die Automatisierung 

den Einsatz angelernter Arbe iter keineswegs unmöglichk mache, daß sie im Gegen­

teil die Qualifikationsanforderungen meist eher vermindere als erhöhe, vor allem, 

weil die Maschinen ab einem bestimmten Technisierungsniveau ein so hohes Maß an 

Eigenfähigkeiten hätten, daß fÜr die Kenntnisse und Fähigkeiten der an ihnen arbei­

tenden Menschen nicht mehr viel übrig bliebe. Die Praxis lehre außerdem, daß gera­

de der angelernte Arbeiter für . die neuen Anlagen wie geschaffen sei. 12) 

Bright stützte sich auf empirische Untersuchungen, die er in mehr als zwanzig Un­

ternehmen durchgeführt hatte. Besonders detailliert wurde von ihm dabei die Ar­

beitsorganisation an einer neuen Transferstraße im Ford-Werk Cleveland abgehan­

delt, einem der damaligen spektakulären Automatisierungsfälle. Auf der Grundlage 

von Prozeßbesichtigungen und Expertengesprächen wurde der Arbeitseinsatz am al­

ten wie am neuen System erfaßt. Dabei kam Bright zu dem Ergebnis, daß sich die 

Anzahl der "job classifications", der Tätigkeitstypen also, reduziert hatte. Waren 

am alten System noch sechs verschiedene Tätigkeitstypen anzutreffen, so hatte sich 

deren Anzahl am neuen System auf fünf vermindert. Dies war der stärkeren maschi­

nellen Verkettung der Maschinen, ihrer Verknüpfung zu einem System, geschuldet. 

Es ermöglichte den Einsatz eines sogenannten "automation equipment operators", 

der nun an die Stelle diverser herkömmlicher "rnachine operators" trat. Genaue Be­

schreibungen der Aufgaben und der Arbeitssituation der an der neuen Anlage einge­

setzten Arbeiter liegen bei Bright nicht vor, dafür aber ein Überblick über die Struk­

tur der Arbeitsplätze. Demnach waren an der Anlage nur etwa 8 % der Arbeiter noch 

mit einfachen Handarbeiten befaßt, während etwa 50 % sowohl in Einrichttätigkei­

ten, in die Überwachung wie auch in die Störungsbeseitigung einge bunden waren. l 3) 
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Zu ihnen zählte auch der neue "automation equipment operator", dessen Hauptauf­

gabe, wie Bright hervorhob, darin bestand, "to watch the operation of his particular 

bank of machines and the associated control panels, to be alert for any malfunctio­

ning of the equipment tools11
•
14) Dies sei im Prinzip zwar auch schon die Aufgabe 

des "machine operator" gewesen, ein gewisser Qualif ikationszuwachs sei jedoch nicht 

zu verleugnen; er liege in dem Umstand begründet, daß der neue Typus für einen 

größeren Prozeßabschnitt als der herkömmliche Operator zuständig ist. Dieser Zu­

wachs sei allerdings so gering, daß man von einer wirklichen Höherqualifizierung 

nicht reden könne. An der neuen Anlage reiche ein Training von wenigen Tagen aus, 

um die Arbeit zu beherrschen. Für eine Gesamtbetrachtung könne das wiederum aber 

nur heißen, daß es im unmittelbaren Umfeld automatisierter Anlagen keineswegs 

zu einer nennenswerten Anhebung der Qualifikationen komme. Da er außerdem in 

anderen Fällen zweifelsfrei Prozesse der Dequalifizierung an neuen Anlagen habe 

beobachten können, könne man letztlich nur schlußfolgern, "that the skill implica­

tions of automation often have been exagerated". lS) 

Man kann festhalten: Bright bestätigte wie viele andere, daß es an Automationsanla­

gen zu neuen Varianten des Arbeitseinsatzes kam. Dies schien ihm aber nicht zu be­

weisen, daß dadurch ein genereller Trend hin zu einer Höherqualifizierung der Ar­

beit in den Automationsbereichen in Gang gesetzt worden war. Eher sei das Gegen­

teil der Fall. Bright schloß dennoch nicht aus, daß insbesondere dort, wo von einzel­

nen Arbeitern sehr große Anlagen betreut werden müssen, "a few new direct labor 

jobs requiring superior skill, trainlng, and responsibility may be created 11
•
16) Der ge­

nerelle Trend zeige sich auch in den indirekten Produktionsbereichen, wo allerdings 

noch stärker als in der direkten Produktion "some classes of maintenance work show 

severe increase in skill requirements" (ebd.). Damit waren die Aussagen der Automa­

tionsoptimisten zwar sehr stark relativiert, in ihrer antizipatorischen Absicht aber 

keineswegs falsifiziert. Erstmals war von Ihnen nämlich mit großem Nachdruck auf 

jene Minorität von Arbeitsplätzen aufmerksam gemacht worden, die mit der Auto­

matisierung in der Tat neu entstanden waren. Damit hatten sie als erste auf neue 

Arbeitseinsatzmöglichkeiten, gerade auch in der Perspektive bewußter Arbeitsge­

staltung, hingewiesen, die Verbreitungschancen der neuen Arbeitsplätze aber beacht­

lich überschätzt. Bei dürftiger empirischer Untermauerung schossen sie über die in­

dustrielle Wirklichkeit nicht nur in der Frage der Verbreitung des neuen Arbeitstyps, 

sondern auch in der Frage seiner tatsächlichen Arbeitssituation, erkennbar hinaus. 

Gerade hierin lag aber, von heute aus betrachtet, nicht nur eine Schwäche, sondern 
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auch eine Stärke Ihres methodischen Vorgehens, mit dem sie im Tatsächlichen das 

Mögliche zu erschließen versuchten. Im Realitätsüberschuß der frühen Automations­

studien dürfte jedenfalls einer der Gründe für ihre neu gewonnene Aktualität liegen. 

Woher rührt dies? 

3. Zum evolutionistischen Ansatz der frühen Automationsstudlen 

Auf das evolutionstheoretische Erbe zahlreicher früher Automationsstudien ist schon 

mehrfach, meist in Verbindung mit der Kritik an einem technischen Determinismus 

dieser Studien hingewiesen worden. Dabei ist vor allem hervorgehoben worden, daß 

sich dieses Denken deswegen desavouiert habe, weil sich empirisch gezeigt hat, daß 

der von den Studien pr_ognostizierte Wandel hin zu einer breiten Requalifizierung 

der Arbeit in den 60er und 70er Jahren real nicht eingetreten ist. Insbesondere 

Burkart Lutz und Gert Schmidt stellten in ihrer umfassenden theoriegeschichtlichen 

Darstellung der Industriesoziologie diesen Sachverhalt in den Vordergrund und 

schlossen daraus, daß "die für die Entwicklung der Industriesoziologie in West­

deutschland entscheidende Bedeutung der Automationsdiskussion im unübersehbaren 

Scheitern eines soziologisch-naiven Technikverständnisses" gelegen habe. 17) Sie be­

tonten zwar zu Recht, daß es verfehlt wäre, "die stark technologisch konstruierten 

Modelle als sozialwissenschaftliche Prognose anzusehen"; sie seien eher "zur Hypo­

thesenanregung denn zur Erklärung" geeignet. 18) Sie führten aber nicht weiter aus, 

worin der hypothesenanregende, und das heißt ja methodische Wert, dieser Modelle 

begründet liegt. Gerade ihm gilt es aber heute nachzugehen, will man zur unerwarte­

ten Aktualität dieser Studien einen ersten Zugang finden. Die Unterschiede im evo­

lutionstheoretischen Denken der einzelnen Autoren im Detail darzustellen, würde 

hier zu weit führen und zur ersten Klärung der anstehenden Frage auch keinen nen­

nenswerten Beitrag leisten. Ich konzentriere mich daher auf den für die Arbeits­

soziologie wohl am besten entwickelten Ansatz von Alain Touraine. 

Klaus Düll hat in seiner interessanten Studie über die "Industriesoziologie in Frank­

reich" mit Recht darauf hingewiesen, daß Touraine, wenngleich Evolutionist, nicht 

als "ein typischer Vertreter" der evolutionistischen Theorietradition betrachtet wer­

den kann. 19) Insbesondere mit seinem Namen verbindet sich zwar das sogenannte 

••Dreiphasenschema" der Entwicklung der Industriearbeit. Touraine selbst wollte 

seine Entwicklungstheorie aber gerade auch als eine Kritik am Historismus des 19. 

Jahrhunderts verstanden wissen. Dieser hatte nach se inem Dafürhalten nicht hinrei-
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chend erkannt (aber auch noch nicht erkennen können), daß die Geschichte keinem 

immanenten "Sinn", auch nicht dem einer Vervollkommnung der Technik, folgt, son­

dern daß sie nichts anderes als das Produkt gesellschaftlichen Handelns, letztlich 

der sozialen Akteure selbst ist. lO) Als seinem Selbstverständnis nach "aktionalisti­

scher" Soziologe hat Touraine wohl als einer der ersten Arbeitsforscher den für die 

weitere Entwicklung der Arbeitssoziologie so wichtigen Hinweis gegeben, daß mit 

der zunehmenden Technisierung der Produktion die technische Determinierung der 

Arbeit, insbesondere in der Qualifikationsdimension, nicht zu-, sondern abnimmt. 

Automationsarbeit wird von ihm als eine im wesentlichen von sozialen Faktoren der 

"Organisierung" abhängige Größe gefaßt. Die Automatisierung erweitert die Spiel­

räume der Organisierbarkeit der Arbeit, befreit sie insofern von technischen Zwän­

gen und läßt den Wandel selbst deswegen auch zu einer bewußt plan- und steuerbaren 

Größe werden. Äußere Sachzwänge, seien sie ökonomischer oder technischer Natur, 

spielen für die Organisation der Arbeit mit zunehmendem Technisierungsniveau eine 

immer geringere Rolle. Touraines Dreiphasenschema ist demnach in starkem Maße 

antideterministisch ausgerichtet. 21 ) Gleichwohl orientiert es sich zweifellos an 

technischen Entwicklungen. 

Empirisches Anschauungsmaterial gewann Touraine für seine Aussagen zur Entwick­

lung der Industriearbeit bekanntlich in der Hauptsache aus der Automobilindustrie, 

wo er zur damaligen Zeit in den Bereichen technisierter Produktion ein Nebeneinan­

der "handwerklicher" (auf der Universalmaschine aufbauender), "mechanisierter" 

(auf der Spezialmaschine aufbauender) und schließlich "automatisierter" (auf der 

Verkettung selbsttätiger Maschinen aufbauender) Produktion vorfand. Gleichzeitig 

koexistierten verschiedene Arbeitssysteme (systemes de travail) nebeneinander, die 

sich mehr oder weniger locker den verschiedenen technischen Systemen der Produk­

tion zuordnen ließen. Für Touraine stellte sich somit das folgende Problem: Wie läßt 

sich in dieses Nebeneinander eine Ordnung bringen, die es erlaubt, vom Gegenwärti­

gen sowohl das Vergangene als auch das Zukünftige abzusondern? 22) 

Die technische Entwicklung von der Universalmaschine über die Spezialmaschine 

hin zum verketteten automatischen, und in seiner Verkettung wieder universellen 

System, deutete darauf hin, daß jedenfalls die Entwicklung der Produktionsmaschine­

rie einer spezifischen Logik folgte. Die Spezialmaschine konnte, in philosophischen 

Begriffen gefaßt, als die "Negation" der Universalmaschinen begriffen werden, die 

ihrerseits wiederum in der automatisierten Anlage "aufgehoben" wurde. Die Speziali-
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sierung der Maschinerie stellte sich technikgeschichtlich (wenigstens im Automobil­

bau mit seinem Übergang von der Einzelproduktion zur Massenproduktion) als Vor­

aussetzung einer abermaligen Universalisierung, jetzt aber auf höherer Entwick­

lungsstufe, dar. Damit war noch keineswegs festgelegt, daß sich diese Entwicklung 

immer und überall in der gleichen Weise vollziehen mußte; dort wo sie sich aber voll­

zog, konnte man mit geschultem Auge unschwer erkennen, daß in ihr eine innere 

Dialektik angelegt war. Sie bewirkte, daß die mit der Massenproduktion zum Einsatz 

gekommene Spezialmaschine letztlich nichts anderes als eine Übergangsphase in der 

gesamten und noch keineswegs zum Abschluß gekommenen Entwicklung der Produk­

tionsmaschinerie darstellte. Ließ sich nun die parzellierte Industriearbeit, die ja erst 

mit dem Übergang zur Massenproduktion ihre große Bedeutung erlangt hatte, in ähn­

licher Weise als ein Übergangsphänomen begreifen? War sie nichts anderes als die 

notwendige Voraussetzung eines neuen Professionalismus, der sich nun mit der auto­

matisierten Produktion verbinden sollte? 

Schon Georges Friedmann hatte in seinem Vorwort zu Touraines Renault-Studie er­

hebliche Bedenken angemeldet, daß sein Schüler dem 11systeme social11 eine mysteriö­

se und allmächtige Tendenz zur Verberuflichtung der Industriearbeit unterstellen 

könnte. Er bescheinigte den Überlegungen Touraines gleichzeitig jedoch nicht nur, 
11une interessante base de discussion", sondern auch "une source d'idees directrices11 

zu sein. 23) Touraine selbst betonte gegenüber allen skeptischen Einwänden gegen 

seine dialektische Methode, daß die inneren Widersprüche der Entwicklung der Indu­

striearbeit, das Nebeneinander und nicht nur die Aufeinanderfolge ihrer verschiede­

nen Systeme, sich nur dann soziologisch sinnvoll entschlüsseln ließen, wenn man die 

Gegenwart als ein Übergangsstadium begriff, in dem alte wie neue Organisations­

prinzipien gleichermaßen wirksam sind. Wie sonst sollte man all jene Phänomene 

beurteilen können, die gerade an den technisch forgeschrittensten Produktionsanla­

gen zu beobachten waren und die bei weitem theoretischen Durchdenken, aber auch 

in der Praxis, von einer tiefgreifenden Veränderung in den Funktionsbeziehungen 

zwischen Produktion und Arbeit zeugten? 

Was die Durchsetzung des neuen, technischen Arbeitssystems zur damaligen Zeit 

anging, hob Touraine - hier ganz Realist - darauf ab, daß allein schon der bis dato 

in der Automobilindustrie erreichte technische Stand alles andere als eine schnelle, 

breitenwirksame Aufwertung der Arbeit erwarten ließ. 24) Ein wirklicher Übergang 

sei erst zu erwarten, wenn die technischen Bedingungen so weit herangereift seien, 
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daß man auch zu einer vollständigen Ersetzung der einfachen Zu- und Abführarbei­

ten an den Maschinen und Anlagen übergehen könne. Das neue Arbeitssystem setze 

eine so gut wie vollständige Auflösung der "travail d'execution" voraus; dieser Zu­

stand sei bislang aber erst in Raffinierten und in Kraftwerken erreicht. Dennoch 

zeigte sich Touraine davon überzeugt, daß es sich bei dem neuen Arbeitssystem we­

der um eine Utopie noch um eine in eine unabsehbare Zukunft weisende Antizipa­

tion handelte. 

Fassen wir zusammen: Das materielle, realgeschichtliche Substrat des Dreiphasen­

schemas ist zunächst einmal gewiß in der technischen Entwicklung zu verorten. Hier 

steht, was die Angemessenheit des Theorems für die Darstellung und Erklärung rea­

ler technischer Entwicklungen betrifft, eine detaillierte technikgeschichtliche Prü­

fung noch aus. Dies gilt insbesondere für die sogenannten Prozeßindustrien (Che­

mie, Stahl, Energie). Dort wo die Einzelfertigung tatsächlich von der Massenfer­

tigung abgelöst worden ist, scheint das Theorem aber ein hohes Maß an Plausibilität 

zu besitzen. Dessen ungeachtet schließt der "technologische Determinismus" keines­

wegs aus, daß gerade auch der Blick für die nicht-technischen Bedingungen des orga­

nisatorischen Wandels, seien sie ökonomischer oder auch im engeren Sinne sozialer 

Natur, geöffnet wird. Und selbst das Hinterfragen der Technik auf ihre soziale Natur 

hin, setzt zunächst einmal voraus, daß die Technik als zentraler Faktor der Arbeits­

organisation überhaupt erkannt und anerkannt wird. 25) 

Jenseits dieser Fragen wird mit dem Dreiphasenmodell ein analytisches Werkzeug 

zur Anwendung gebracht, mit dem das Zukünftige im Gegenwärtigen synthetisch, 

nicht durch bloße Beoachtung, sondern durch "am Grenzfall" orientierte theoretische 

Reflexion, erschlossen wird. Indem man ein bestimmtes Arbeitssystem auf seine Vor­

aussetzungen und Bedingungen hin analysiert und zugleich prüft, wie im Grenzfall 

diese Bedingungen sich ändern, dringt man allmählich zur Beantwortung der Frage 

vor, wie die Arbeit organisiert sein müßte, um den neuen Bedingungen am besten 

zu entsprechen. 26) Dies kann umso besser gelingen, je weiter die reale Entwicklung 

schon vorangeschritten ist und je genauer man die Arbeit und ihre Bedingungen 

kennt. Gleichwohl fungiert bei diesem Verfahren der theoretische Grenzfall und 

nicht der empirische (statistische) Durchschnitt als Wegweiser der Forschung. Daß 

damit Risiken der Fehlprognose in Kauf genommen werden, liegt auf der Hand. Ein 

in prognostischer Hinsicht risikofreies Erschließen der Zukunft kann es aber nicht 

geben. 
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-4. Gründe für das vorläufige Scheitern und für die neue Aktualität der frühen Aut~ 

mationsstudlen 

In der Bundesrepublik war es insbesondere Marius Hammer, der den Spuren Touraines 

folgte und im Auftrag der List-Gesellschaft eine "Vergleichende Morphologie der 

Arbeit in der europäischen Automobilindustrie" verfaßte. 27) Seine recht umfassen­

den Erhebungen bei Opel, Daimler Benz, Renault, Austin sowie in einem englischen 

Karosseriewerk beruhten in der Hauptsache auch auf Expertengesprächen, Betriebs-, 

Bereichs- und Prozeßbeobachtungen sowie auf der Auswertung betrieblicher Mate­

rialien. Auch sein Interesse galt besonders der Transferstraße, wo sich seiner Mei­

nung nach europaweit eine Reintegration "unproduktiver" Aufgaben (gemeint war 

in erster Linie das organisatorisch abgesonderte "Einrichten") in das Tätigkeitsfeld 

der "produktiven" , bis dahin angelernten Arbeiter abzuzeichnen begann. Doch Ham­

mer mußte feststellen, daß die arbeits- und betriebsorganisatorischen Strukturen 

diesem Wandel mit ihrer ganzen Trägheit entgegenstanden. "Starre Gewaltentei­

lungsvorstellungen" ließen, so sein Eindruck, "rationale Organisationsformen weiter­

bestehen, die mit den Feinheiten des Subsidiaritätsprinzips, wonach die Leitung dem 

Arbeiter einen angemessenen Teil an Verantwortung, Initiative und selbständiger 

Organisation überlaßt, schwer vereinbar sindJt. 28) Gleichwohl zeigt sich auch 

Hammer davon überzeugt, daß es letztlich die "Loslösung vom produktiven Maschi­

nenrhythmus, die Übertragung außerproduktiver Aufgaben, die Erweiterung eines 

nicht mehr strikt rationalisierbaren Arbeitsbereichs, die neue Beziehung zur Arbeit 

und zur Arbeitsstätte" sein werden, "die den Transferarbeiter der Integrationsphase 

bestimmen werden". 29) 

Damit war für die 60er und 70er Jahre eine Entwicklung vorgezeichnet, die, für die 

Bundesrepublik, breitflächig erstmals von Horst Kern und Michael Schumann, jetzt 

auch anhand detaillierter Arbeitsplatzbeobachtungen, überprüft worden ist. 30) Sie 

kamen bei ihrer Analyse einer der Hoffnungsträger der Automationsoptimisten, des 

"Anlagenkontrolleurs" an Transferstaßen im Automobilbau, zu dem ernüchternden 

Ergebnis: "Die Anlagenkontrolle ist eine qualifizierte Angelerntentätigkeit, mehr 

aber nicht.1131) Die Automatisierung hatte also auch in der Bundesrepublik nicht das 

gehalten, was manche sich von ihr vesprochen hatten. Wieder einmal war, wie schon 

von Bright, der empirische Nachweis geführt worden, daß an den Automationsanla­

gen arbeitsorganisatorisch anders verfahren worden war, als man dies erwartet hat­

te. 32) Doch auch Kern und Schumann hatten den Finger auf die Wunde einer von den 
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technischen Rahmenbedingungen her zwar möglichen, gleichwohl aber unterlassenen 

Integration von Arbeitsaufgaben an den neuen Anlagen gelegt.33) Von der Potential­

einschätzung her gesehen, behielten die Automationsoptimisten also auch diesmal 

wieder Recht. Die Bedingungen tür eine betriebs- und arbeitspolitisch durchset­

zungsfähige Integration direkter und indirekter Arbeitsfunktionen waren aber den­

noch (noch) nicht reif. 

Hier spielte jenseits der im engeren Sinne sozialen Bedingungen eine Rolle, daß die 

Anlagen sich technisch noch durchweg auf dem Niveau der Teilautomatisierung be­

wegten. Der Anlagenkontrolleur hatte sich allein schon aus technischen Gründen sehr 

stark auf den ihm zugeteilten Anlagenabschnitt zu konzentrieren. Hinzu kam, daß 

tür die Anreicherung passiver Arbeitsanteile auch genügend einfache Handarbeiten 

des Beschickens, Entleerens u.ä. zur Verfügung standen, um eine Arbeitsintegration, 

wenn überhaupt, nicht nach oben hin (im Sinne eines job enrichment), sondern nach 

unten betreiben zu können. Die Funktionsmasse einfacher Verrichtungen war noch 

zu groß, als daß es schon auch für die Praktiker der Organisierung und nicht nur für 

die in Grenzfällen denkenden Theoretiker als zwingend hätte erscheinen können, für 

eine Erweiterung des Aufgabenspektrums des Anlagenkontrolleurs Tätigkeiten des 

Einrichtens, der Qualitätskontrolle oder gar der Instandhaltung in Betracht zu zie­

hen. Darüber hinaus hatte sich die Praxis der Arbeitsteilung und der Polarisierung 

von Qualifikationen ja in den meisten Produktionsbereichen als höchst produktiv er­

wiesen; weshalb sollte man also von diesen Prinzipien in den zahlenmäßig ja noch 

durchaus vernachlässigbaren Automationsbereichen ohne Not nun plötzlich Abstand 

nehmen? Gewiß hatten sich hier die Organisationsspielräume etwa gegenüber dem 

Fließband schon beachtlich erweitert, ein zwingender Grund für eine Umorientierung 

in der auf Arbeitsteilung und Vereinfachung der Arbeit abstellenden "Organisations­

philosophie" war dies jedoch noch nicht. Protagonisten einer Verberuflichung der 

Arbeit konnten sich unter den Praktikern noch kaum herausbilden, geschweige denn 

als mit guten Argumenten ausgerüstete Strategen einer Neuorientierung in Aktion 

treten. Dann waren auch die indirekten Bereiche (Instandhaltung, Qualitätskontrolle) 

noch keineswegs zu einem Umfang angewachsen, der es unbedingt notwendig mach­

te, diesem Wachstum (etwa durch eine Rückverlagerüng indirekter Aufgaben in die 

Produktion} entgegenzutreten. Auch von dieser Seite gab es, vor allem auch ange­

sichts einer rapiden Expansion der Automobilproduktion, also keinen Zwang, die 

Richtung in der Frage der Arbeitsorganisation zu ändern. Und schließlich konnten 

die Personalzuwächse der Produktionsbereic he in den 60er und frühen 70er Jahren 



-96-

nur noch dadurch bewältigt werden, daß man ungelernte Arbeiter aus dem Ausland 

importierte; wie wäre da daran zu denken gewesen, den Facharbeiter zur Leitfigur 

der Arbeitsorganisation in der Produktion zu erheben? 

All diese, nicht nur von Land zu Land, sondern auch von Branche zu Branche und 

schließlich von Unternehmen zu Unternehmen nicht immer gleichen Bedingungen 

des technisch-organisatorischen Wandels sind von den frühen Automationsoptimi­

sten zweifellos nicht hinreichend berücksichtigt, geschweige denn systematisch un­

tersucht worden. Dies schmälert indes nicht die Verdienste ihrer Studien, die nicht 

zufällig zu einer Zeit wieder in Erscheinung treten, in der jene Voraussetzungen 

einer Verberuflichung der Produktionsarbeit erkennbar an Gewicht gewonnen haben, 

die von den Automationsoptimisten - entgegen den Realitäten - noch mehr oder 

weniger stillschweigend als gegeben angenommen worden waren. Dies gilt bekannt­

lich insbesondere für den Automobilbau, wo sich nicht nur die technischen, sondern 

auch die ökonomischen und die sozialen Rahmenbedingungen der Produktions- und 

Arbeitsorganisation inzwischen doch beachtlich verändert haben. Die Verberufli­

chung der Industriearbeit kann hier deswegen die derzeit wohl beachtlichsten Fort­

sc hritte für sich verbuchen, wobei es vielleicht am bezeichnensten ist, daß es heute 

gerade unter den Praktikern entschiedene Protagonisten des neuen Trends gibt. Sie 

zeigen sich aus unterschiedlichen Gründen daran interessiert, die Arbeitsorganisa­

tion, jedenfalls in den High-Tech-Bere ichen der Produktion, in eine neue Richtung 

zu treiben. Die Kritik der Arbeitsteilung hat den Elfenbeinturm der bloßen Theorie 

der Rationalisierung damit endgültig verlassen. 

5. Schlußbemerkung 

Wird man nun abermals damit rechnen müssen, daß der mögliche Wandel an den rea­

len technischen und sozialen Verhältnissen scheitern wird, wie dies ja in der Ge­

schichte der Automatisierung offenkundig mehrfach der Fall gewesen ist? Man kann 

und darf dies nicht ausschließen, wenngleich die Voraussetzungen für e ine weitrei­

chende Verberuflichung der Produktionsarbeit heute ungleich günst iger sind als noch 

vor zwei bis drei Jahrzehnten. Für die Arbeitssoziologie, die auf den Wandel selbst, 

wenn überhaupt, dann nur einen äußerst begrenzten Einfluß hat, kann dies nur hei­

ßen, daß sie aus guten Gründen nicht nur inhaltlich (am emanzipatorischen), sondern 

auch methodisch (am spekulativen und evolutionstheoretischen) Erbe der frühen 
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sklaven müßte und den Facharbeiter ganz entbehren könnte. Ihr Beispiel - als 
das eines äußersten Grenzfalls - lehrt eher das Gegenteil". Siehe Pietsch, M: 
Von Wert und Würde menschlicher Arbeit. Frankfurt/M. 1952. 

27) Siehe Hammer, M.: Vergleichende Morphologie der Arbeit in der europäischen 
Automobilindustrie: Die Entwicklung zur Automation. Tübingen 1959. 

28) A.a.O., S. 40. 
29) A.a.O., S. 42. 
30) Siehe Kern, H./Schumann, M.: Industriearbeit und Arbeiterbewußtsein. Frank­

furt/M. 1977. 
31) A.a.o„ s. 137. 
32) In Frankreich hatten insbesondere die Studien von Pierre Naville die ursprüngli­

chen Erwartungen gedämpft. Naville blieb dennoch Optimist, was die Chancen 
eines durch die Automatisierung möglich gewordenen sozialen Wandels anging; 
siehe insbesondere Naville, P.: Vers l'automatisme social? Paris 1963. 

33) Siehe a.a.O., S. 136. 
34) Dieses Erbe geht theoriegeschichtlich seinerseits wiederum auf eine lange Tra­

dition zurück und kann vor allem in das 19. Jahrhundert zu Comte, Saint-Simon, 
Proudhon und Marx zurückve rfolgt werde n. 
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KONTINUITÄT UND UMBRUCH. BIN INTERPRBTATIONSANSATZ AKTUELLER 

RATIONAUSIBRUNGSBNTWICKLUNGEN IN DBR ELEKTROINDUSTRIB 

Vorbemerkung 

Die folgenden Überlegungen sind nach Abschluß der ersten Phase einer Untersuchung 
über aktuelle Rationalisierungstendenzen in der Elektroindustrie entstanden. In der 
Untersuchung geht es um die Frage, welchen Charakter der gegenwärtig diskutierte 
Umbruch der Rationalisierungskonzepte hat; insbesondere soll dabei geklärt werden, 
ob und inwieweit dieser Umbruch größere Spielräume für eine menschengerechte Ar­
beitsgestaltung eröffnet und welche veränderten Problemstellungen für HdA-Poli­
tik sich daraus ergeben. 

1. Vom "Kontinuitäts-• zum "Umbruch- Paradigma•. Eine kurze Zwischenbilanz indu­

strlesoziologischer Kontroversen 

Seit Beginn der Kontroversen um die "neuen Produktionskonzepte" sind die Positionen 

in der aktuellen Diskussion um Rationalisierung in der industriellen Produktion in Be­

wegung geraten, und zwar über die Industriesoziologie hinaus. Die politische Dimen­

sion der Debatte ergibt sich daraus, daß Rationalisierung im Stile der-"neuen Produk­

tionskonzepte" einen anderen Umgang mit Arbeitskraft impliziert und somit .tedwede 

Politik der Arbeitsgestaltung vor neue Aufgaben stellt. Gerade diese politischen Im-
-· 

plikationen haben der Kontroverse um die "neuen Produktionskonzepte" einige Dyna-

mik und Schärfe verliehen. Umstritten sind hierbei weniger die einzelnen Untersu­

chungsbefunde als die Frage, inwieweit diese Befunde einen breitflächigen Trend­

wechsel von Rationalisierung signalisieren. 

Bilanziert man die Argumente in der Kontroverse um die Reichweite und Generali­

sierbarkeit neuer Produktionskonzepte oder - damit inhaltlich verknüpft - um die Re­

levanz neuer Spielarten traditioneller Rationalisierungsstrategien, so wird "auf den 

zweiten Blick" eine Gemeinsamkeit offenbar, die sich gewissermaßen als Basis der 

Differenzen herausgebildet hat. Es hat insgesamt eine Verschiebung der Diskussion 

stattgefunden, die man als Ablösung des "Kontinuitätsparadigmas" durch das "Um-
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aus dem Auge zu verlieren. In einem "Umbruchszenario" fragen wir zunächst danach, 

wie Widersprüche und Brüche innerhalb des Taylorismus selbst einen strategischen 

Handlungsdruck für die Betriebe in Richtung auf eine Abkehr von dieser traditionellen 

Rationalisierungsstrategie produzieren. Unser Augenmerk gilt dabei den Konturen 

derjenigen neuen Rationalisierungskonzepte, die für eine Erweiterung der Handlungs­

chancen für eine menschengerechte Arbeitsgestaltung stehen. In einem zweiten 

Schritt suchen wir nach Anhaltspunkten, die - abgesehen von der gleichsam internen 

Widersprüchlichkeit tayloristischer Arbeitsorganisation - für eine Revision traditio­

neller betrieblicher Strategien und für eine Adaption derartiger neuer Rationalisie­

rungskonzepte sprechen. Abschließend werden wir auf dieser Folie einige Zwischener­

gebnisse unserer Untersuchung in der Elektroindustrie vorstellen und damit einige 

vorläufige Überlegungen zur empirischen Evidenz eines Gegenmodells zum Tayloris­

mus anstellen. 

2. Ende des Taylorismus? - Konruren eines Umbruchszenarios 

Das Spezifische der gegenwärtigen Diskussion um die Zukunft der Produktionsarbeit 

liegt nicht schon darin, daß die Chancen neuer, tayloristische Bahnen verlassender 

Arbeitsformen erwogen werden. Neu ist, daß sich diesbezügliche Erwartungen auf 

einen ganz anderen Verursachungsmechanismus richten, als dies noch vor 10 oder 15 

Jahren der Fall war. Seinerzeit, in den 70er Jahren, versprach eine andere Organi­

sation manueller Tätigkeiten im Rahmen von Arbeitsstrukturierungen, repetitive und 

rigide Arbeitsformen zu entschärfen. Neue Gestaltungskonzepte wie job enlargement 

oder job enrichment, die Entkoppelung von Fließarbeit wenn nicht gar die Abschaf­

fung von Fließbändern zugunsten von Gruppen- oder Einzelarbeitsplätzen knüpften 

an Probleme der traditionellen Arbeitsorganisation an, die sich als inflexibel gegen­

über Fehlzeiten und Personalfluktuation, aber auch kleiner werdenden Losgrößen er­

wiesen hatten. Bei den verschiedenen Lösungen spielte Technikeinsatz eine unter­

geordnete Rolle, die Arbeitsstrukturierungskonzepte bewegten sich auf einem gleich­

bleibenden, meist niedrigen Mechanisierungsniveau. Die aktuelle Diskussion hingegen 

bezieht sich auf einen Typ von Rationalisierungsprozeß, der sehr stark durch Technik­

einsatz geprägt ist. Rationalisierungskonzepte stützen sich seit Anfang der 80er Jahre 

auf einen forcierten Technikeinsatz, mechanisierte bzw. automatisierte Produktions­

abläufe dehne n sich in der Folge auch auf Produktionsbere iche aus, die - wie etwa 

die Montage - traditionell als mechanisie rungssperrig galten. Nun scheinen gerade 
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problematische, weil repetitive und rigide Arbeitsformen die prädestinierten Einsatz­

felder für diese technikorientierten Rationalisierungskonzepte zu sein; nicht eine an­

dere Organisation traditioneller manueller Tätigkeiten, sondern deren Technisierung 

scheint den Weg für neue Arbeitsformen zu bereiten. 

Ende des Taylorismus durch Technisierung? - Zum Verhältnis von Rationalisierungs­

konzepten und langfristigen Entwicklungstrends von Industriearbeit 

Dieser Zusammenhang zwischen Technisierung und Arbeitsfolgen ist wichtig, um die 

Konturen eines Umbruchszenarios zu zeichnen, er bedarf jedoch einer spezifische­

ren Fassung. Betrachtet man die breitere öffentliche Diskussion über die Folgen tech­

nikorientierter Rationalisierung, so ist auffällig, daß Rationalisierungsfolgen, die be­

reits gegenwärtig zu beobachten sind, zumeist in ein Modell eines generellen Struk­

turwandels industrieller Arbeit eingebettet werden, das im Grunde einen sehr langfri­

stigen Zeithorizont hat. Danach werden mit steigendem Mechanisierungs- bzw. Auto­

mationsgrad belastende, gering qualifizierte, im engeren Sinne produzierende Tätig­

keiten mehr und mehr durch anspruchsvolle kontrollierende, planende und dispos itive 

Tätigkeiten ersetzt. Diese optimistische Interpretation sieht die Auswirkungen von 

Rationalisierungsprozessen in Abhängigkeit vom Technisierungsniveau. Dispositions­

und Entfaltungsspielräume der in den Produktionsprozeß involvierten Arbeitskräfte 

werden danach größer anstatt kleiner, sobald ein bestimmtes Technisierungsniveau 

überschritten ist. Damit knüpfen aktuelle Interpretationen zur "Zukunft der Arbeit" 

an die Automationsdebatte der 50er und 60er Jahre an. Bereits in dieser friiöen De­

batte über die sozialen Folgen technischen Wandels wurde von der "Phase der Auto­

mation" eine Rationalisierungsentwicklung erwartet, bei der Effizienzsteigerungen 

mit steigenden Qualifikationsanforderungen, dem Abbau von Rigiditäten und der Aus­

weitung persönlicher Entfaltungsspielräume im Arbeitsprozeß einhergehen würden 

(Touraine 1955; Mallet 1972). Rationalisierung versprach gerade dort andere Auswir­

kungen zu haben, wo in der Vorphase die Reorganisation und Mechanisierung der Pro­

duktion entlang tayloristischer Konzepte die Veränderungsdynamik von Industriearbeit 

geprägt hatten. Der Trendwechsel wurde als eine unmittelbare Folge des sprunghaft 

erhöhten Technisierungsniveaus angesehen, der Umbruch innerhalb der Rationalisie­

rungsentwicklung letztlich als technikdeterminierte Selbstaufhebung des Taylorismus 

gedeutet. 
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Dieses Umbruchmodell ist u.E. als Interpretationsfolie für aktuelle Veränderungspro­

zesse in hohem Maße problematisch. Zwar läßt sich in einer sehr langfristigen Be­

trachtungsweise ein Wandel von Industriearbeit beobachten, der zu einem Bedeutungs­

verlust traditioneller manueller Tätigkeiten führt, die direkt auf das Produkt bezo­

gene, in einem unmittelbaren Sinn herstellende Funktionen bewältigen. Dort, wo Ra­

tionalisierungskonzepte auf Mechanisierung und Automatisierung von Produktions­

abläufen orientiert sind, fallen die traditionellen Tätigkeiten dem Technikeinsatz zum 

Opfer. Im Gegenzug gewinnen Funktionen an Bedeutung, die sich auf die neu entstan­

denen mechanisierten/automatisierten Abläufe beziehen: Die Steuerung und Optimie­

rung mechanisierter Abläufe, die Beseitigung von Störungen, Umrüsttätigkeiten, War­

tung und Instandhaltung - kurzum Tätigkeiten, die in unterschiedlicher Weise den 

technisierten Prozeß aufrechterhalten oder gewährleisten. Auf Mechanisierung und 

Automatisierung orientierte Rationalisierungskonzepte bewirken einen doppelten Ver­

änderungsprozeß, diese Konzepte wirken sich nach zwei Seiten hin aus: Traditionelle 

Funktionen fallen durch den Technikeinsatz weg, in dessen Gefolge neue Funktionen 

entstehen. Wir bezeichnen diesen doppelten Veränderungsprozeß als Transformation 

von Arbeit (vgl. Springer 1987). 

Allerdings sind Transformationsprozesse die Auswirkung jedweden Mechanisierungs­

prozesses auf die prämechanisierten Tätigkeiten, sie sind aber gerade nicht Ausdruck 

eines bestimmten Rationalisierungskonzeptes. Denn entlang welchen Konzeptes auch 

immer Technik eingesetzt wird, stets müssen die eingesetzten Produktionsmittel er­

dacht und erstellt, kontrolliert und überwacht, gewartet und instandgehalten wer­

den. Auf einem gewissen Abstraktionsniveau ist die Geschichte industrieller Produk­

tion seit ihrem Beginn von Transformationsprozessen geprägt. Von daher reicht der 

Hinweis auf den gegenwärtigen Prozeß der Transformation von Produktionsarbeit 

nicht aus, um das Argument vom Umbruch in Rationalisierungskonzepten stark zu 

machen. Ein Zusammenhang von Transformationsprozessen und dem Umbruch von 

Rationalisierungskonzepten ließe sich nur dann zeigen, wenn die von traditionellen 

Rationalisierungskonzepten hervorgetriebene Transformation von Arbeit unter be­

stimmten Bedingungen diese Konzepte selbst in Frage stellt. 

Auch tayloristische Rationalisierungskonzepte bewirken Transformationsprozesse, 

die allerdings einem spezifischen, tayloristisch geprägten Verlaufsmuster folgen. Ein 

Großteil der neuentstehenden Funktionen wurde aus der unmittelbaren Produktion 

abgespalten und in spezialisierte Abteilungen verlagert, die hierdurch erst groß wur-
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den. Diejenigen neu entstehenden Punktionen, die in der unmittelbaren Produktionsab­

teilung verblieben, wurden zu spezialisierten Arbeitsplätzen (wie etwa dem des Ein­

richters} gebündelt. Die Auswirkung dieser internen Arbeitsteilung innerhalb der Fer­

tigungsabteilung ist klassisch mit der Formel der Polarisierung charakterisiert worden 

(vgl. Kern/Schumann 1970}. Es ist für dieses traditionelle Transformationsmuster ge­

radezu kennzeichnend, daß die Technisierung der unmittelbaren Produktion mit der 

Ausdifferenzierung der betrieblichen Struktur einhergeht, das Rationalisierungskon­

zept findet in der Betriebsstruktur seine Entsprechung. Wenn man von der Betriebs­

mittelerstellung absieht, ist es vor allem die Instandhaltung, die als ein der Produk­

tion nebengelagerter Betriebsbereich mit einer eigenen Organisationsstruktur ausdif­

ferenziert wird. Es ist typisch für tayloristische Transformationsmuster, daß die qua­

lifikatorisch anspruchsvollen und weniger rigiden Tätigkeiten auf die abgespaltenen 

Sekundärbereiche konzentriert und damit gerade nicht in dem Betriebsbereich ange­

siedelt sind, in dem der Technisierungsprozeß stattfindet. In diesem traditionellen 

Muster sind die beiden Seiten des Transformationsprozesses auf verschiedene 

Betriebsbereiche aufgespalten, de r eine (sekundäre) Bereich gewinnt in dem Maße 

wie der andere - und damit das dort beschäftigte Personal - verliert. Bei der Bilan­

zierung von Rationalisierungsfolgen werden die neu entstehenden Funktionen in den 

sekundären Betriebsbereichen daher üblicherweise auch nicht berücksichtigt, sie wer­

den gewissermaßen nicht in den Konsolidierungskreis der Rationalisierungsanalyse 

einbezogen. Die insofern eingeschränkte Perspektive der Analyse und Beschreibung 

von Rationalisierungsprozessen zeichnet allerdings nur die reale Segmentierungslinle 

zwischen den beiden Selten des Transformationsprozesses nach. 

Der Prozeß einer Abkehr von tayloristischen Rationalisierungskonzepten, für den 

Kern/Schumann (1984} Beispiele im Automobil- und Maschinenbau sowie in der Che­

mischen Industrie vorgefunden haben, schlägt sich in anderen Verlaufsmustern der 

Transformationsprozesse nieder, in anderen Transformationsmustem. Von einem 

Trendwechsel kann dort gesprochen werden, wo die tayloristische Art der Arbeitstei­

lung durchbrochen wird, die neu entstehende Funktionen einerseits in Sekundärberei­

che abspaltet, andererseits zu spezialisierten Arbeitsplätzen bündelt. Die Stoßrich­

tung dieser Abkehr von traditionellen Transformationsmustern läßt sich als Funktions­

integration bezeichnen. Allerdings hat Integration hier mehrere Facetten: Zum einen 

geht es um die Integration derjenigen qualifikatorisch anspruchsvollen Funktionen 

in de n unmitte lbaren Fertigungsbereich, deren Abspaltung in Sekundärbereiche das 

Leitbild tayloristischer Rationa lisie rungskonzepte ist - seien es Wartungs- und In-



-105-

standhaltungs- oder Programmerstellungsfunktionen. Der Effekt ist, daß beide Seiten 

des Transformationsprozesses in einem höheren Maße im selben Betriebsbereich ver­

ortet sind, die Fertigung durch technikorientierte Rationalisierung also nicht nur ver­

liert, sondern als Tell desselben Rationalisierungsprozesses auch neue Funktionen ge­

winnt; diese qualitative Verschiebung ändert allerdings nichts daran, daß Mechani­

sierung/ Automatisierung (unter sonst gleichen Rahmenbedingungen) die Zahl der Be­

schäftigten in der unmittelbaren Produktion verringert. Funktionsintegration meint 

andererseits aber auch, daß die Arbeitsteilungsstruktur innerhalb der Fertigung revi­

diert wird, daß die polarisierende Bündelung von Funktionen - zu gering qualifizierten 

und rigiden Arbeitsplätzen auf der einen, qualifizierten auf der anderen Seite, auf 

jeden Fall aber: zu spezialisierten Arbeitsplätzen mit einem schmalen Funkti?n~pro­

fil - zugunsten funktional breiterer Aufgabenzuschnitte überwunden wird. 

Wo und unter welchen Bedingungen sind solche Bruchlinien zu traditionellen Trans­

formationsmustern zu erwarten? Kern/Schumann sind auf "neue Produktionskonzep­

te", die diese Bruchlinien markieren, in erster Linie im Zusammenhang mit beson­

ders weitreichenden Automationskonzepten gestoßen. Eine Veränderung des betrieb­

lichen Umgangs mit Arbeit verzeichnet die Untersuchung vornehmlich in den Fällen, 

in denen eine weitgehende Automatisierung von Produktionsabläufen zu umfassenden 

Transformationsprozessen geführt hat; "anders umgehen" tun die Betriebe mit "ande­

rer" - transformierter - Arbeit. Wenn neue, nichttaylorlstische Transformationsmu­

ster anscheinend eine solche Affinität zum Ausmaß von Transformationsprozessen 

haben, müssen wir die Frage nach dem Zusammenhang von hohem Technislerungsnive­

au und einem Trendwechsel von Rationalisierungskonzepten noch einmal aufgreifen: 

Inwieweit ist eine Abkehr von traditionellen Transformationsmustern und damit ein 

Trendwechsel von Rationalisierung gerade in der Logik von Rationalisierungskonzep­

ten angelegt, die forcierte Mechanisierung und Automatisierung auf ihre Fahnen ge­

schrieben haben? 

Die "Erfolgskrise" des Taylorismus 

Der Ansatz, die Konturen betrieblicher Rationalisierungskonzepte im wesentlichen 

auf ein jeweils dahinterstehendes Technisierungsniveau zurückzuführen - der soge­

nannte "technologische Determinismus", hat keine brauchbare n Erklä rungen für 

die Veränderung industrieller Arbeit geliefert; dies kann zum Stand industrieso­

z iologischer Forschung gerechnet we rden (vgl. Lutz 1983; 1987). Tayloristische Ra-
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tionalisierungskonzepte können daher nicht einfach einer "frühen Phase der Me­

chanisierung" zugewiesen werden; ebenso wie der Prozeß einer Abkehr von diesen 

Konzepten nicht einfach auf das Erreichen eines hohen Technisierungsniveaus zu­

rückgeführt werden kann. Auch wenn eine "technikdeterminierte Selbstaufhebung" 

des Taylorismus nicht in Sicht ist - eine Krise dieses traditionellen Rationalisie­

rungstyps ist gegenwärtig unübersehbar. Unsere These lautet: Die Erfolgsgeschichte 

tayloristischer Rationalisierung hat gerade dort, wo sie mit forcierten Technisie­

rungsprozessen verbunden war, Strukturen produziert, die einer bruchlosen Fort­

setzung traditioneller Konzepte im Wege stehen. Diese Entwicklung hat einen stra­

tegischen Handlungsbedarf für die Betriebe geschaffen, den wir im folgenden skiz­

zieren wollen. 

Ein Ergebnis jahrzehntelanger Rationalisierung nach traditionellen Konzepten sind 

enorm angewachsene "indirekt produktive" Betriebsbereiche, in die nach tayloristi­

schen Effizienzkriterien planende, dispositive, kontrollierende und auf technische 

Anlagen bezogene Funktionen abgespalten wurden: Arbeitsplanung, Fertigungssteue­

rung, Instandhaltung, Qualitätssicherung - um die wichtigsten zu nennen. Wenn man 

so will, ist in diesen umfänglichen indirekten Bereichen Rationalisierungsgeschichte 

geronnen. Die Strategie, indirekte Funktionen innerbetrieblich auszudifferenzieren 

und zu zentralisieren, beruht auf dem Kalkül, daß wenige qualifizierte Spezialisten 

in den indirekten Bereichen einem Heer von An- und Ungelernten in "direkt produk­

tiven" Funktionen gegenüberstehen. Das Effizienzkalkül liegt darin, Qualifikationen 

gerade deshalb in indirekten Bereichen zu bündeln, um die unmittelbare Produktion 

weitgehend ohne qualifizierte Arbeitskräfte betreiben zu können. Je spezialisierter 

und teurer die Qualifikation, desto geringer die Anzahl der entsprechend Qualifizier­

ten. Idealtypisch ergibt diese Strategie einen pyramidenförmigen Aufbau des be­

trieblichen Arbeitskörpers. Schienen diese Voraussetzungen im historischen Aus­

gangspunkt auch unproblematisch, so hat die jahrzehntelange Rationalisierungspraxis 

selbst sie unterminiert. Denn Transformation von Arbeit entlang traditioneller Mu­

ster bedeutet: zahlenmäßige Reduktion der direkt mit Herstellungsfunktionen befaß­

ten Arbeitskräfte und gleichzeitige Erhöhung derjenigen, die mit der Aufrechterhal­

tung der technischen Abläufe und damit im traditionellen Verständnis mit "indirek­

ten" Funktionen befaßt sind. Gerade die in diesem Verständnis avanc iertesten Kon­

zepte, die eine besonders weitgehende Mechanisierung/ Automatisierung der unmit­

telbaren Produktion anstreben, treiben diese Umschichtung von "direkten" zu "indi­

rekte n" Funktionen und damit die Erosion der pyramide nförmigen Struktur des Ar­

be itskörpers am stärkste n voran. Das breite Fundament gering qualifizierter Tätig-
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keiten wird abgeschliffen, die Relationen zwischen "Direkten" und "Indirekten" ver­

schieben sich. Damit wird dem Effizienzkalkül , das hinter der Qualifikationsbünde­

lung außerhalb der unmittelbaren Produktion steht, ein Stück weit der Boden entzo­

gen. 

Daß tayloristische Rationalisierung langfristig eine Strukturveränderunge des Ar­

beitskörpers und damit des betrieblichen Kostengefüges zum Ergebnis hat, die -

von diesem Endpunkt her betrachtet - unter Effizienzgesichtspunkten problema­

tisch erscheint, ist kein auf technikorientierte Rationalisierungskonzepte beschränk­

ter Effekt. So hat die traditionelle Strategie, die Qualitätssicherung aus dem Kom­

petenzbereich der Fertigung auszugliedern und als hierarchisch eigenständigen Be­

triebsbereich zu etablieren, zu ähnlichen Struktureffekten geführt. Diese Abspal­

tung schien unabweisbar zu sein, weil ein Produktionskonzept, bei dem die Effekti­

vierung der Fertigung tendenziell auf Kosten der Qualität geht, eines Korrektivs 

bedarf. Abgesehen von dem Problem, daß Qualitätssicherung auf diese Weise stets 

nur nachträglich wirksam wird2>, hat dieses Konzept eine beträchtliche Anzahl nicht 

direkt produktiver Arbeitskräfte zur Folge; vor allem in der Perspektive eines inter­

nationalen Vergleichs - und d.h. vor allem eines Vergleichs mit japanischen Quali­

tätssicherungskonzepten - wird zunehmend deutlich, daß eine umfängliche, separat 

organisierte Qualitätssicherung zu den "Kosten" einer tayloristischen Effektivierung 

der Fertigung zu rechnen ist - Kosten, deren Höhe die Gesamteffizienz einer solchen 

Strategie in Frage stellen und Anlaß zur Entwicklung alternativer Konzepte geben 

(vgl. zu entsprechenden Überlegungen in der Automobilindustrie Dankbaar u.a. 1988). 

Ziehen wir an dieser Stelle ein kurzes Zwischenresümee: Die Folgen tayloristischer 

Rationalisierung beschränken sich nicht auf die unmittelbare Produktion, den Be­

reich direkt produktiver Tätigkeiten; das spezifische Kalkül dieser Rationalisie­

rungskonzepte prägt die betriebliche Struktur auch hinsichtlich des Funktionsum­

fangs und damit der Kosten indirekter Bereiche. Diese Bereiche stellen gleichsam 

den Preis traditioneller Rationalisierungskonzepte dar, einen Preis, der umso mehr 

spürbar wird, je länger und nachhaltiger sie der betrieblichen Struktur ihren Stem­

pel aufgeprägt haben. Gerade weil die indirekten Bereiche längst zu bedeutenden 

Kostenfaktoren geworden sind, sind sie selbst zum Gegenstand von Rationalisie­

rungsüberlegungen geworden. Der Handlungsdruck scheint unabweisbar zu sein. Die 

Frage ist: Wie sehen die Reaktionen der Betriebe auf die zunehmenden "Kosten des 

Taylorismus" aus, welche Lösungsstrategien werden verfolgt? 
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Die industrielle Erfolgsgeschichte des Taylorismus hat zwar - jedenfalls dort, wo 

sie stattgefunden hat - die innerbetrieblichen Strukturen des historischen Entste­

hungs- und Adaptionskontextes dieser Konzepte nachhaltig verändert. Aber durch 

diese Strukturveränderung ist zunächst lediglich eine "Konzeptlücke" entstanden, 

aus der sich eine bestimmte strategische Anwort keineswegs zwingend ergibt. Auf 

die zunehmenden "Kosten des Taylorismus" kann durchaus mit Konzepten reagiert 

werden, die eine Rationalisierung indirekter Bereiche analog zur traditionellen Ra­

tionalisierung der Fertigung verfolgen. Rationalisierung würde hier eine Richtung 

einschlagen, die die tradierten Grenzlinien der innerbetrieblichen Funktionsauftei­

lung (etwa zwischen Fertigung und Instandhaltung) nicht antastete, sondern auf der 

Grundlage bestehender Funktionsbündelungen eine "isolierte", bereichsinterne Effek­

tivierung (in diesem Beispiel der Instandhaltung) anstrebte. Aber der veränderte 

Ausgangspunkt für Rationalisierung scheint auch eine alternative Reaktion möglich 

zu machen, die in einer Abkehr vom traditionellen Muster der Abspaltung und Zen­

tralisierung "indirekter" Funktionen bestünde und die als ein strategisches Element 

die Integration von Funktionen in die Fertigung beinhaltete. Eine Strategie demnach, 

die die kostenträchtigen Folgen der Abspaltung und Zentralisierung von Funktionen 

nicht in einer sekundären Rationalisierungsbewegung - in einem "zweiten Anlauf" 

des traditionellen Konzeptes - zu reduzieren suchte, sondern gerade dadurch, daß 

diese Abspaltung und Zentralisierung zur Disposition gestellt würden. Von einer 

solchen Rationalisierungsrichtung könnten Impulse für neue Transformationsmuster 

ausgehen, ist doch die Abkehr von tayloristischen Transformationsmustern durch 

ein Aufbrechen tradierter Demarkationslinien innerbetrieblicher Funktionsauftei­

lung gekennzeichnet. 

Die Frage ist demnach: Was spricht dafür, daß die Betriebe auf die manifest gewor­

denen Probleme tayloristischer Rationalisierung nicht mit einer "Totalisierung" 

dieser Strategie, einer Ausweitung auch auf andere Betriebsbereiche reagieren, 

sondern mit alternativen, neuen Transformationsmustern Raum gebenden Konzep­

ten? Unseres Erachtens ist die Frage, welche strategische Reaktionsweise die grö­

ßeren Zukunftsaussichten hat, eingebettet in Rahmenbedingungen und Vorausset­

zungen für Produktionsrationalisierung im engeren Sinne - seien es globale Unter­

nehmensstrategien, die Struktur des Arbeitsmarktes oder die Form sozialer Aus­

einandersetzungen im Betrieb. In diesem Rationalisierungs-"Umfeld" scheinen sich 

ebenfalls Veränderungen vollzogen zu haben bzw. gegenwärtig zu vollziehen; wir 

wollen daher im folgenden klären, inwieweit diese Ve ränderungen Anhaltspunkte 

für e inen Trendwechsel von Rationalisie rungskonzepten a bgeben. 
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Die Umbruch-Option: Anhaltspunkte für einen nicht-tayloristischen Rationalisie­

rungsweg 

Der erste Anhaltspunkt: Rationalisierung war bisher nur insoweit Gegenstand unse­

rer Argumentation, als sie sich unmittelbar auf die Gestaltung von Produktions­

arbeit auswirkt; es ging um einen Konzeptausschnitt, der eingebunden ist in ein be­

triebliches Rat ionalisierungshandeln, das sehr viel weitergehende Gestaltungsdimen­

sionen und Handlungsebenen aufweist. Löst man den Blick vom bisher betrachteten 

Ausschnitt betrieblicher Strategie, zeigt sich: Auch auf anderen Handlungsebenen 

setzen strukturelle Folgen traditioneller Rationalisierungskonzepte die Betriebe 

angesichts sich verändernder Außenbedingungen unter Handlungsdruck. Es zeichnen 

sich Reaktionsweisen ab, die den alten one-best-way von Rationalisierung in Frage 

stellen, ehemals Selbstverständliches steht zur" Disposition, Entwicklungsrichtungen 

scheinen sich umzukehren. Auch auf Betriebs- und Unternehmensebene sind jahr­

zehntelang verfolgte Strategien zu Strukturen geronnen, die aus heutiger Sicht in 

vielen Fällen als suboptimal erscheinen. Schien eine funktionale Unternehmensstruk­

tur mit einer tiefgegliederten Entscheidungshierarchie und zentralisierten Funk­

tionskomplexen wie Einkauf, Vertrieb und FuE Vorteile zu bieten, denen eine be­

triebsübergreifende economy of scale ("geballte Einkaufsmacht", "Kompetenzbatail­

lone", "brain trust") zugrunde lag, so ist deutlich geworden, daß diese Vorteile auf 

Kosten von Marktnähe, Flexibilität und Kostentransparenz gehen. Die Unternehmen 

reagieren darauf zunehmend mit einer Divisionalisierung der Unternehmensstruktur; 

weitergehende Dezentralisierungskonzepte sehen gar die Anlagerung vormals zentra­

lisierter Funktionskomplexe an einzelne Konzernbetriebe bzw. die Schaffung dezen­

traler, aus mehreren Betrieben mit ähnlichen Produktlinien bestehender Unterneh­

menseinheiten vor - in gewisser Weise werden hier mittelständische Strukturen si­

muliert. Analoge Konzepte auf Betriebsebene propagieren die Organisation einzelner 

Betriebsbereiche als profit center bzw. cost center. 

Die Kollision gewachsener Strukturen mit neuen strategischen Kalkülen betrifft 

nicht nur die Organisationsstruktur der Betriebe und Unternehmen. Die traditionel­

len, an der Massenfertigung orientierten Produktionskonzepte beruhen auf einer 

möglichst weitgehenden Entkopplung von Markt und Produktion; letztlich liegt ihnen 

eine Strategie zugrunde, in der die Produktionsökonomie dominiert, d.h. die Ferti­

gung auf Kosten eines wenig flexiblen Produktspektrums und langer Reaktionszeiten 

auf Marktveränderungen und Produktinnovationen effektiviert wird. Diese strategi­

sche Dominanz der Produktionsökonomie ist in letzter Zeit nachhaltig in Frage ge-
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stellt worden. Eine Orientierung an sich differenzierenden Märkten führt zu einer 

zunehmenden Typen- und Variantenvielfalt des Produktspektrums, die Verkürzung 

von Innovationszyklen gewinnt als Wettbewerbsdimension mehr und mehr an Ge­

wicht. Damit rücken strategische Orientierungen in den Vordergrund, die mit dem 

Konzept einer weitgehenden Abkopplung der Produktion von Außenbedingungen kon­

fligieren. Dieser Konflikt hat ein Pedant innerhalb der Produktionskonzepte selbst. 

Die auf die Opt imierung und Kapazitätsauslastung einzelner Maschinen und Anlagen 

gerichteten Rationalisierungskonzepte gehen tendenziell zu Lasten von Durchlauf­

zeiten und Beständen. Sie geraten mit Konzepten in Konflikt, die gerade diese bei­

den Parameter zum wesentlichen Ansatzpunkt von Effektivierungsstrategien ma­

chen. 

Die Betriebe reagie ren auf diese Widersprüche zwischen der traditionellen Domi­

nanz bereichsspezifisc her Kalküle und neuen strategischen Orientierungen mit dem 

Konzept einer systemischen Rationalisierung (zum Begriff vgl. Baethge/Oberbeck 

1986). Damit ist ein Rationalisierungsansatz gemeint, der die Perspektive einer 

Reorgan isation betrieblicher Abläufe förmlich umkehrt. Be triebliche Abläufe werden 

nicht mehr "von unten und vom Arbeitsmittel her" verändert; statt einzelfunktions­

bezogener Umstellung, die Zusammenhänge mit angrenzenden Aufgabengebieten 

nur beschränkt (als Rahmenbedingung) berücksichtigt, durchdringt die systemische 

Rationalisierung "von oben bestehende Abläufe, von der Organisation des gesamten 

Funktionsprozesses her, d.h. mit der Perspektive der Veränderung komplexer Funk­

tionszusammenhänge" (Baethge/ Oberbeck 1986, S. 23); Rationalisierung erfolgt "in 

der Perspektive einer Reorganisation des gesamten betrieblichen Ablaufs" (Alt­

mann u.a. 1986, S. 190). Diese Umkehrung der Rationalisierungsperspektive, die 

letztlich auch den Kern der "CIM-Philosophie" bildet
3>, stellt die traditionelle Ab­

grenzung betrieblicher Bereiche, die tradierte n Grenzlinien der Funktionsaufteilung 

explizit zur Disposition. 4) 

Der zweite Anhaltspunkt: Bei besonders avancierten Formen des Technikeinsatzes 

beginnen sich die Grenzen zwischen direkten und indirekten Funkt ionen aufzulösen. 

Seit Beginn der 80er Jahre installieren die Betriebe im Zuge e iner Strategie for­

cierter Technisierung zunehmend komplexe Maschinen- und Anlagensysteme. Diese 

technischen Systeme zeichnen sich dadurch aus, daß hier mehrere, weitgehend auto­

matisierte Bearbeitungsstufen verkettet sind. Auf diese Weise entstehen sehr um­

fangreiche technische Anlagen, die im Normalfall autonom arbeiten und keine Be­

dienungse ingriffe mehr erfordern. Allerdings bleiben diese Anlagen interventionsbe-
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dürftig, die im Wortsinn menschenleere Fabrik ist gegenwärtig eher Wunschtraum 

oder Schreckgespenst, als daß sie realistisch die nächste Etappe des Rationalisie­

rungsprozesses abgäbe. Der Schritt zu komplexen, mehrere Bearbeitungsstufen um­

fassenden Maschinensystemen macht eine Trennung von technisch autonom ablau­

fendem Normalfall und interventionsbedürftigem ~örfall obsolet - und damit die 

Trennung von direkten (in diesem Fall nur noch Rest-)Funktionen und indirekten 

(Wartungs-/lnstandhaltungs-/Rüstfunktionen). Die Aufrechterhaltung des Normal­

falls wird zu einem eigenständigen Produktionsakt. Hierfür sind Tätigkeiten rele­

vant, die ein aus Schalt-, Steuer-, Störungserkennungs- und Störungsbeseitigungs­

sowie zum Teil auch Wartungs- und lnstandhaltungsfunktionen bestehendes Funk­

tionsbündel zu bewältigen haben. Diese Tätigkeiten beziehen sich zwar nicht mehr 

unmittelbar auf die Erstellung des Produkts und sind daher im klassischen Sinne 

keine direkten Tätigkeiten. Auf der anderen Seite finden diese Tätigkeiten vor Ort, 

an der technischen Anlage statt, und sie beziehen sich auf den laufenden Produk­

tionsprozeß; damit fehlt ihnen die für indirekte Tätigkeiten charakteristische Pro­

zeßferne - die ja gerade die Möglichkeit des Abspaltens dieser Funktionen aus der 

Fertigung bildet. Wir nennen diese nicht unmittelbar herstellende, aber zeitlich 

und räumlich eng an den technischen Herstellungsprozeß gebundene Arbeit mittel­

bare oder mediatisierte Produktionsarbeit. Damit ist keineswegs eine vollständige 

Aufhebung der Grenzlinien zu indirekten Funktionsbereichen vorgezeichnet. Der 

Umfang, in dem beispielsweise Wartungs- und lnstandhaltungsfunktionen prozeßnah 

angesiedelt werden, die Frage, ob sie aus der Zuständigkeit der Fachabteilungen 

herausgelöst und der Fertigung unterstellt werden, all dies mag je nach dem be­

trieblichen Gestaltungskonzept variieren. Aber im Gegensatz zu den klassischen 

indirekten Tätigkeiten bleibt mediatisierte Arbeit an den engen räumlichen und 

zeitlichen Bezug auf den technischen Prozeß gebunden, sie ist nicht beliebig in Se­

kundärbereiche zu verlagern, jedenfalls nicht unter einem Effizienzkalkül, das bei 

komplexen Maschinen- und Anlagensystemen auf einen störungsfreien Betrieb und 

einen hohen Auslastungsgrad gerichtet ist. 

Der dritte Anhaltspunkt: In betriebliche Rationalisierungskonzepte geht stets auch 

ein, auf welche Qualifikationen innerbetrieblich oder über den Arbeitsmarkt zu­

rückgegriffen werden kann. War das verfügbare Qualifikationsangebot traditionell 

eine Beschränkung für Rationalisierungskonzepte und hat somit Transforrnations­

muster begünstigt, die in einer Abspaltung gehobener Qualifikationen aus der Fer­

tigung bzw. ihrer polarisierenden Bündelung in der Fertigung bestanden - entsprach 
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also die (externe) Exklusivität qualifizierter Arbeitskräfte auf dem Arbeitsmarkt 

einer (innerbetrieblichen) Exklusivität qualifizierter Arbeitsplätze -, scheint die 

Veränderung des Arbeitsmarktes seit Mitte der 70er Jahre neue Möglichkeiten zu 

eröffnen. Qualifizierte Arbeitskräfte sind vermehrt auf dem Arbeitsmarkt verfüg­

bar, eine (prototypisch von Großunternehmen der Automobilindustrie verfolgte) 

Politik, über den unmittelbaren Bedarf hinweg auszubilden, hat zur Bildung von Qua­

lifikationsreservoirs geführt, deren Nutzung neue Gestaltungsmöglichkeiten eröff­

net. 

Der vierte Anhaltspunkt: Sprec hen nicht schließlich einige Anzeichen für einen Be­

deutungsverlust der spezifischen Form, in der im Taylorismus die Organisation des 

Arbeitsprozesses mit dem Kontroll- und Herrschaftsanspruch verknüpft ist? Der 

historische Ausgangspunkt tayloristischer Rationalisierungskonzepte ist durch die 

Frontstellung gegenüber einer Arbeiterklasse geprägt, die die Werkstatt zum 

"Kampfplatz" um die Kontrolle über den Arbeitsprozeß und damit über Ausmaß und 

Intensität der Leistungsverausgabung macht. Für dieses Konzept des "Teile (die 

Arbeit) und Herrsche" ist eine zureichende Absicherung des Kontroll- und Herr­

schaftsanspruchs nur durch eine direkte Kontrolle des Arbeitsprozesses vorstellbar. 

Denn eine hocharbeitste ilige Organisation des Produktionsprozesses mit geringen 

Qualifikationsanforderungen und Dispositionsspie lräumen sowie hohen Rigiditäten 

für die Beschäftigten war nicht nur Ausdruck eines Kalküls, dadurch teure Qualifika­

tionen knapp zu halten; tayloristische Konzepte sind aus dem Mißtrauen gegenüber 

einer Politik der Leistungszurückhaltung qualifizierter Arbeitskräfte heraus auch 

ein Programm zur Durchsetzung der Fabrik- und Arbeitsdisziplin. Dieser Kontroll­

und Disziplinierungsaspekt spricht für ein Festhalten an traditionellen Organisa­

tionsformen ganz unabhängig davon, was eine Kalkulation der - je nach Qualifika­

tionsniveau - unterschiedlichen "Humankapital"-Kosten ergibt. Allerdings: Während 

in der historischen Ausgangssituation des Taylorismus die Kontrollkosten quasi in 

den Aufwendungen für eine effizienzorientierte Arbeitsorganisation "verschwin­

den", können sie sich unter veränderten historischen Rahmenbedingungen zu einem 

eigengewichtigen Kostenfaktor entwickeln. Die Reaktion wird nun nicht sein, aus 

Kostengründen auf Kontrolle zu verzichten, aber: Veränderungen auf seiten der 

Beschäftigten als auch auf seiten der verfügbaren Kontrollmittel können neue Kon­

trollstrategien zum Zuge kommen lasse, die eine Reduzie rung dieses Kostenfaktors 

anstreben, ohne den Kontrollanspruch aufzugeben. 
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Der betriebliche Kontrollanspruch richtet sich heute auf Beschäftigte, die in der 

Regel über längere Zeiträume, zum Teil bereits über mehrere Generationen hinweg 

mit den Erfahrungen unselbständiger Arbeit konfrontiert sind. Dieser historische 

Prozeß, in dem das Lohnarbeiterdasein zur gesellschaftlichen Normalität geworden 

ist, einer Normalität zumal, die heute mit erträglicheren materiellen Attributen 

versehen ist als vor einigen Jahrzehnten, hat die äußeren Zwänge zu einem erheb­

lichen Maße in innere Dispositionen der Beschäftigten verwandelt. Dieser histori­

sche Prozeß der Integration der Arbeiterklasse in den Kapitalismus ist in der Bun­

desrepublik eingebettet in ein System industrieller Beziehungen, das auch in der 

veränderten ökonomischen Situation seit Mitte der 70er Jahre eine fast schon 

sprichwörtliche Stabilität aufweist und in der trotz verschlechterter ökonomischer 

Rahmenbedingungen die "Systemfrage" nicht massenwirksam geworden ist. In dieser 

hier nur angerissenen gesellschaftlichen Konstellation stehen den Betrieben gegen­

wärtig in Form der luK-Technologien Möglichkeiten zur Verfügung, die Kontrolle 

über den Arbeitsprozeß ein Stück weit von der Arbeitsgestaltung abzukoppeln; indi­

rekte und nachträgliche Formen der Kontrolle "um den Kern des Arbeitsprozes­

ses herum" (Manske) sind nicht darauf angewiesen, in tayloristischer Manier den 

Arbeitsprozeß aus der Kontrollperspektive zu gestalten. In dem Maße, in dem Ra­

tionalisierungskonzepte die Aufrechterhaltung des Kontroll- und Herrschaftsan­

spruchs von der Organisation des Arbeitsprozesses entkoppeln, ergeben sich mög­

licherweise neue Spielräume für eine Revision traditioneller Formen der Arbeitstei­

lung. Insbesondere dann, wenn die Auswirkungen veränderter Rationalisierungskon­

zepte nicht nur mit als ausreichend empfundenen monetären Gratifikationen ver­

bunden sind, sondern eine Abnahme von Restriktivität der Arbeit und eine Zunahme 

von Dispositionsspielräumen der Beschäftigten auch innerbetriebliche Konfliktfel­

der zwar nicht beseitigt aber abzuschwächen verspricht. Neue Transformations­

muster können demnach aus sich heraus ein beachtliches sozialintegratives Poten­

tial beinhalten und somit einen Anknüpfungspunkt für veränderte betriebliche Kon­

troll- und Integrationsstrategien abgeben. Vor diesem Hintergrund könnte der zu­

nehmende Stellenwert explizit sozialintegrativer Dimensionen betrieblicher Strate­

gien als das Ergebnis neuer Formen der Kontrolle der Arbeitskraft interpretiert 

werden. 

Resümieren wir unsere bisherige Argumentation, so entsteht das Bild eines Umbruch­

szenarios, in dem die Betriebe gegenwärtig vieles zu einer grundlegenden Revision 

tayloristischer Rationalisie rungskonzepte zu drängen scheint. Gerade die Erfolgsge­

schichte des Taylorismus produziert - jedenfalls dort, wo aktuelle Rationa lisierungs-
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entwicklungen mit weitreichenden Transformationsprozessen verbunden sind - Struk­

turfolgen, die eine bruchlose Fortsetzung dieser traditionellen Rationalisierungskon­

zepte unterminieren. Insbesondere dort, wo direkt auf das Produkt ~zogene, unmit­

telbar herstellende Funktionen durch solche ersetzt werden, die sieb auf die 

Aufrechterhaltung und Gewährleistung technischer Produktionsabläufe beziehen, 

scheint einiges für eine Arbeitsorganisation zu sprechen, die das Prinzip der 

Funktionsintegration an die Stelle der traditionellen Abspaltung quallfikatorisch 

anspruchsvoller Funktionskomplexe in sekundäre Bereiche und deren polarisierend 

wirkende, selektive Bündelung zu wenigen spezialisierten Arbeitsplätzen innerhalb 

der Fertigung setzt. Ein aus konzeptimmanenten Problemen des Taylorismus 

entstehender strategischer Handlungsdruck determiniert zwar keineswegs einen Bruch 

mit bisherigen Rationalisierungstraditionen; aber mehrere Anhaltspunkte, die ein 

Schlaglicht auf solche Veränderungen von Voraussetzungen und Rahmenbedingungen 

werfen, in die Produktionsrationalisierung im engeren Sinne eingebettet ist, zeigen: 

Auch im betriebsstrategischen und sozialen Umfeld von Produktionsrationalisierung 

stehen alte Selbstverständlichkeiten zur Disposition. Die Vorstellung eines 

strategischen one-best-way scheint damit auf breiter Front ins Wanken zu geraten. 

Angesichts eines neue Problemkonstellationen reflektierenden strategischen 

Handlungsdrucks der Betriebe dürften tayloristische Konzepte daher wenigstens ihre 

scheinbare Alternativlosigkeit verloren haben, die ihren traditionellen 

Leitbildcharakter ausgemacht hat. 

In dieser Argumentation haben wir all die Faktoren und Momente in zugespitzter 

Form gebündelt und verdichtet, die für einen Umbruch von Rationalisierungskonzep­

ten sprechen. Dies ist insoweit eine: Szenario-Betrachtung, als damit nur eine Seite 

aktueller Rationalisierungsentwicklungen erfaßt ist, wir haben die auf Kontinuität 

gerichteten Gegenkräfte bislang außer acht gelassen. Diese analytische Zuspitzung 

scheint uns zwar legitim zu sein, um den Blick für Veränderungsprozesse zu schärfen; 

wenn wir im folgenden einige Zwischenergebnisse aus der Elektroindustrie vorstellen, 

werden wir die Auswirkungen dieser Gegenkräfte allerdings zu berücksichtigen haben. 

3. Aktuelle Rationalisierungsentwicklungen in der Elektroindustrie - ausgewählte 

Zwischenergebnisse In Kurzform 

Eine Interpretation bisheriger Ergebnisse über Rationalisierungsentwicklungen in der 

Elektroindustrie vor der Folie des Umbruchszenarios wirft zwei Fragen auf: 
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- In welchem Ausmaß trifft die Ausgangssituation des Szenarios - eine tayloristische 

Rationalisierungstradition mit aktuell weitreichenden Transformationsprozessen -

auf Rationalisierungsgeschichte und gegenwärtige Veränderungstendenzen in der 

Elektroindustrie zu? 

- Soweit die Ausgangskonstellation zutrifft: Wie weit reagieren die Betriebe auf die 

hiervon ausgehenden Veränderungsimpulse mit neuen Rationalisierungskonzepten, 

die neue Transformationsmuster nach sich ziehen? 

Zur ersten Frage: Die Elektroindustrie ist keine homogene Branche. Es existieren 

mehrere, durch voneinander abweichende Außen- (d.h. vor allem Markt-)anforderun­

gen geprägte Konstellationen.5) Wie weit mit anderen Rahmenbedingungen jeweils 

Spielräume für Rationalisierungskonzepte variieren und damit ein Stück weit Rationa­

lisierungsverläufe geprägt werden, darauf können wir an dieser Stelle nicht näher ein­

gehen. 6) Eine Konsequenz dieser Inhomogenität der Elektroindustrie läßt sich jedoch 

benennen: Das skizzierte Umbruchszenario hat keine allgemeine Gültigkeit für die 

gesamte Branche. Zum einen ganz einfach deshalb nicht, weil es eine Reihe von Be­

trieben gibt, die eine andere, nicht-tayloristische Rationalisierungsgeschichte haben. 

Aktuelle Rationalisierungsentwicklungen haben hier einen ganz anderen Ausgangs­

punkt, als im Umbruchszenario unterstellt ist; in diesen Bereichen der Elektroindu­

strie stellt sich nicht die Frage nach einer Abkehr von tayloristischen Rationalisie­

rungskonzepten , sondern danach, ob und in welcher Gestalt diese anderen Traditio­

nen trotz neuer technischer Möglichkeiten beibehalten werden. Zum anderen: Nicht 

bei allen Betrieben mit tayloristischer Rationalisierungsgeschichte steht die Mechani­

sierung und Automatisierung der unmittelbaren Produktion derart im Zentrum von 

Rationalisierungskonzepten, wie es das Umbruchszenario unterstellt. Diese Betriebe 

haben nicht so weitgehende Transformationsprozesse in Gang gesetzt, daß die damit 

einhergehenden Strukturveränderungen des betrieblichen Arbeitskörpers eine Fortfüh­

rung von Rationalisierung in alten Bahnen grundlegend in Frage stellen würden. Für 

die Organisation unmittelbar herstellender Tätigkeiten aber scheint der Taylorismus 

nach wie vor ein erfolgversprechendes Rationalisierungskonzept zu sein. Kurzum: Das 

Umbruchszenario, das eine Kombination langanhaltend tayloristisch geprägter Ra­

tionalisierungsgeschichte mit einer großen - sich in weitreichenden Transformations­

prozessen niederschlagenden - Technisierungsdynamik unterstellt, trifft nur für einen, 

allerdings gewichtigen Ausschnitt der Elektroindustrie die gegenwärtige Situation: 

die Massenproduktion. 
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Die Massenproduktion ist traditionell die "Hochburg des Taylorismus" innerhalb der 

Branche. Die Rationalisierungstradition besteht hier in hoch arbeitstelllg organisier­

ten Produktionsabläufen: Qualifizierte Tätigkeiten sind entweder in andere Betriebs­

bereiche abgespalten oder auf wenige Spezialisten (Einrichter, Vorarbeiter, Meister) 

konzentriert, gering qualifizierte, rigide Tätigkeiten prägen überwiegend?) das Bild 

in der unmittelbaren Produktion. Auch haben hier seit einigen Jahren technikorien­

tierte Rationalisierungsprozesse einen hohen Stellenwert, die zu weitreichenden 

Transformationsprozessen geführt haben und weiterhin führen. In der Fertigung, deren 

Kernprozesse der Stoffumformung oder -umwandlung schon von einer langen Mecha­

nisierungstradition geprägt waren, haben Rationalisierungsprozesse in den letzten 

fünf bis zehn Jahren zu einem massiven Technisierungsschub in den für die Elektroin­

dustrie wichtigen Fertigungsprozessen (wie Blech- und Kunststoffertigung aber auch 

Leiterplatten- und Halbleiterfertigung) geführt; dieser Technikeinsatz zielt auf eine 

Autonomisierung der Fertigungsabläufe von manuellen (Rest->Tätigkeiten, die in er­

heblichem Umfang an den Schnittstellen mechanisierter Kernprozesse existierten und 

die "Lückenbüßer der Mechanisierung" hervorbrachten. In der traditionell als mecha­

nisierungssperrig geltenden Montage ist es etwa seit Anfang der 80er Jahre zu einer 

verstärkten Anwendung von Montageautomation gekommen; weitreichende, sich in 

einem hohen Automationsgrad ausdrückende Einsatzformen sind bislang allerdings 

auch in der Massenproduktion noch auf begrenzte Bereiche wie die Montage gering 

komplexer Komponenten und die Montage elektronischer Baugruppen konzentriert. 

Alles in allem haben Rationalisierungsprozesse in der Massenproduktion der Elektro­

industrie in den letzten Jahren eine erhebliche Transformationsdynamik bewirkt. Da­

mit kommen wir zu unserer zweiten Frage: Nach welchen Mustern finden diese Trans­

formationsprozesse statt; in welchem Maße kommen hierbei neue, auf Funktionsinte­

gration ausgerichtete Arbeitseinsatzkonzepte zum Zuge? 

Unsere bisherigen Ergebnisse beruhen auf der empirischen Grundlage von betriebli­

chen Kurzrecherchen. Wir können daher (noch) keine feinkörnige Beschreibung einzel­

ner Tätigkeiten und Arbeitsplätze liefern, keine detaillierte Analyse von Aufgabenzu­

schnitten und Qualifikationsprofilen - all dies erfordert intensivere Erhebungen, wie 

sie für die zweite Untersuchungsphase vorgesehen sind. Soviel läßt sich jedoch - wie 

wir im folgenden zeigen wollen - auf Grundlage unserer bisher igen Befunde sagen: 

Der Prozeß einer Abkehr von tayloristischen Rationalisierungskonzepten ist weder 

einheitlich noch zwangsläufig. Die im Umbruchszenario gebündelten Veränderungs­

impulse prallen verbreitet auf einen "Strukturkonservatismus" der Be triebe, nicht 
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immer führt der strategische Handlungsdruck zu einem grundlegenden Bruch mit bis­

herigen Rationalisierungstraditionen. Statt die gewachsenen Strukturen weitreichend 

zu verändern, reagieren die Betriebe in vielen Fällen mit Anpassungsstrategien, die 

Verände rungsimpulse zwar aufnehmen, aber in ihren innerbetrieblichen Auswirkungen 

auf einen möglichst schmalen Bere ich zu begrenzen trachten. Auf die Frage nach den 

Verlaufsmustern von Transformationsprozessen bezogen bedeutet dieses Nebeneinan­

der von strategischem Handlungsdruck und Strukturkonservatismus: Es gibt neue 

Transformationsmuster, die zu neuen Formen qualifizierter Produktionsarbeit auf 

der Grundlage funktional breiter Aufgabenzuschnitte führen, aber solche Muster stel­

len nur eine Option der Betriebe dar. Es gibt daneben andere Verlaufsmuster von 

Transformationsprozessen, die zwar ebenfalls von traditionellen tayloristischen 

Mustern abweichen, die Abspaltung und polarisierende Zuordnung quallfikatorisch an­

spruchsvoller Funktionen jedoch nicht so weitgehend und durchgängig auflösen. Jen­

seits des starren Festhaltens an alten Konzepten tut sich ein weites Feld auf, wir 

treffen hier auf verschiedene Mischungsformen neuer und "konservativer" Konzept­

elemente. 

Eine "strukturkonservative" Antwort sc heint insbesondere dort eine Rolle zu spielen, 

wo das vorhandene Gerüst traditioneller Arbeitsorganisation bereits Anknüpfungs­

punkte bietet für die Bewältigung von Transformationsprozessen, d.h. für die Ver­

schiebungen innerhalb des Funktionssets. In der Fe rtigung bedeutet diese Reaktions­

weise, daß die traditionelle Arbeitsteilung zwischen Maschinenbedienern und Einrich­

tern/Einstellern bestehen bleibt. Diese Variante von Arbeitseinsatzkonzepten setzt 

den Bedeutungsverlust, den prozeßnahe Handhabungs- und Bedientätigkeiten durch 

den Einsatz avancierter Steuerungs- und Handhabungstechnik erfahren, in eine quan­

titative Reduktion der "Lückenbüßer der Mechanisierung" um (etwa in Form von 

Mehrmaschinenbedienung bzw. - wo bereits eingeführt - in Form einer Erhöhung der 

Zahl der zu betreuenden Maschinen); der Aufgabenzuschnitt der quantitativ reduzier­

ten Maschinenbediener/Einleger stellt jedoch - mit zumeist einer Ausnahme - nach 

wie vor eine Bündelung von Resttätigkeiten dar. Die Ausnahme besteht in der Quali­

tätskontrolle, für deren Integration in Maschinenbedienungstätigkeiten es zahlreiche 

Beispiele gibt. Was sich insgesamt verändert, ist die Prozeßnähe der Tätigkeiten: Ob 

es Materialver- und - entsorgungsaufgaben, Nacharbeiten, Bedienungs- oder Kontroll­

aufgaben sind, die Tätigkeiten sind vom Maschine ntakt entkoppelt und insofern pro­

zeßferner als zuvor. Die mit der Autonomisierung de r Fertigungsprozesse verbundene 

Abkoppelung der Handhabungs- und Be dientätigke iten vom Maschinentakt wird z u 



-118-

einem generellen Abrücken manueller Interventionstätigkeiten vom Fertigungsprozeß 

genutzt. Der qualifikatorlsch anspruchsvolle Teil der neu zu bewältigenden Funktio­

nen wird hingegen nach traditionellem Muster auf Einrichter/Einsteller einerseits, 

fertigungsexternes Personal in Instandhaltung und Werkzeugbau andererseits konzen­

triert. Dabei scheinen die mit der Verkomplizierung der Fertigungstechnik sich verän­

dernden Funktionen die Anforderungen an die Einrichter/Einsteller zu erhöhen, wor­

auf die Betriebe mit einer Veränderung der Rekrutierungs-/Ausbildungspraxis - d.h. 

in vielen Bereichen: mit einer prozeßspezifischen Ausbildung -der Einrichter/Ein­

steller reagieren. S) 

"Strukturkonservatismus" spielt jedoch nicht nur in Produktionsbereichen eine Rolle, 

in denen der Rückgriff auf ein bestehendes Gerüst der Arbeitsorganisation im Grunde 

deshalb möglich ist, weil diese Bereiche durch eine bereits.längere Tradition mechani­

sierter Abläufe geprägt sind. Wir treffen auch in relativ neu automatisierten und inso­

fern "traditionslosen" Bereichen - wie der Leiterplattenbestückung (d.h. der Montage 

elektronischer Baugruppen) - auf Elemente des "Strukturkonservatismus". Eine "kon­

servative" Konzeptvariante für den Einsatz von Bestückautomaten (re)etabliert in 

diesem neuen Produktionsbereich eine traditionelle Struktur der Arbeitsteilung. Wir 

haben dieses Konzept vor allem dort vorgefunden, wo Bestückautomaten entweder 

als stand-alone- Maschinen eingesetzt oder mit nur wenigen anderen Automaten zu 

insgesamt recht kurzen Bestückanlagen verkettet wurden. Dieses auf traditionelle 

Arbeitsteilungsstrukturen zurückgreifende - und insofern "strukturkonservative" -

Konzept bündelt Funktionen in polarisierender Art und Weise: Den vor Ort angesiedel­

ten Maschinenbedienern/innen, in deren Arbeitsplätzen tendenziell Restfunktionen 

gebündelt sind, stehen prozeßfernere Einrichter (die je nach Betrieb auch unter ande­

ren Bezeichnungen - etwa Technikbetreuer - firmieren) gegenüber, bei denen nicht 

nur die Wartungs- und zum Teil Instandhaltungsfunktionen angesiedelt sind, sondern 

auch ein Teil der Störungsbeseitigungskompetenz. Die Abspaltung der Störungsbeseiti­

gungskompetenz von den Maschinenbedienern/innen ist selten vollständig, mediati­

sierte Arbeit ist zu einem Teil in Maschinenbedienungsfunktionen integriert. Insofern 

sind die - von Betrieb zu Betrieb variierenden - Arbeitsteilungsstrukturen in der auto­

matischen Bestückung keine schlichte Neuauflage rigider tayloristischer Polarisie­

rungsformen; es scheinen uns hier neue Formen von Angelerntentätigkeiten entstan­

den zu sein, deren Konturen es erst noch präzise zu ergründen gilt. Dennoch: Die­

ses "strukturkonservative" Konzept führt zu keiner so weitreichenden Integration pro­

zeßbezogener Interventions- oder gar indirekter Funktionen in Arbeitsplätze vor Ort, 
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daß sich dort breite Aufgabenzuschnitte mit einem tendenziell auf Facharbeiterni­

veau liegenden Qualifikationsprofll ergeben würden. Im Gegenteil, während die Be­

triebe bei der Neuinstallation von Bestückautomaten wegen deren größerer Störan­

fälligkeit in der Anlaufphase vielfach qualifizierte Arbeitskräfte vor Ort einsetzen, 

streben sie mit dem Erreichen einer gewissen Prozeßsicherheit oftmals den Rückzug 

der qualifizierten Arbeitskräfte "in die zweite Reihe" (verbunden mit der Reduktion 

ihrer Zahl oder der Ausweitung ihres Aufgabenbereichs) und damit das geschilderte 

Grundmuster der Arbeitsorganisation an. 

"Strukturkonservatismus" der Betriebe - die Beispiele deuteten es bereits an - hat 

in vielen Fällen nicht eine bruchlose Fortschreibung tayloristischer Strukturen zur 

Konsequenz, aber die durch technikorientierte Rationalisierung produzierten Verände­

rungsimpulse werden gewissermaßen defensiv aufgenommen und verarbeitet. Viele 

Betriebe scheinen sich davor zu scheuen, "ohne Not" neue Typen von Arbeitsplätzen 

zu schaffen, die quer zur traditionellen Arbeitsteilungsstruktur in Fertigung und Mon­

tage liegen. Vielfach werden daher neu entstehende Funktionen an bestehende - und 

d.h. bei avanciertem Technikeinsatz: "übrig gebliebene" - Arbeitsplätze angelagert. 

Deren Profil wird durch die Anlagerung mediatisierter Arbeit zwar verschoben, aber 

der Kristallisationskern partiell neu gefaßter Arbeitsaufgaben ist ein traditioneller 

Aufgabenzuschnitt; das Gerüst der Arbeitsteilung bleibt so erhalten. Wie wir am Bei­

spiel aus der Elektronikmontage gesehen haben, greifen Betriebe selbst dann auf tra­

ditionelle Strukturmuster zurück, wenn Rationalisierungsprozesse zu so weitgehenden 

Verschiebungen im Funktionsset führen, daß die - in der Vorsituation - vorhandenen 

Arbeitsplätze im Grunde keinen Anknüpfungspunkt für eine Anlagerung neu entste­

hender Funktionen bieten. 

Wir haben jedoch auch Beispiele dafür gefunden, daß diese Strategie einer "defensiven 

Modernisierung" der Produktion zugunsten neuer Produktionskonzepte durchbrochen 

wird. Dies scheint insbesondere dort der Fall zu sein, wo Automatisierung von Ferti­

gungs- und Montageabläufen zu komplexen Anlagensystemen führt; in der Fertigung 

sind dies mehrstufige - teilweise unter Einbezug von Montageschritten - miteinander 

verkettete Prozeßabläufe, in der Montage spielen komplex verkettete Anlagen vor 

allem bei der weitgehenden Automation konventioneller ("elektromechanischer") Pro­

dukte eine Rolle. Insbesondere für die Organisation des Arbeitseinsatzes an diesen 

komplexen Anlagensystemen scheinen defensive Anpassungskonzepte unzulänglich 

zu werden. Hie r kommen Arbeitseinsatzkonzepte zum Zuge, die durch de n neuen 
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Funktionstyp des "Anlagenführers"/"Straßenführers" geprägt sind. Zwar gibt es von 

diesem Funktionstyp mehrere arbeitsorganisatorische Varianten, aber das gemeinsame 

Kennzeichen und zugleich das "Neue" daran Ist, daß es sich um prozeßnah eingesetzte 

Arbeit mit einem aus Bedienungs-, Kontroll- und Interventionsfunktionen bestehenden 

Aufgabenzuschnitt handelt - mediatisierte Arbeit stellt den Krlstalllsationskern die­

ses Funktionstyps dar. Anlagenführer bzw. Straßenführer haben zwar durchgängig 

einen im Vergleich zu bisherigen Formen prozeßnaher Bedienungstätigkeiten breiten 

Aufgabenzuschnitt und ein verändertes Qualifikationsprofil, jedoch gibt es nicht uner­

hebliche Unterschiede in bezug auf die formalen Qualifikationen: Während die Stra­

ßenführer an komplexen Montageanlagen zumeist einschlägig ausgebildete Facharbei­

ter sind, spielen in den Fertigungsbereichen traditionelle Angelerntenkarrieren noch 

eine erhebliche Rolle. 

Warum finden wir diesen Typ der Funktionsintegration gerade bei komplexen Anlagen­

systemen? Zum einen ver mutlich deshalb, weil - bei allen Unterschieden zwischen 

den e inzelnen Fertigungs- und Montageprozessen - mit dem Komplexitätsgrad auto­

matisierter Anlagen der Umfang des auf den technisierten Prozeßablauf bezogenen 

Tätigkeitsensembles wächst, das für die "Aufrechterhaltung des Normalfalls" erfor­

derlich ist. Zum anderen werden Interventionen bei komple xen Anlagensystemen we­

gen der - trotz Puffer nur schwer zu unterbindenden - Folgeprobleme sehr viel zeit­

kritischer. Das letztere spricht dagegen, daß die Autonomlsierung der Produktionsab­

läufe hier zu eine m gene rellen Abrücken manueller Interventionstätigkeit vom techni­

sierten Prozeßablauf genutzt werden kann; der größere Umfang mediatisierter Arbeit 

bedeute t im Gegenzug, daß genügend "Funktionsmasse" vorhanden ist, um mediati­

sierte Arbeit zum Kristalllsationskern eines eigenständigen Funktionstyps werden zu 

lassen. 

Der Funktionstyp des Anlagenführers/Straßenführers ist nicht die einzige von uns vor­

gefundene Form weitreichender Funktionsintegration, Integrationskonzepte sind auch 

keineswegs auf den Arbeitseinsatz an komplexen Anlagensystemen beschränkt. Vor­

nehmlich in Fertigungsbereichen sind wir noch auf andere Möglichkeiten gestoßen, 

etwa die Abschaffung des Typus eines Nur-Maschinenbedieners zugunsten eines inte­

grierte n, aus Einrichtungs- und (Rest)bedienungsfunktionen bestehenden Aufgabenzu­

schnitts oder die Integration von Routineinstandhaltungstätigkeiten in die Aufgaben 

von Maschinenbedienern. Diese Integrationsforme n haben allerdings keine so weitrei­

chende Verände rung des Qua lifika tionsprofils zur Folge, da ß die neuen Funktionstypen 
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dadurch den Charakter von Angelerntenarbeit verlleren würden. Diese Formen der 

Funktionsintegration stellen einen Bruch mit traditionellen tayloristischen Transfor­

mationsmustern dar, im Vergleich zum neuen Funktionstypus des 

Anlagenführers/Straßenführers fallen sie jedoch weniger spektakulär aus. Daran wird 

bereits deutlich: Es gibt eine erhebliche Spannbreite von Transformationsmustern, 

die jenseits tayloristischer Arbeitsteilungsstrukturen mit ihrer rigiden Polarisierung 

liegen, ohne daß all diese nach-/nicht mehr oder "post"-tayloristischen Transforma­

tionsmuster einheitlich konturiert wären. Dem liegt letztlich zugrunde, daß Funk­

tionsintegration selbst mehrere Facetten aufweist. So kann beispielsweise das Kon­

zept einer Funktionsintegration innerhalb der Fertigung, das - wie etwa beim Typus 

des Anlagenführers - die polarisierende Zuordnung von Funktionen zu spezialisierten 

Arbeitsplätzen in Richtung auf funktional breiter zugeschnittene Arbeitsaufgaben 

überwindet, mit der Aufrechterhaltung stabiler Grenzlinien zu den sekundären Berei­

chen einhergehen; wie andersherum das Konzept einer Integration traditioneller indi­

rekter (bspw. lnstandhaltungs-)Funktionen in die Fertigung mit einer nach wie vor 

polaren Arbeitsteilungsstruktur innerhalb der unmittelbaren Produktion einhergehen 

kann - auch auf solche Fälle sind wir gestoßen. 

Was kommt nach dem Taylorismus? 

Beziehen wir die bisherigen Befunde abschließend auf unsere Ausgangsüberlegungen, 

das Umbruchszenario, zurück: Was läßt sich über die Dynamik von Rationalisierungs­

konzepten in den Bereichen der Elektroindustrie sagen, in denen die "Erfolgsgeschich­

te des Taylorismus" stattgefunden hat? Führen massive Mechanisierungs- und Auto­

matisierungsprozesse entlang traditioneller Rationalisierungskonzepte zu Widersprü­

chen innerhalb dieser Konzepte selbst, gar zu derart tiefgreifenden Widersprüchen, 

daß es letztlich zur Ablösung durch ein strategisches Gegenmodell - einen "Post-Tay­

lorismus" - kommt? 

Unsere bisherigen Befunde zeigen, daß in traditionell tayloristisch organisierten Be­

reichen der Elektroindustrie weitreichende Transformationsprozesse eine bruchlose 

Fortsetzung dieser Rationalisierungstradition in Frage stellen. Aber ein weitgehender 

Transformationsprozeß gebiert aus sich heraus noch keinen grundlegenden Bruch mit 

alten Transformationsmustern; es kommt zu keiner "technikdeterminierten Selbstauf­

he bung" des Taylorismus, denn die Etablierung neuer Transformationsmuster, die po-
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larisierende Funktionsbündelungen (innerhalb der Fertigung und darüber hinaus} über­

winden, stellt lediglich eine Option für die Betriebe dar. Nicht daß die Betriebe auf 

diese Veränderungsimpulse gar nicht reagieren würden, aber ein verbreiteter Struk­

turkonservatismus läßt eine Reihe von Anpassungskonzepten entstehen, die sich als 

Formen "defensiver Modernisierung" charakterisieren lassen. 

Nach unserer Sicht vollzieht sich im Bereich der Massenproduktion der Elektroindu­

strie ein breitflächiger Veränderungsprozeß von Rationalisierungsstrategien, ohne 

daß sich dieser in toto als deutlicher Strukturbruch kennzeichnen ließe. Dagegen 

spricht, daß bisherige Rationalisierungstraditionen in Form strukturkonservativer 

Konzeptelemente auch in aktuellen Ansätzen weiter wirken und diese als Anpassungs­

strategien ausprägen. Ob es sich hierbei um eine stabile neue Form eines Rationalisie­

rungsmusters handelt, in dem sich strukturverändernde und - konservative Momente 

je unterschiedlich bündeln, oder ob es sich um kurzlebige Übergangslösungen handelt, 

ist auf Grundlage unseres gegenwärtigen Erkenntnisstandes nicht zu entscheiden. 

Auch dort, wo ein weitgehender Umbruch von Rationalisierungsstrategien deutlich 

wird, gibt es aktuell keine eindeutigen Konturen, d.h. die Gemeinsamkeiten der neuen 

Konzepte lassen sich zwar negativ gegenüber den alten Wegen, nicht aber positiv be­

schreiben und analysieren. Dies wird gerade daran deutlich, daß auch Konzepte weit­

gehender Funktionsintegration durchaus unterschiedlich ausgeprägte Transformations­

muster zum Ergebnis haben, also mit unterschiedlichen Konsequenzen für den Ar­

beitskräfteeinsatz verknüpft sind. 

Ob sich diese Gemengelage von verschiedenen Umbruchskonzepten und Anpassungsan­

sätzen dadurch in absehbarer Zeit gewissermaßen "flurbereinigt", daß sich ein neuer 

one-best-way "post-tayloristischer" Rationalisierungsstrategie (auch nur für die Mas­

senproduktion der Elektroindustrie} herausbildet, erscheint uns fraglich. Das heißt, 

wir sehen zur Zeit kein gehaltvolles Alternativmodell, das tatsächliche Rationalisie­

rungskonzepte zu einem übergreifenden Typus der Reichweite bündelt, die bisher der 

Taylorismus zu leisten versprach. Eher scheint uns dort, wo die Strukturfolgen eines 

"erfolgreichen" Taylorismus die bruchlose Fortsetzung dieser traditionellen Strategie 

fragwürdig werden lassen, eine Pluralität "post-tayloristischer" Formen der Rationa­

lisierung und des Arbeitskräfteeinsatzes charakteristisch zu sein. 
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Anmerkungen 

1) In der Debatte um Taylorismus sind u.E. zwei Dimensionen zu unterscheiden: 
Zum einen steht Taylorismus für gemeinsame Strukturmerkmale tatsächlicher 
Rationalisierungsstrategien, zum anderen fungiert derselbe Begriff zur Kenn­
zeichnung eines Diskurses über Rationalisierung, wie er in den Kalkülen, Zielvor­
stellungen usw. der Rationalisierungspraktiker und -analytiker wirksam geworden 
ist. Nur im zweiten Sinne, gewissermaßen als Leitbild, hat der Taylorismus Rele­
vanz für die gesamte Ind.ustrie und konnte als dominant für eine bestimmte Phase 
industrieller Entwicklung angesehen werden. Gerade die im Zusammenhang der 
Kontroverse um die "neuen Produktionskonzepte" erfolgte Wiederentdeckung 
von Industriebereichen nichttayloristischer Provenienz hat die Reichweite von 
Taylorismus als Kategorisierung tatsächlicher Rationalisierungsstrategien deut­
lich relativiert, ohne damit - jedenfalls für die Vergangenheit - die Hegemonie 
von Taylorismus im Rationalisierungsdiskurs in Frage zu stellen. Für die gegen­
wärtige Diskussion über den Bedeutungsverlust des Taylorismus ist es folgen­
reich, welche Dimension dabei angesprochen ist. Wenn es uns im folgenden nicht 
um Taylorismus als Leitbild, sondern als Kategorisierung tatsächlicher Rationali­
sierungsstrategien geht, handelt es sich um eine pragmatische Einschränkung 
des Zugriffs; für die zukünftige Diskussion über den Umbruch in Rationalisie­
rungsstrategien wäre das Verhältnis beider Dimensionen erst noch näher zu klä­
ren. 

2) Im Problemverständnis der Rationalisierungspraktiker ist hierfür die Formulie­
rung üblich, daß man 11Qualität nicht hineinprüfen kann". 

3) Vgl. dazu Milberg 1986, S. 18: "Die Steigerung der Produktivität und die Redu­
zierung der Fertigungsstückkosten, die bisher fast ausschließlich durch die Opti­
mierung von Abläufen an einzelnen Arbeitsplätzen erreicht wurde, wird sich 
zukünftig mehr und mehr auf eine gesamtheitliche Betrachtungsweise der Pro­
duktionsabläufe konzentrieren 11

• 

4) Die Umkehrung der Rationalisierungsperspektive bedeutet allerdings keine Auflö­
sung betrieblicher Bereichsgrenzen durch die zentralistische Organisation eines 
"Supersystems". Das Verhältnis von "systemischer" und "subsystemischer" Ratio­
nalisierung bleibt innerhalb der CIM-Konzepte spannungsträchtig, "subsystemi­
sche" Rationalisierung behält eine Eigenlogik (vgl. Wittemann/Wittke 1987). 

5) Neben der Massenproduktionskonstellation, die durch hohe Produktstückzahlen, 
eine geringe bis mittlere Typen- und Variantenvielfalt sowie eine geringe bis 
mittlere Produktkomplexität gekennzeichnet ist, stellen die Produktion komple­
xer Investitionsgüter und die Produktion spezialisierter Komponenten zwei eben­
falls relevante Konstellationen innerhalb der Branche dar, die durch anders struk­
turierte Außenanforderungen und damit Rahmenbedingungen für betriebliche 
Rationalisierung geprägt sind. 

6) Wir haben an anderer Stelle skizziert, in welcher Weise ein Set von Rahmenbe­
dingungen auf die Struktur von Rationalisierungsverläufen in der Elektroindustrie 
durchschlägt (vgl. Wittke 1989). 

7) Von dieser generellen Tendenz gibt es Ausnahmen, deren wichtigste den Prüf-/ 
Reparaturbereich in der Montage elektronischer Produkte betrifft. "Traditionell" 
ist dies ein - in der Elektronikmontage quantitativ bedeutsames - Einsatzfeld 
für fachlich qualifizierte Arbeitskräfte. 

8) Prototypisch vollzieht sich dieser Prozeß beim Kunststoffspritzgießen, wo in 
nahezu allen Betrieben unseres Samples damit begonnen wurde, die nicht "kunst­
stoffspezifisch11 ausgebildeten, aus den verschiedensten Berufen stammenden 
Einsteller durch die nach einem neuen Berufsbild ausgebildeten Kunststoff-Form­
geber abzulösen. Wir haben eine vergleichbare Veränderung der Re krutierungs-/ 
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Ausbildungspraxis auch in anderen Fertigungsbereichen festgestellt, auf dem 
gegenwärtigen Stand unserer Ergebnisse läßt sich jedoch noch nicht sagen, wie 
durchgängig dieser Prozeß ist, wie weit also die Position des Einrichters/Einstel­
lers ihren traditionellen Charakter einer Aufstiegsposition verliert, die nach 
genügender Berufserfahrung auch für nicht einschlägig Qualifizierte erreichbar 
war. 
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Trinczek, Rainer (Hg.): Modernisierung der industriellen Produktion. Opladen 
1989 (im Erscheinen). 
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ANLAUFENDE FORSCHUNGSVORHABEN - KURZCHARAKTERISIERUNG 

GUTACHTEN ÜBER FORSCHUNGSST AND UND FORSCHUNGSDEFIZITE IM BE­

REICH BETRIEBUCHBR WEITERBILDUNG UNTER BESONDERER BERÜCKSICH­

TIGUNG DER BELANGE DER MITARBEITER UND DARAUF AUFBAUEND ERAR­

BEITUNG HINER ZUKUNFTSWEISENDEN FORSCHUNGSKONZEPTION* 

Ausgangspunkt und Zielsetzung 

Das Projekt soll auf der Grundlage einer Analyse des Forschungsstandes im Bereich 
betrieblicher Weiterbildung Entwicklungstendenzen betrieblicher Bildungsarbeit auf­
zeigen und eine Forschungskonzeption entwickeln, die eine systematische Erfassung 
dieses Gegenstandsbereichs erlaubt. Die Umsetzung erfolgt auf drei Ebenen: 

- Im Rahmen der Bedarfsanalyse wird zunächst nach dem Bedarf an beruflicher Wei­
terbildung gefragt. Dieser ist nicht auf die betriebliche Weiterbildung zu beschrän­
ken, da dieses hieße, daß Bedarf an beruflicher Weiterbildung nur betrieblich zu 
befriedigen wäre. Die Analyse erfordert über die Berücksichtigung quantitativer 
Parameter hinaus eine qualitative Interpretation von Entwicklungstendenzen im 
Bereich der Arbeit, die sowohl für den quantitativen, vor allem aber für den quali­
tativen Weiterbildungsbedarf relevant sind. 

Auf der Ebene der Bestandsanalyse gehen wir von formalisierten und organisier­
ten betrieblichen Weiterbildungsangeboten aus. Diese schließen interne und externe 
Maßnahmen ein, sofern die Arbeitnehmer vom Betrieb zur Teilnahme angeregt wer­
den und/oder die Teilnahme betrieblich finanziert wird. Hier ist es erforderlich, 
den Forschungsstand auf Anhaltspunkte über Ursachen- und Wirkungszusammen­
hänge betrieblicher Weiterbildung zu befragen. In Sonderheit interessiert hier, wie­
weit betriebliche Weiterbildung in längerfristige Konzepte der Personalentwicklung 
eingeordnet ist, ob und in welchem Maße durch betriebliche Weiterbildung Segmen­
tationsprozesse in den Belegschaften und auf dem Arbeitsmarkt begünstigt oder 
gebremst werden. Dabei sollen zentrale Indikatoren (Branche, Technikausstattung, 
Formen der Weiterbildung usw.) systematisch geprüft und aufeinander bezogen 
werden. 

- Auf der dritten Ebene werden Bedarfs- und Bestandsanalyse miteinander verbun­
den, um die betriebliche Weiterbildung im umfassenderen Kontext beruflicher Wei­
terbildung zu verorten. Die Verknüpfung der beiden Ebenen soll ein genaueres Bild 
von den Problemen und Defiziten des Forschungsstandes ermöglichen, um darauf 
aufbauend ein Forschungskonzept zu entwickeln. 

* Das Projekt wird vom Bundesministerium fÜr Bildung und Wissenschaft finanziert. 
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Methode und Durchführung 

Die Analyse von Bedarf an beruflicher Weiterbildung und Stand der betrieblichen Wei­
terbildungsforschung wird sich auf neuere empirische Untersuchungen aus den Berei­
chen der Berufsbildungsforschung, der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung und der 
industriesoziologischen Forschung stützen. Hierbei sind nicht: nur die umfassenden 
und ihrem Anspruch nach zumeist repräsentativen Studien der großen Forschungsinsti­
tute (z.B. BiBB und IAB) zu berücksichtigen, sondern auch monographische Fallstudien 
für einzelne Wirtschaftsbereiche, Arbeitnehmergruppen und betriebliche Weiterbil­
dungsmodelle. Um eine adäquate Erfassung des Forschungsstandes sicherzustellen, 
sollen zusätzlich Expertengespräche in großen Forschungseinrichtungen, politischen 
Institutionen und Gewerkschaften durchgeführt werden. 
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GESELLSCHAFTLICHE BEDINGUNGEN UND WIRKUNGEN VON EINSATZ UND 

VERBREITUNG DER IuK-TBCHNIKEN AUF SCHWELLENLÄNDER - AM BEISPIBL 

DER COMPUTBRISIBRUNG DES ARGENTINISCHEN FINANZSEKTORS* 

Ausgangspunkt und Zielsetzung 

Das Projekt untersucht Einsatz-, Verbreitungs- und Anpassungsformen von 
luK-Techniken im argentinischen Finanzdienstleistungssektor, um empirisch fundier­
te Kenntnisse über die Wechselbeziehungen zwischen strukturellen Rahmenbedingun­
gen und technologischer Modernisierung, über die Ziele und Motive der angewandten 
Rationalisierungskonzepte und über die mit ihrer Realisierung verbundenen sozialen 
Auswirkungen auf die Beschäftigungslage, auf die innerbetriebliche Reorganisation 
der Arbeitsformen und auf die Umformung von Dienstleistungsverhältnissen zu ge­
winnen. 

Die Untersuchung steht im Schnittpunkt von Technik-, Arbeits- und Entwicklungs­
soziologie. Gegenüber der Entwicklungssoziologie und -politik, deren Analysen bisher 
unter Heranziehung aggregierter Daten im wesentlichen auf den Produktionssektor 
fokussiert waren, rückt sie mit der Betonung des Dienstleistungssektors und der kon­
kreten Beschäftigungsverhältnisse die Bedeutung zweier bisher vernachlässigter 
Aspekte in den Blick. Bezogen auf die Techniksoziologie erhoffen wir uns eine Er­
weiterung unserer Kenntnisse sowohl über die Rolle der kulturellen Faktoren, die den 
Einsatz und die Nutzung von IuK-Technik beeinflussen, als auch über die Veränderun­
gen nationale r Dienstleistungskultur, die langfristig durch die Ausbreitung der neuen 
luK-Technik bewirkt werden könnten. 

Methode und Durchführung 

Die empirische Bearbeitung der Wechselbeziehungen zwischen entwicklungspoliti­
schen Modernisierungskonzepten, Technologietransfer und betrieblichen Handlungs­
bedingungen bzw. -perspektiven wird die überbetriebliche Ebene politischer Steue­
rung und lnteressenabstlmmung sowie die Ebene der betrieblichen Entscheidungs­
und Rationalisierungsprozesse umfassen. Die Fragen der überbetrieblichen Ebene 
sollen vor allem über Expertengespräche u.a. in staatlichen Institutionen, Unterneh­
mensverbänden und Gewerkschaften geklärt werden. 

Das Schwergewicht des Projekts wird in der Analyse der betrieblichen Handlungs­
bedingungen und Veränderungsprozesse liegen. Die Rekonstruktion von geschäfts­
bzw. personal politischen Strategien, Technikeinsatzkonzepten und Rationalisierungs­
maßnahmen wird sich auf das Instrument des strukturierten Expertengesprächs 
stützen. Die Veränderungen von Arbeitsorganisation, Aufgabenzuschnitten und Qua­
lifikationsanforderungen sowie die Wahrnehmungs- und Akzeptanzprobleme sollen 
über Funktionsanalysen und Inte rviews mit betroffenen Angest ellten erhoben 
werden. 

* Das Projekt wird von der Stiftung Volkswagenwerk finanziert. Es ha t eine Lauf­
zeit von zwei Jahren. 
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ARBEITSBEDINGUNGEN IM DIBNSTLEISTUNGSSEKTOR * 

Ausgangspunkt und Zielsetzung 

Mit diesem Forschungsprojekt sollen Stand und Entwicklungsstendenzen der Arbeits­
bedingungen in ausgewählten Dienstleistungsbereichen analysiert werden. Wegen 
der Uneinheitlichkleit der im Dienstleistungssektor zusammengefaßten Beschäfti­
gungsverhältnisse konzentriert sich die als Literaturstudie konzipierte Untersuchung 
auf bestimmte, unter funktionalen und beschäftigungsstrukturellen Gesichtspunkten 
zusammengehörende Untergliederungen, und zwar auf die marktregulierenden und 
unternehmensbezogenen Dienstleistungen der Branchen bzw. Beschäftigungsbereiche 
Einzel- und Großhandel, Banken, Versicherungen sowie Beratungsdienste und Soft­
ware-Herstellung. Neben der ökonomischen Einbindung in den jeweiligen Markt und 
die jeweilige Branche gilt die besondere Aufmerksamkeit der Studie den Konzepten 
der Unternehmen zur Techniknutzung und zur organisatorischen Neugestaltung sowie 
den Strategien zur Flexibilisierung des Personaleinsatzes als wichtigen Rahmenbe­
dingungen für die Ausgestaltung der Arbeitsbedingungen. Zwei Problemkomplexen 
soll vor allem nachgegangen werden: 

- Wie verläuft unter dem Einfluß der neuen Technologien und veränderter Markt­
bedingungen die Rationalisierungsdynamik in den ausgewählten Dienstleistungs­
bereichen, und von welchen Faktoren ist die Dynamik abhängig? 

- Wie sehen die vorhandenen und sich entwickelnden Beschäftigungsverhältnisse aus, 
wovon ist ihre Qualität abhängig, wie variiert sie zwischen den einzelnen Dienst­
leistungsbranchen, und sind die lange Zeit gehegten optimistischen Erwartungen 
gerechtfertigt, daß mit der Ausweitung von Dienstleistungstätigkeiten auch eine 
Verbesserung der Arbeitsverhältnisse einhergehe? 

Durch einen internationale n Vergleich mit den entsprechenden Verhältnissen in den 
USA soll darüber hinaus die Rolle, die verschiedene kulturelle Verhaltensmuster und 
Traditionen für die Entwicklung von Dienstleistungen spielen, mit in die Untersu­
chung einbezogen werden. 

Methode und Durchführung 

Die Entschlüsselung der Zusammenhänge zwischen Arbeitsbedingungen, technisch­
organisatorischer Entwicklung und sozio-ökonomischen Faktoren soll durch die Auf­
arbeitung und Analyse des gegenwärtigen Forschungsstandes geleistet werden. Der 
Identifizierung vorhandener Forschungslücken sowie den unterschiedlichen Metho­
den und Prämissen der vorliegenden Untersuchungen gilt dabei ein besonderes In­
t eresse. Es wird darum gehen, anhand der verfügbaren Literatur die Entwicklung 
der Arbeitsbedingungen im einzelnen zu beschreiben, die Verursachungsfaktoren für 
die Richtung ihres Wandels herauszuarbeiten, über erwartbare Trends unter den na­
tionalen Bedingungen der Branchen Hypothesen zu entwickeln und Gestaltungsal­
ternativen zu erörtern. 

* Das Projekt wird vom RKW finanziert. Es hat e ine Laufzeit von eine m Jahr. 
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STRUKTUR WANDEL, QUALIFIKA TIONSENTWICKLUNG, WBITERBILDUNGSER­

FORDERNISSE UND -STRATEGIBN IM GROSS- UND EINZELHANDEL 

Ausgangspunkt und Zielsetzung 

Der Groß- und Einzelhandel, der mit über 3,5 Mill. Beschäftigten (Ende 1986) den mit 
Abstand beschäftigungsreichsten Wirtschaftsbereich im gesamten Dienstleistungssek­
tor darstellt, hat seit den 50er und 60er Jahren einen tiefgreifenden Strukturwandel 
erfahren. Diese Entwicklung, die gekennzeichnet ist durch kontinuierliche Rationali­
sierungsbestrebungen, die ihrerseits eingebettet sind in starke Konzentrations- und 
Zentralisierungsprozesse, sich wandelnde Vertriebsformen und zunehmende Interna­
tionalisierung, wurde in den vergangenen Jahren durch den Einsatz neuer Technolo­
gien dynamisiert. Strukturwandel und neue technische Potentiale, die sich in konzep­
tionellen Veränderungen der Geschäftspolitik der Handelsbetriebe niederschlagen, 
haben gravierende Folgen für die Arbeitsorganisation und Personalwirtschaft wie auch 
für die Qualifizierung und Weiterbildung der Mitarbeiter. 

Das Forschungsprojekt will einen Beitrag zur Analyse der spezifischen Problemkon­
stellationen der Personal- und Qualifizierungspolitik im Groß- und Einzelhandel lei­
sten. Hierzu gehören: 

- eine Übersicht über die Beschäftigungs- und O.ualifikationsentwicklung unter be­
sonderer Berücksichtigung von 

o funktionalen Einsatzbereichen der Beschäftigten 
o neuen Formen der Arbeitszeitstrukturierung 
o Karrieremustern und Zugang bzw. Ausschluß von Qualifizierungsmaßnahmen 
o Berufs- und Qualifizierungsinteressen der Beschäftigten; 

- eine Übersicht über Nachfrage- und Angebotsstrukturen für Weiterbildung, die der 
Heterogenität der Unternehmens- und Betriebsstrukturen Rechnung trägt; 

- Aufschlüsse über typische Qualifizierungsinteressen und -Strategien unterschied­
licher Handelsunternehmen 

- Entscheidungshilfen insbesondere zur Einschätzung von Beschäftigungsperspektiven 
und -risiken für Frauen. 

Methode und Durchfunrung 

Die Untersuchung soll auf zwei analytischen Ebenen durchgeführt werden: 

- auf der Ebene beschäftigungsstatistischer Daten und repräsentativer Erhebungen 
(insbesondere einer vertieften Auswertung der Bibb/IAB-Berufsverlaufsuntersu­
chung sowie der Einbeziehung von Daten des Modellversuchs der innomedia und der 
Fachverbände u.a.); 
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- auf der Ebene betrieblicher Fallstudien (Expertengespräche), wobei die Auswahl 
der Unternehmen nach zentralen Strukturmerkmalen wie Technikeinsatz, Grad der 
Internationalisierung u.a. erfolgt. 

Das Forschungsprojekt wird im Rahmen einer von der OECD koordinierten Vergleichs­
studie "Technological Change and Human Ressources;The Service Seetor", an der sich 
neun Länder beteiligen, durchgeführt. Gefördert wird die Studie vom Bundesministe­
rium für Bildung und Wissenschaft. Im Herbst 1989 sollen die Forschungsergebnisse 
in einer nationalen Fachkonferenz mit interessierten Wissenschaftlern, Verbandsex­
perten und Praktikern aus Unternehmen und Verwaltungen erörtert werden. 
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QUALIFIKATIONSORIBNTIBRTE ARBEITSORGANISATION IN ENTWICKLUNG UND 

KONSTRUKTION ALS ANSATZ ZUR BEWÄLTIGUNG VON Cllil-BINFÜHRUNG UND 

PRODUKTINNOVATION* 

Ausgangspunkt und Zielsetzung 

In den Entwicklungs- und Konstruktionsbereichen (E&K-Bereichen) der ausrüsten­
den Industrie finden gegenwärtig Veränderungsprozesse statt, die durch eine beson­
dere Bedingungskonstellation geprägt werden. Zum einen ist die Mikroelektronik zum 
Ausgangspunkt eines tiefgreifenden Rationalisierungsprozesses technischer Angestell­
tenarbeit in den E&K-Bereichen geworden. Zum anderen werden die E&K-Bereiche 
in einer Zeit zum Rationalisierungsobjekt, da ihr Stellenwert als Träger des Produkt­
innovationsprozesses zunimmt. 

Der Prozeß der Produktinnovation hat bis heute im Kernbereich der ausrüstenden 
Industrie, dem Maschinenbau, einen spezifischen Charakter: Innovation und betrieb­
liches "Tagesgeschäft" sind eng miteinander verflochten, Neuerungen entstehen aus 
Wechselwirkungen zwischen einer täglichen "Empirie der Produktvariation" und dem 
punktuellen Aufgreifen extern entstandener neuer technischer Problemlösungen. In 
den E&K-Bereichen selbst besteht ein "Arbeitsmilieu", das sich durch eine projektbe­
zogene, gruppenförmige Arbeitsorganisation auszeichnet. Wir bezeichnen die sich 
auf spezifische Qualifikationsanforderungen (die überwiegend durch praktische 
Erfahrung erworben werden) gründende gruppenförmige Arbeit in den E&K-Bereichen 
des Maschinenbaus als "qualifikationsorientierte Arbeitsorganisation". 

Im Zentrum des Forschungsvorhabens stehen folgende Fragen: Inwiefern verändert 
sich die "qualifikationsorientierte Arbeitsorganisation" durch den Rationalisierungs­
schub und die gestiegenen Anforderungen an die Produktinnovation ? Wie wird der 
infolge dieses "doppelten Zugriffs" scheinbar unabweisbare Zwang zu einer zuneh­
menden "Verwissenschaftlichung" der E& K von Maschinen in den E& K-Bereichen 
umgesetzt, unter welcher Einflußnahme der Akteure und mit welchen Folgen für 
sie? 

Das Forschungsvorhaben umfaßt mehrere Untersuchungsdimensionen. Zunächst geht 
es um "Rekonstruktion" der Strukturen der Wissensproduktion und -umsetzung, die 
die Herstellung von Maschinen in der Bundesrepublik prägen. Hier geht es um die 
Analyse 

- der Bedeutung von "Verbünden" zwischen Maschinenbauindustrie, Wissenschaft 
und Staat sowie zwischen Maschinenbauunternehmen und ihren Kunden für Pro­
duktinnovation und Prozeßrationalisie rung, 

* Das Forschungsvorhaben wird vom BMFT finanziert. Es ist Teil des "Untersu­
chungsverbundes Wirkungsanalyse im Programm Fertigungstechnik 1988 - 1992", 
das über den Projektträger Fertigungstechnik in Karlsruhe abgewickelt wird. Die 
Projektlaufzeit beträgt drei J ahre und sieben Monate. Neben dem SOFI gehören 
das Fraunhofer Institut für Systemtechnik und Innovationsforschung in Karlsruhe 
(ISI) und das Institut für sozialwissenschaftliche Forschung in München (ISP) dem 
Untersuchungsverbund an. 
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- der betrieblichen und betriebsexternen Notwendigkeiten, Bedingungen und Chan­
cen zur Produktinnovation und Prozeßrationalisierung differenziert nach "objek­
tiven Innovationstypen" (Kriterien: Fertigungstyp, Produktkomplexität, Unterneh­
mensgröße), 

- der Differenzen von Organisations- und O.ualiflkationsstrukturen, von Rekrutie­
rungs-, Qualifizierungs- und Aufstiegsmustern in den E&K-Bereichen. 

In einem weiteren Schritt sollen die in den E&K-Bereichen stattfindenden Verände­
rungsprozesse und ihre Folgen untersucht werden: 

- Auf dem Hintergrund der "objektiven Innovationstypen" wird der Zusammenhang 
von Einsatzvoraussetzungen und angestrebten Wirkungen von CIM als Rationali­
sierungs- und Innovationsinstrumentarium in einem ersten Zugriff aus "Unterneh­
mensperspektive" thematisiert. 

- Der angesichts gestiegener Produktinnovationsanforderungen stattfindende Pro­
zeß der CIM-lmplementierung wird zwar durch die objektiven Strukturen geprägt, 
ist aber ohne die Einflußnahme der Akteure nicht zu denken. Die Klärung ihrer Rol­
le in diesem Prozeß sowie der darin auftretenden Interessenkonflikte ist deshalb 
ein wesentliches Anliegen des Forschungsvorhabens. 

Methode und Durchführung 

Je Innovationstyp sollen für die Hauptphase der Untersuchung Unternehmen mit un­
terschiedlichen technischen und organisatorisch-personellen Ansätzen der CIM-lm­
plementierung bzw. der Bewältigung der Produktinnovationsproblematik ausgewählt 
werden. Die Betriebserhebungen sollen zeitlich gestaffelt im Sinne einer 
Längsschnittstudie durchgeführt werden, um dem Prozeßcharakter der Restruktu­
rierung der E&K-Bereiche Rechnung zu tragen. Geplant sind etwa 20 Kurzrecher­
chen und Kurzfallanalysen und sechs bis neun Intensivfallstudien. 

Die betriebssexternen Untersuchungen werden sich auf technische Institute, CIM-Her­
steller, ausgewählte Verbände und staatliche Institutionen erstrecken (Expertenge­
spräche). Sie sollen möglichst als kontinuierlicher bilateraler Kommunikationsverbund 
organisiert werden. Im Rahmen des "Untersuchungsverbundes" ist die gegenseitige 
Unterstützung der beteiligten Forschungsinstitute vorgesehen. 
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S OFI-NB UB RSC H BIN UN GB N 

Martin Baethge, Brigitte Hantsche, Wolfgang Pelull, Ulrich Voskamp: Jugend: Arbeit 
und Identität. Lebensperspektiven und Interessenorientierungen von Jugendlichen. 
Leverkusen (Leske und Budrich) 1988. 

- Das Buch basiert auf einer zwischen 1983 und 1987 am Soziologischen Forschungs­
institut Göttingen durchgeführten qualitativen Untersuchung unter jungen Arbeit­
nehmern (19 bis 25 Jahren) aus den wichtigsten Berufsgruppen. Es bringt neue Ak­
zente in die aktuelle Jugend-Diskussion und korrigiert weit verbreitete Positionen 
und Aussagen. Sein vielleicht wichtigstes Ergebnis: Im Gegensatz zur Ansicht von 
Demoskopie und großen Teilen der öffentlichen Meinung hat die Jugend die Er­
werbsarbeit innerlich nicht abgeschriebe~ sondern räumt ihr mehrheitlich bei 
ihrer Suche nach Identität einen hohen, häufig sogar den zentralen Stellenwert 
ein. Im Vordergrund stehen dabei Ansprüche an die inhaltliche Komplexität der 
Arbeit und an ihr kommunikatives Umfeld, nicht so sehr an Lohn/Gehalt oder 
Karriere. Ein hedonistisches, freizeitorientiertes Lebenskonzept verfolgt nur eine 
Minderheit, nicht einmal ein Sechstel der Jugendlichen. Unverkennbar ist eine An­
näherung der Lebenskonzepte zwischen den Geschlechtern. Auch die Mehrheit der 
jungen Frauen sucht ihre Identität heute in der Erwerbsarbeit, entweder im Sinne 
einer eindeutigen Prioritätensetzung für die Arbeit oder im Sinne einer angestreb­
ten Balance zwischen Arbeit und Familie/Partnerschaft. 

Im Verhältnis Jugendlicher zur Arbeit hat sich allerdings Grundlegendes verän­
dert. Die durchgängig hohen inhaltlichen und kommunikativen Ansprüche an Arbeit 
kennzeichnen ein sich zunehmend individualisierendes Arbeitsverständnis, in dem 
die "sinnhaft-subjektbezogenen" Dimensionen der Arbeit den "rnateriell-reproduk­
tionsbezogenen" den Rang abgelaufen haben. Die individualistischen Arbeits- und 
Lebenskonzepte stellen Unternehmen und Gewerkschaften vor neue Herausforde­
rungen. Wo das vorrangige Interesse auf den Tätigkeitsinhalt geht, lockert sich 
die Bindung an den Betrieb schneller und scheinen das Lohndifferential und die 
mit ihm verbundenen Personalführungskonzepte zur Steuerung von Arbeitsmotiva­
tion und -verhalten weitgehend ausgespielt zu haben. Aber auch die Gewerkschaf­
ten verlieren vor diesem Hintergrund im Bewußtsein der Jugendlichen an Attrakti­
vität. Ihre konkreten Arbeitsinteressen suchen die Jugendlichen vor allem in indi­
vidualistischen Lösungsstrategien durchzusetzen; sie stehen in der überwiegenden 
Mehrheit den Gewerkschaften distanziert· bis gleichgültig gegenüber. 

Hartwig Heine, Rüdiger Mautz, unter Mitarbeit von Michael Schumann: Umwelt­
bewußtsein von Industriearbeitern. Erscheint im Mai 1989 im Campus Verlag, Frank­
furt. 

- In der ökologisch interessierten Öffentlichkeit herrscht die Einschätzung vor, daß 
die Arbeiter, und zwar insbesondere Industriearbeiter in ökologisch problemati­
schen Produktionszweigen, der Umweltdiskussion mit erheblicher Distanz gegen­
überstehen. Aufgrund einer empirischen Untersuchung, in der Facharbeiter. teils 
in der Chemieindustrie, teils in anderen Industriebereichen und Arbeitslose in In­
tensiv-Interviews befragt wurden, kommen die Autoren zu dem Ergebnis, daß diese 
Einschätzung korrekturbedürftig ist. Bei den Industriearbeitern im allgemeinen 
ist das Umweltthema "angekommen", auch wenn sich seine Akzeptanz zwischen 
Beschäftigten und Arbeitslosen differenziert. Auch bei den Chemiearbeitern muß 
diffe renziert werden: Unter bestimmten Bedingungen und bei bestimmten unte r­
nehmenspolitische n Konze pten können die beruflichen Erfahrungen hier sogar zu 
e ine r überdurchschnittlichen ökologischen Sensibilisierung be itragen, die sich auch 
kritisch auf das e igene Unternehmen bezieht. 
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Karin Gottschall, Heike Jacobsen, Ilse Schütte: Weibliche Angestellte im Zentrum 
betrieblicher Innovation. Schriftenreihe des Bundesministeriums für Jugend, Fami­
lie, Frauen und Gesundheit, Band 240. Bonn 1989 (im Erscheinen). 

- Mit diesem Bericht werden die Ergebnisse eines zweijährigen Forschungsprojekts 
über die Implikationen des Einsatzes neuer Bürotechnologien in kaufmännischen 
Verwaltungen kleiner und mittlerer Industriebetriebe (bis 600 Beschäftigte) für 
die Arbeits- und Beschäftigungssituation weiblicher Angestellter vorgelegt. 

Frauen stellen hier seit langem das flexibel einsetzbare Stammpersonal auf der 
Sachbearbeitungsebene. Mit dem Einsatz neuer Bürotechnologien wachsen ihnen 
angesichts der in diesem Betriebstypus nur gering ausgeprägten personellen und 
organisatorischen Infrastruktur zur Implementation und "Pflege" der neuen tech­
nischen Medien neue Aufgaben zu. Gleichzeitig steigen die Anforderungen an 
kaufmännische Fachkenntnisse und Verhaltensqualifikationen. Die Bewältigung 
dieser Veränderungen gelingt den Frauen aufgrund ihrer großen Leistungsbereit­
schaft und individueller Weiterbildungsaktivitäten. Darüber hinaus werden im Zuge 
neuer geschäftspolitischer Konzepte zunehmend formal hoch qualifizierte 
Arbeitskräfte extern rekrutiert für Leitungsstellen und zum Teil neu geschaffene 
Stabs- und Assistenzpositionen. Für diese neuen Stellen zeichnet sich eine Bevor­
zugung weiblicher Bewerber ab, sofern sie jung und zeitlich uneingeschränkt ver­
fügbar sind, sowie die vergleichsweise geringen Gratifikationen akzeptieren. 

Weibliche Angestellte in diesem Betriebstypus s ind also nicht zwangsläufig als 
"Verliererinnen" technisch-organisatorischer Rationalisierung zu betrachten. Viel­
mehr sind erweiterte betriebliche Interessen an qualifizierten Einsatz von Frauen 
zu verzeichnen, wobei dennoch geschlechtsspezifische Trennungslinien - nunmehr 
auf "höherem Niveau" - vorläufig bestehen bleiben. 


